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DieBevölkerungsbewegungin WienimAugust1933 .
Wiedie Magistrats - Abteilungfür Statistik mitteilt,kamen

heuerimAugustinWien. 069SäuglingelebendzurWelt .VondenLebendge¬
burten waren564Knabenund505Mädchen ,835eheliche und234uneheliche
Kinder .In der Wohnungder Mutterwurden115,inAnstalten924Kindergeboren .
ImBerichtsmonateerfolgtenin Wien21Totgeburten.

Ueberdie Säuglingssterblichkeit wird berichtet ,dass imver¬

gangenenAugustin Wien53Säuglingestarben .VondenimBerichtsmonatever¬
storbenenSäuglingenwaren30Knabenund23Mädchen,36ehelicheund17un¬
ehelicheKinder; 35SäuglingestarbenimerstenLebensmonat ,18imzweitenbis zwölftenLebensmonat.

Im August des heurigen Jahres starben von der WienerWohnbe¬
völkerung. 502Personen.VondenVerstorbenenwaren746männlichenund756weiblichen Geschlechtes .Als hauptsächliche Todesursachen sind in 302Fällen

Krebs ,in 213FällenorganischeHerzkrankheiten,in 139FällenTuberkuloseder
Atmungsorganeundin 87FällenLungen- undRippenfallentzündungangegeben
worden; 84Anzeigenhabenals TodesursachenGehirnschlag,63AnzeigenArterien¬
verkalkung,42 Anzeigen Altersschwäche und 14 Anzeigen epidemische Krankhei¬

tenbezeichnet. 60Verstorbenestandenin einemAlterbiszufünfJahren,
15in einemAltervonfünfbis zehnJahren,7in einemAltervonzehnbis
fünfzehn Jahren ,16 in einem Alter von fünfzehn bis zwanzig Jahren,76 in
einemAltervonzwanzigbis dreissigJahren ,113in einemAltervondreissig
bis vierzigJahren ,1lhin einemAltervonvierzigbis fünfzigJahrenund
290 in einemAlter von fünfzig bis sechzig Jahren ; 780Verstorbenewaren
mehrals sechzigJahrealt .In derWohnungstarben593,inAnstalten909
Personen .ImBerichtsmonatebegingenin Wien86PersonenSelbstmord,164Per¬
sonenSelbstmordversuch .

NachdemBerichtderMagistrats-AbteilungfürStatistiksind
heuerimAugust11. 956PersonennachWienzugewandertund11. 546Personen
vonWienabgewandert .Bei Berücksichtigungder Wanderungsbewegungundder
BevölkerungsbewegungergibtsichimBerichtmonateeineAbnahmederWiener
Bevökerungum23Personen.

BezirksvertretungMargareten.
DieBezirksvertretungMargaretentritt amkommondenMontag

um17 Uhr zu einer Plenarsitzung zusammen.
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Wiener Landtag
Sitzungvom3 .November1933.

Präsident Dr .Neubauer eröffnet um 17 Uhr die Sitzung .Vor
Eingehenin die Tagesordnungteilt der Präsidentmit ,dass der Abg .Reás¬2ent !Notde denJoSee. )mannam16 .Oktobervonder Bundespolizeivérhaftetwordenist .Abg.
Reismannhat andenPräsidentenein Schreibengerichtet ,in demermitteilt ,
dasser nachSchlussdessoz .dem .Parteitagesaufder GassevonPolizeiorga¬

nenverhaftetwordenist . Erist der Meinung ,dassdie VerhaftungdieImmu¬
nität verletzt,undbittet ,das Nötigezu veranlassen .PräsidentDr .
Neubauer setzt fort :Ich will es unterlassen ,die Frage zu untersuchen ,ob
die Polizeiorgane berechtigt waren ,in diesem Falle ein " Ergreifen auffri¬
scherTat "imSinnederBestimmungenderVerfassunganzunehmen,weilessich
ja - selbst wenndie Beshhuldigungzu Rechterhobenwerdenkann- umein
Verbal - Delikthandelt .Sicheraber ist es ,dass die Polizei dieVerfassung
dadurchverletzt hat ,dass sie nicht sofort demPräsidentendesLandtages
die geschehene Verhaftung bekanntgegeben hat ( Hört Hörtrufe ) .Ich werde
deshalbdemHerrnLandeshauptmannvondiesemzweifellosenAusserachtlas¬
senverfassungsgesetzlicherBestimmungendurchPolizeiorganeMitteilung
machenund ihn ersuchen ,in geeigneter Formdas Weitere zuveranlagsen .
Amgestrigen Tageist eine Zuschrift des LandesgerichtesfürStrafsachen
WienI vom30 .Okrober1933 eingelangt ,die die Verständigungvon derVer- ¬
haftungdesHerrnAbgeordnetenReismannam16 .Oktober1933undvondessen
Enthaftungam17 .Oktober1933enthält .DasichdieseZuschriftaufdie
Artikel 57 ,Absatz3 ,und96 der Bundesverfassungberuft ,so soll sieoffen¬
bardieimArtikel57,Absatz3 ,vorgeseheneBekanntgabebedeuten .Sieändert
aber selbstverstöndlich nichts an dem Versäumnis der Polizeibehörde und
gibt nureineIllustration davon ,wiemandie GebotederBundesverfassung
hahdhabt ,die ja verlangt ,dass die Verhaftung"sogleich "bekanntgegeben

wird .
EswirdindieTagesordnungeingegangen .
DieGesetzesvorlagebetreffenddieAbänderungdesGesetzes

vom21 .Dezember1925über die Festsetzungdes AusmmssesvonVerwal-¬
tungsabgabenimBereichedes Landesundder GemeindeWienunddieEinhebungvonAmtstaxenwirdnachdemBerichtedes St . R.Linderin erster undzweiter
Lesungangenommen.

Abg .Wagner( soz .dem )berichtethieraufüberdasErsuchendes
StrafbezirksgerichtesI umZustimmungzur VerfoggungdesLandtagsabg .
Schleifer . Eshandelt sich umfolgendenTatbestand .Am8 .April d .Jahres
wurdebeim Verein der Schützen und Jagdfreunde im IX . BezirknachWaffen
gesucht und tatsächlich auch eine Anzahl von Waffen gefunden ,die wieh
behauptetwird ,demRepublikanischenSchutzbundgehörten .DaAbg .Schleif
Obmann beider Vereine war ,wird seine Verfolgung beantragt .Berichterstatt .

beantragt ,deenErsuchendes Strafbezirksgerichtes keine Folgezugeben .
Abg .Dr .Wernisch( chr .soz . ) bemerkt ,bevor manin dieSache

eingehe ,müssemansich die Person ,umdie es sich handle,etwasnäheran¬
schen .Vornochnicht langer Zeit zirkulierten in den ZeitungenNotizen ,
dass GR .Schleifer vonder zustündigenParte instanz einen Verweiserhal¬
tenhätte .DemgegenüberwurdeaberimAugustd .J .in einerVertrauenmänner-¬
vers ammlungim IX. Bezirlals das Ergebnisder gegenGR .Schleiferge¬
führten Unterauchungdes Untersuchungsausschussesimag ! .
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erklärt ,GR .Schleifer sei glänzend rchabilitiert .Diese Erklärung hat
in Ihren eigenen Reihen eine ausserordentlicheEnnrüstung ausgelöst undder
HerrBürgermeisterwieST. . WeberundverschiedeneIhnerParteininstanzen
wind davon durch verschiedene Zuschriften genauestens infommiert. Diese
aentrüstung ist mehrals vorstandlich ,wennmanerfährt ,wieGR. Schleifer
seinMandatin derschnödestenWeisezudenunlauterstenZweckenmiss¬
brauchthatundmissbraucht.EinigeFällefürvioleundzwarsinddieseFälle
belegt .EinePartei . . hatbereits imJahre1924SchleiforumIntervention
wegenAufnahmein einePflegeschulegebeten .Schleiferverlangtedafür
vonderFraueineZusammenkunftaneinemruhigen ,gemütlichen,einsamenPlatz .
In der ArbeitbüchereiIX . ZimermanngassewurdenachdonAuasageneinerFrau
M .ein Brief mit der Handschriftvorgefunden ,in welchemWohnungenmitPreis¬
angabenBewerbern angetragen wurden .Der Briefist allerdings verschwunden .
Der Familie des seinerzeitigen Finders der sich natürlich an nichta mehrer¬
innern kann ,hat maneine Werkstätte in einemGemeindebauzugewiesenund
einesder Fanilienmitgliederwardie Zeit her umvorübergehendauchin
StellungbeimE .Werk .EinKürschnermeister. . hatnachseinerAeusserung
verschiedenen Fersonen gegenüber seine Wohnung durch einen Gemeinderat

dedIX. Bezirksgegenein Entgeltvonca 6000S erhalten .DieserFalldürfte
auch amtlich festgelegt sein .Eine Schauspielerin hat nach ihreneigenen
Aeusserungendurch Schleifer ihre Wohnungerhalten ,nachdemsie ihmhiefür
als Fraugefällig war .( Lebh .Zwischenfufebei de .Soz .dan . )Ich habedieBe¬
lege bei mir .Ein Theaterdirektor hat über Intervention Schleifers drotz ener¬
gischenPritestesdesArbeterratesdesIX. BezirkseineWohnurzugewiesen
bekommenundzwarangeblichimkünsterischenInteresseOcsterreichs .Tat¬
sahe aber ist ,dass GR .Schleifer in der Folgezeit Verwaltungsrat derTheater¬
gemeinschaftundNutzniessereiner Freiloge geworden ist .Ein Herr Sch .hat
sichverschiedenenPersonengegenübergeäusssert,imGemeindebauPramergasse
seien 3 bis 1 Wohnungenan Parteien nach Geldleistungen an Schleifer verge¬
ben worden .Undondlich ein Fall W .woldertraurigste im SchuldkontoSchleife
Der Mannund die Frau sind arbeitslos ,leben mit 2 Kindern in bitterster Not
und das Unglück wollte es ,dass diese Frau gerade in die Arme des GR .
Schleifergeratenist umInterventionwegeneinerAnstellungdesMannes. . .

Präs .Dr .Neubauor : HerrAbg . ,ich habeSie bisher nichtunter .
brochen ,aberich habedenEindrugk ,dassdas ,wasSiehier vrbringen
nicht im Zusammenhang mit dem Punkt der Tg esordnung stcht ,der jetzt ver¬

handeltwird .WennsolcheVorwürfegegenein MitglieddesHausesbestehen
oder vorgehracht werdenkönnen ,dann ist es doch der beste Weg ,dieseVor¬
würfeder Stelle zur Kenntniszu bringen ,die berufenist ,darübereine
Pfüfunganzustellen .Ich bin aber/der Meinungdasses angezeigt ist ,boi
diesem Punkt der Tagesordnungdasvorzubringen .

Abg. Dr.Wernisch :Dazumöchteich nursagen ,dasswirnach
derAsfdergeführtenUntersuchungkeinVertrauenmehrzur richtigenBe¬

handlungdes Falles haben . GR.Schleifer wirdbei diesemTagesordnungspunkt
imZusammenhangmiteinemDeliktgebracht .DamüssenwirunsseinePerson
dochetwas genaueranschen ,umzu demgestellten AntragStellung zunehmen.
Das ,waa ich vorgebracht habe ,gehört also zurSache .

Präs . Dr .Neubauer : Ichmuss feststollen ,dass ich vonmeiner
Meunungnicht abgehen kann und ich möchteSie sehr bitten ,für dasVorbringe
dieser Beschwerdeden richtigen Wegeinzuschlagen .

Abg. Dr.Wernisch : IchbeugemichdemhohenDiktat ,glaube
aber ,dass die von mir aufgezählten Fälle schon zur Illustration der Per¬
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sönlichkeit des GR .Schleifer schon genügen .Was ich nochvorzubringen
hätte ,würdedas nur nochstärker unterstreichen .Nunsageich :Eineso
gewissenlose ,verantwortüngslosePersönlichkeitwirdObmanneinesge¬
tarnten Waffenvereines und Obmanneiner militantenParteigarde in einer
Zeit wogewissenlose Demagogieschon so unendlich viel Unheilangerich¬
tet hat .( DieSoz .dem. klatschenhier laut Beifall und rufen den Rednerzu :
Jawohl ,das ist gewissenlose Demagogie ! )Es ist unverantwortlich ,dass
in einer solchenZe 'ein solcher MannWaffenverwaltet .Sie müsstenaus
demganzen Tatsachenmaterial die Konsequenzziehen ,dass Sie diesenMann
nicht nur ausliefern ,sondernihn aus IhrenReihenundaus demLandtag
ausstossen . Esist unwürdig ,miteinemsolchenMannhier imHausgemeinsam
zu arbeiten . WennSie die Konsequenzenzu ziehennicht imstandesind ,
dürfen Sie sich nicht wundern ,dass wir unddie berufenenStellen imStaa¬
te zu Ihrer Verwaltungkein Vertrauenhabenkönne: 7 Wir
lehnen den Antrag ab ( Lebh .Beifall . . Chr .soz . )

Abg .Wagnerbenerkt in seinemSchlusswort ,dass dieBemer¬
kungendes Vorrednersnicht zumTagesordnungspunktgehört haben .Dasste¬
nographische Protokoll wird ja demHerrn Lendeshauptmanndie vomVor¬
redner angeführten Fälle zur Kenntnis bringen .Ich kenne von denvor¬
gebrachten Fällen nur den einzigen Fall vomSchauspielhaus ,derals

Konruptionunddergleichen hingestellt wird .Tatsacheist ,dass gemuso wieAbg.
Schleifer auchAngehörigeder chr .soz .Partei vomGemeinderatin dasKu¬
ratorium der Volksoperentsendet wordensind ( HörtHört . d .Soz .dem. )
Auch Mitglieder einer chr . soz .Partei verfügen hie und da über einen

Freisitz odererhalteneinenLogensitzzugesendet,DerBerichterstatter
ersucht ,den vonihmgestellten Antraganzunehmen.

Gemäss dem Antrag des Berichterstatters wird denErsuchen
des Strafbezirksgerichtes Wien I nicht stattgegeben .
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Nunberichtet
AbgeordneterThallerübereineMitteilungdesLandesgerichtes

fürStrafsachenWienI ,betreffenddieVerhaftungdesLandtagsabge-¬
erdnetenEdmundReismann: DieZuschriftdesLandesgerichtesbesagt,
dassAbgeordneterReismann: : c.wegendesVerbrechensnach
§ 65a ,begangendurchdenRuf :Niedermit der Regierung ! ,auf
frischerTatergriffenundverhaftetwordenist .AufGrundderBe-¬
stimmungenüberdieImmunitätstehtesdemLandtagezu ,darüberzu
entscheiden,obdieVerfolgungweitergehenkannodernicht .Das
Immunitätskollegiumhatbeschlossen,demLandtagfolgendenAntragzuunterbreiten :

DerWienerLandtagverlangt,dassdieVerfolgungdesLandtags-¬
abgeordnetenEdmungReismannwegendesVerbrechensnach§65,,lit . a
Strafgesetz,gemäss§134,Absatz5 ,derVerfassungderBundeshaupt-¬
stadtWien(Artikel57 ,Abs. 3,undArtikel96derBundesverfassung)auf
dieDauerderGesetzgebungsperiodedesderzeitigenWienerLandtages
aufgeschobenwird .

AbgeerdneterKunschak( Chr.Soz. )bemerkt,dieserFallsoieiner
derjenigen,dievonjedemAbgeordntenohneUnterschieddesPartei¬
bekenntnissesbedauertwerdenmussgWirlebenineinerZet ,diesich
daringefällt ,dasAnsehender Abgeordnetensystematischherunterzu¬
würdigen,undliderist violfachauchinbreitenKreisendieStimmung
die, ,dassDerjenige,derdasamlautestonundhemmungslosestentut ,
aufdengrösstenBeifallrechnenkann.Esistaberinallenundganz
besondersindenZeiten,indenenwirleben,PflichteinesjedenAbge-¬
ordneten,alleszuunterlassen,wasihnmitdomGesetzinKonfliktzu
bringenvermag.WennjemandpochendaufseineImmunität,sichzuHand-¬
lungenhinreissenlässt ,dieandereStaatsbürgermitschwererStrafe
bedrohen,soheisstdasnichtmutigsoin ,sonderndieImmunität,dioses
oberstoundheiligsteRochteinesAbgeordneten,missbrauchen .DerAbgo-¬
ordnotoReismannhatsichgegendkesenGrundsatzdespaflamentarischen
Lebensontschiedenvergangen.SeineVerhaftungwarnachdarVerfassung
zulässig,denndieVorfassungbesagt,dassdieVerhaftungeinesAbgo-¬
ordnetendannerlaubtist ,wonnerinflagrantibetretenwird.Esist
somitkeinerleiverfassungsmässigesRochtüberhauptundkeinvor-¬
dassungsmässigesRochtdesAbgeordnetenverletztworden ,daherauchkein
Anlassvorliegt,gegendiesenVorgangVerwahrunfeinzulegen.

DiezwoitoFrageistdie ,obderVerhaftungdieBelassunginder
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Haft folgt .Auchdiese Frage ist entschieden .Die Polizoibehördohat
denVerhaftetendemGerichteüberstellt ,unidasGerichthatdieEnt¬
haftungverfügtunddamitdenBestimmungenüberdie ImmunitätderAbge-¬
ordnetenRechnunggetragen .Es liegt also auchhier ein völligeinwand¬
freier Vorgangvor ." : . rDie Frage ,ob die Untersuchunggegenden
AbgeordnetenReismannauf die Dauerder LegislaturperiodediesesLand-¬
tages einzustellen sei ,ist in Wirklichkeit eine Sache ,über die sich

die Juristenauseinanderzusetzenhaben .Solangewirabernichtwissen,
ch die Verfolgung von der Staatsanwaltschaft ,bezw .vom Gericht über¬

hauptfortgesetzt wird ,liegt für unsein Anlass ,irgendeinenBeschluss
zu fassen ,nicht vor ,und daher können wir schon deshalb ,weil die

Beschlussfassungderzeitnichtzeitgemässist ,fürdenAntragnicht
stimmen.(BeifallbeidenCAristl.Soz). )

BerichterstatterThallerstellt in seinemSchlusswortfest ,
dassdasGerichtin seinerZuschriftausdrücklichmitteilt ,dasses
gegendenAbgeordnetenReismannschondie Vorruntersuchungeingeleitet
habe .DasGerichtkannabergegeneinenAbgeordnetenin normalenFällen
keineVoruntersuchungeinleiten ,bevornicht die betreffendegesetz-¬
gebendeKörperschaft“"dieZustimmunggegebenhat .Darauedass
AbgeordneterReismannangeblichauffrischerTatertappt undverhaftet
wurde,leitetdasGerichtdasRechtab ,dieVoruntersuchungainzuleiten,
undes ist nunmehrAufgabedesLandtages,auszusprechen,ober mitder
FortführungdiesserUntersuchungeinverstandennist,odereber nachden
BestimmungenderBundesverfassungundunsererGemeindeverfassungver-¬
langen sell ,dass auf die Dauerder FunktionsperiodediesesLandtages
voneinerweiterenVerfolgungAbstandgenommenwird .

DieFragederAuslieferungeinesAbgeordnotenist keinjuris -¬
tisches Problem ,sondernwar immereine politische Frage .DasImmuni¬
tätskollegiumhatsichniedaraufeingelassen,irgendeinenTatbestand
juristischzuprüfen ,sondernhat "urdieZustimmungoderVerweigerungden Gestirfe

stets nachrein põlitischen Gesichtspunktenentschieden .
WennderAbgeordneteKunschakdasVerhaltenderPolizeiunddes

Gerichtesfürvollkommeneinwandfreihält ,sosei nachderMeinungdes
BerichterstattersgeradedasGegenteilderFall .NachdenBestimmungen
derBundesverfassungundderGemeindeverfassunghatdasGerichtdie
Pflicht ,derbetreffendenKörperschaftvonderVerhaftungeinesAbge-¬
ordnetensofortMitteilungzumachen .Dieses"sofort "hat 14Tagege-¬
dauert( RufebeidenSoz.Dem.ZHört!Hört! )unddiePolizeihatmerk-¬
würdigerweise16StundenzuderFeststellunggebraucht,obderMann,den692



NAIIINSAASAUARUI ONDDNE
Herausgeberund verantw .Redakteur :

7FPANZAAVERFNIEDRICHBlatt 6 . Wien ,am .

sie verhaftetunddersichals MitglieddesWienerLandtageslegiti¬
miertbhat ,wirklichderAbgeordneteReismannist .( NeuerlicheLeb¬
hafte Hört !Hörtrufe bei den Soz .Dem. ) .Auchdas Gericht hatacht
Stundengobraucht ,bis es sich überzeugthat ,dass in diesemFalle
keineFluchtverdachtoderetwasAehnlichesvorliegt ,unddaherden
AbgeordnetonausderHaftentlassenhat .EsliegtalsokeinGrund
zueinerbesonderenGenugtuungüberdasVerhalten- olizeiund
Gerichtin diesemFall vorundes ist daheramPlatz ,dassder
Landtagausspreche ,dass hier sowohlPoliz i ,wiedas Gerichtin
einer Art gehandelt haben ,die mit den BestimmungendesGesotzes
sehrstarkin Widerspruchsteht .

DerBerichterstatterbemerktweitergegenüberdemAbgeordneten
Kunschak,dassnachösterreichischemImmunitätsrechtmitAbsichtein
UnterschiedzwischezerLJusserungenundHandlungengemachtwird.
. . .rDer Ruf :Nieder mit der Regierung !ist nichts ande - ¬
res als eineAeusserung.ObderAbgeordnetedieserAeusserungim
LandtagoderaufderStrassegemachthat ,ist imallgemeinengleich,
soweites sichumdasImmunitätsrechthandelt .DieserRugistnichtetwaeineAufreizungzurVerachtungundzumHass,wieesder§65,
lit . averlangt,sonderneinepolitischeKritikunddasRechtzuer¬
köaren,objemandmitderRegierungeinverstandenist odernicht,
mussnichtnureinemAbgeordneten,sondernjedemStaatsbürgerin
diesemStaatezustehen.(LebhafterBeifallbeidenSoz .Dem. )Esist
slsokeinMissbrauchderImmunität,wenneinAbgeordneterNiedermitderRegierungruft : ,sonderneinMissbrauchderöffentlichenGewalt,
wenndiesojomand ,deranderRegierungKritikübt ,dafürindieser
ArtzurVerantwortungzieht .(NeuerlicherlebhafterBeifallbeiden
Soz.Dem. )-AbgeordneterDr.Wernisch(Chr.Soz. )WasistmitdenAnge-¬stelltenderGemeindeWien ?MankanndochnichtdieRechteund
Pflichten der Angestellten einer Verwaltungskörperschaft mitden
Rechtenvergleichen ,die derStaatsbürgerimStaatohat .(Zahlreiche
ZwischenrufebeidenSoz .Dom. ) -AbgoordneterBeisser( Soz. )Werhat
donn :NiedermitBadeni !geschrien ?Ihr wartos ! ' A

822 . T
Wonn wir soweit kämen ,dass auch Abgeordnote

t nicht mohrihro politische Meinungüber dieVerhältnisse
in diesemStaat undüber die Regierungsagenkönnen ,dannhörtsich
wirklichalles auf .DerBerichterstatterbittet nochmals ,denAntrag
dosImmunitätskollegiumsanzunehmen.(BeifallbeidenSoz,Dem).

AbgoordneterKunschak( Chr .Soz . )berichtigttatsächlich ,dass
für ihn die Fortführungder Untersuchungbedeutungslosunddie
WertungdesImmunitätsrechtesdieHauptsacheist .In diesemFalle
hat derLandtagnichtzubeschliesson ,die Untersuchungsoieinzu¬
stellen ,denndamitwürdeersichseinosEntscheidungsrechtosbogeben,
obeinAbgoordneteraufAnsuchendesGerichtesauszuliefernistoder

osegosPorroeaarrene e poa ardoleder
i dep Abstimmung .wi derAntpat nommDieLandtagssltzung hirauf um 6 gChrosson .6437
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Wiener Gemeinderat
Sitzungvom3 .November1933 .
Bgm.Seitzeröffnetnach18UhrdieSitzung.ErmachtzunächstMitteilung von der Sistierung jener Bestinmungen der Gemeinderatsbe - ¬

schlüsse vom22 .September1933 über die AbänderungderTarifbestimmungen
der städtischen Gaswerkeund Elektrizitätswerke ,die den Stadtsenat ermächtige
die Tarife künftighhnfestzusetzen .

DieGemeinderäteHugoBreitner undKarl Schmidthaben
ihre Mandatezurückgelegt .Anihre Stelle treten Johann Kucera undJosefine
Lenczewski ,die die Angelobung leisten .Die beiden neuenGemeinderatmmit - ¬
glieder werdenanstelle der GemeinderäteNachtnebelundSchmidtinden
Gemeinderatsausschuss für technische Angelegenheiten entsendet .Sodannwird

die WahlderVertrauensmännerfür die GemeindekommissionzurAnlegung
der Geschwornen - undSchöffenliste für das Jahr 1934vorgenommen .

OhneDebatte werdenangenommenAnträge betreffend denVer¬
kaufeinesGrundstücksim . Bezirkandie Ankerbrotfabrik,eineAbänderung
undErgänzungdesFlächenmidmungs -undBebauungsplanesan derLangobarden¬
undWulzendorfgasseim XXI. Bezirk ,betreffend die Widnungeines weiterenBe¬
trages vonS 100 . 000für die vomVerein" Jugendin Arbeit "für Zweckeder
Gene inde zu leistenden Arbeiten im freiwilligen Arbeitsdienst ,ein Ueberein¬

kommenmitder"Gesiba "überdie Werkbundsiodlungundein Antragbetreffend
die KenntnisnahmevonZuschusskrediten.in ausführlicher Weise

Vizebgm .Emmerlingrefriert/über AenderungenderFahrpreise
undFahrpreisbestimmungenfür die städt .StrassenbahnundStadtbahnundfürd
Autobus . Erbemerkt insbesondere,es werde bei der Einführung desKurzstrek¬
kentarifs mit einer Ueberwanderungzu rechnensein ,in demSinne ,dassnun
die Fahrgäs e zumBeginn einer Zone ein Stück Wegszu Fuss gehen ,die Zone
befahrenunddannwiederein StückWegszu Fuss zurücklegen .Einesolche
Ueberwanderungwürdesich finanziell sehr ungünstigauswirken .Durchdie
Erhöhungdes Vollfahrpreises von 32 auf 35 Groschenglauben wir ,einen
Teil des finanziealen Verlustes ,der uns durch diese Ueberwanderungentstehe
wird ,hereinbringenzu können .Hinsichtlichder EinführungdesGepäckstarifs
werd ngewiss Beschwerden erhoben werden ,andererseits wird es vielleicht
von einem Teil des fahrenden Publikums begrüsst werden ,dasseine übermässi¬
ge Belästigung durch mitgeführten Gepäck in Zukunft doch vermieden werden
wird ,Wirwollenunsbemühen ,durchVorschriftenan dasSchaffnerpersonal
die Beschwerden auf ein geringes Mass herabzusetzen .Da es nicht berechtigt
wäre ,den Gepäckstarif nur für lange Strecken einzuführen ,da es abernach
nicht berechtigt wäre ,für kurze Strecken denselben Gepäckstarif wie für

uns
lange Strecken vorzuschreiben haben wir/zu einer Staffelung in demSinne
entchäossen ,dass der Gepäckstarif für kurze Strecken 20 und für lange
Strecken30Groschenbetragensoll .DerHundepreiswirdedemGepäckepreis
gleichgestellt .Wir wollen ,wann einmal Erfahrungen mit demKurzstrecken¬

tarif vorliegenwerden ,demGemeinderatdarüberBericht erstattenund
denkendaran ,wenndie KurzstreckenvomPublikumbevorzugtwerden ,einewei¬

tere Unterteilung der Kurzstrecken vorzunehmen .Heute ist es nochnicht
möglich ,Einzelheiten über diese Unterteilung anzugeben .Wennauch dasuns
oft vorgehaltenen Budapester Beispiel angesichts der verschiedenenBauart
der beiden Städte und der verschiedenen Verkehrsdichten auf unsereStadt
nicht ohneweitres anwendbar ist ,. wollen wiruns der Tatsahe
nichtverschliessen ,dasses in dieserschwerenKrisenzeitdasBestreben
aller Faktoren sein muss ,Verbilligungen vorzunehmen ,wo dies nurmöglich
ist .Vizebgm .Emmerlingeraucht umdie Annahmeder vorliegendenAnträge .
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GR. Holaubek( chr .soz . )bemerkt,dersoganannteZonentarif,
derheutedemGemeinderatvorgelegtwird ,ist keireswegsderZonentarif
wieer seinerzeit vomBürgermeisterDr .Luegereingeführt wurde,erist
ein Kurzstreckentarif im engsten Sinne des Wortes und die Absicht vonder
sich die Mehrheitbei Einführungdieses Tarifes leiten lässt ,ist offen¬
bar die einer verschleierten Verteuerungdes gegenwärtigenStradsenbahn¬
tarifes .Wennmandie Zonen,wie sie früher bestanden haben ,mit denZonen
wie sie jetzt eingeführt werden ,vergleicht ,so ergibt sich . . ,dassder
Ring ,der früher eine Teilstrecke war ,in drei Teilstreckeneingeteilt
ist ,dass in die 2er Linie eine Teilstrecke eingelegt wurde ,dass in die

Linie 3 gar zwei Teilstrecken hineinverarbeitet wurden .Da gibt es . B .eine
ZonevonderSchleifedes&und18WagensdaskleineStückbis zurLerchen¬
felderstrasse . DieserganzeTeilstreckentarif ist nurdarauf
angelegt ,das fahrendePublikummit Kotzenzu fangen .In Wirklichkeitwird
der35GroschenTarifniemandenerspartwerden,dernichtdasGlückhat ,aittsso zu wohnen ,dasser dieFahrt einer Zone beginnen und vorBe¬
endigung der Zone beenden kann .Früher konnte manmit dem11Hellertarif
einmalumsteigen ,Dasist heute unmöglich .Es wird sich baldherausstellen ,
dassder weitausgrössteTeil der BevölkerungdurchdieseTarifänderung

finanziell schwer geschädigt werden wird .Gegen eine Erhöhung des Fahrpreis

von 32 auf 35 Groschenmüsenwir uns mit aller Entschiedenheitwenden,
dadieBevölkerunginderheutigenKrisenzeitnichtinderLageist ,auch
nur eine so kleine Erhöhungauf sich zu nehmen .In Wirklichkeit handeltes
sich bei den Anträgen ,die vorliegen ,nicht darum ,der Oppositionirgendwie
entgegenzukommen ,sondnwiegesagtnurdarum ,dieFahrpreierhöhungzu
verschleieren .Es soll nicht geleugnet werden ,dass sich dieStrassenbahn¬
unternehmungin schwererfinanziellerSorgebefindet ,aberdassdiefinan¬
zielle Sorge entstand ,daran ist die Verwaltung schuld .Manmüsste vorallem
demPublikumwirklichdie Möglichkeitgeben ,die Strassenbahnauchbenützen
zu können .Manmüsste den Vorkriegszonentarif einführen ,denWagenpark
vermehrenunddie Intervalle verkleinern .Zuall dengeäussertenBedenken
kommtnoch ,dassderZonentarifandasPersonalschrschwereAnforderungen
stellenwird .DaderRednerderMeinungsei ,dasssichausdenvorgeschlage¬
nen Tarifänderungen kein finanzieller Erfolg ergeben worde ,stelle er den

Antrag ,den Preis für den Schaffnerfahrschein für eine Teilstrecke mit10
Groschen ,für denSchaffnerfahrprdsfür 2 Teilstrecken miteinmaliger
Umsteigeberechtigung mit 20 Groschen ,für den Hundefahrschein für eineTeil¬
strecke mit 1o Groschen ,für den Hundefahrschein für zwei Teilstrecken mit
einmaliger Umsteigeberechtigung mit 20 ,Groschen festzusetzen ;denTages¬
fahrschein bei einer Fahrt bis zu 1 Teilstrecken unverändert mit 32Grosche

- fahrs,cheinfür denSchaffner/undmit31Groschenfür denVorverkaufsfahrscheinzube¬
lassen ,den Preis der Tagesfahrscheine üher 1 Teilstrecken für denSchaffner

fahrscheinmit35unddenVorvorkaufsscheinüber1 TeilstreckenmitSanee
33 Groschenfestzusetzen .Für den vorgelegten Zonentarif ,der nureinc . c
sei ,sei seine Partei nicht in der Lage zu stimmen( Beifall . . Chr .soz . )



RAT
Blatt 3

JSKOAAESP
Herausgeberund verantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIADRICH

Wien ,am. .

GemeinderatPrinke( Chr .Soz . )erklärt ,dassschonseitJahren
alle möglichen Bemühungen zur Verringerung des Defizites der Strassen¬
bahnengemachtwerden .TrotzdemwärddasDefizitderStrassenbahnen
immer grösser und heuer wird manmit einem Defizit zwischenzehnund
ih Mill .Schilling rechnen müssen .Trotzdemdie Frequenzheutegrösser
ist als in der Friedenszeit ,wird das Defizit immergrösser .Nun
wird eine neue Vorlage vorgelegt ,die manaber nur einegetarnte
Preiserhöhung.nemmon“. :kann .DerRednerbezeichnetesalsungerecht¬
ferigt ,dass die Strassenbahn die Kosten für dieArbeitslosenfahrschein
andfür die ermässigtenFahrscheineder StädtischenAngestelltenzu
tragen habe .DieLeistungenmüsstevielmehrdie Gemeindetragen .Mit
AusnahmevonGeleiseauswechselungenist dasDefizitausdemBetriebder
Strassenbahnnicht entstanden ,da fast keineInvestitionenvorge-¬
nommenwurden .Hingegenwurdenin derZentraleundbei denBahnhöfen
Zu -undUmbautenkostspieligerNaturvorgenommen,es wurdenteuere
ausländischeMaschinenangeschafft ,alles Dinge ,die nichtnotwendig
sind ;für sie ist die Strassenbahndirektion verantwortlich zumachen .
Manhat auchfür die Vertrauensmännerder sozialdemokratischenAnge¬
stelltenaufdeneinzelnenBahnhöfeneigeneZimmerhergerichtet;
jetzt hat die Regierungdiese NesterausgeräuchertundeinigeLeute
sitzen schon im Landesgericht .Mankann der Wiener Bevlkerung nicht
zumuten ,dass sie nicht erkennensoll ,dass sie ,wie mansagt ,mitdem
Kotzengefangenwird .DerZonentærifenthält krasseUngerechtigkeiten.
Soist zumBeispieldie StreckevomZentralfriedhofII .TorzumIII .Tor
eine Zone .Es wird niemandeneinfallen ,fü dieses kurzeWegstück
20 Groschenhinauszuwerfen .DerBevlkerungsoll ebenunterVortäuschung
falscherTatsachenwiedereinePreiserhöhungaufgelastetwerden.Was
Sievorlegen ,ist nichtderZonentarif ,denwirseit Jahrenverlangen,
undist auchnichtderWeg,derdieStrassenbahnenzueinemfinanziellen
Vorteilbringensoll .DieGeschäftspraxisderStrassenbahndirektion
gehtnachderTarnopoler-Methode,sie ist die Geschäftspraxisder
Harnepoler-Juden.MitAusrahmederbegünstigtenFahrscheinewerdenalle
anderenFahrscheineerhöht .Dasist IhnendieHauptsache.Sieregensich
immerauf ,wennvoneinemRegierungskommissärfürdasRathausgesprochenwird .Nun- der Strassenbahnbetriekist reif ,dass einRegierungskommis-¬
hänhingesetzt wird ,umdort Ordnungzu schaffen .Dadie Vorlageder
BevlkerungunddemStrassanbahnperwiederneueOpferauferlegtund
da sie nicht der Wegist ,der die Strassenbahnenaus derDefizitwiirt -¬
schaftherausführenkann ,sindwirnichtin derLage ,fürIhreAnträge
zu stimmen .( Beifallbei denChr. Soz. )
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. RtinSchlösinger(chr. soz. )richtetandenReferenten
eine Anfrage betreffenddie Ermässigten Fahrkarten der städtischen Ange¬

stellten . Bieverweistferner auf die Verteuerungder Kinder -undSchüler¬
fahrscheineundbeschwertsich darüber ,dass bei der Bewilligungermässigter
SchülerfahrscheinehäufigeinwenigsozialerStandpunkteingenommenward.
Mansollte mmemdie grossenOpferberücksichtigen ,welchedie
Elternoft bringenmüssen,umihrenKinderndasMittelschulstudiumzuermög¬
lichen und sollte deshadbin dieser Beziehungnicht engherzig sein .Die
Rednerinerinnert an das vomVerein der katholischen Religionslehreran
denMittelschulenan die Generaldirektionder Strassenbahnengerichtete
Ansuchen ,die Schülerfahrpreisermässigungenauchauf den Sonntagvormittagauszudehnen ,und beantragt :die Fahrpreisermässigung für Schüler auf den

städtischenStrassenbahnen( Schülerkarte )gilt auchan Sonntagenundange¬
setzlichen Feiertagen bis 12 Uhr mittags ( Beifall b . . Chr .soz . )

GR .Stöger( chr ,soz . )befasstsich mitderNeueinführung
derGepäckbeförderungsgebührundmeint ,dassdas ,wasbisherUnfugwar,
nun durch eine Gebühr kgalisiert werden soll .Eine Gepäcksbefärderungin
demvorgschlagenenAusmaaswürdeeine ganz andere Verkehrsdichtevoraus¬
setzen .Dabeiwirdgeradeder schwächsteTeil desfahrendennPublikums
herausgegriffen .Die Vorlagetrifft in erster Linie die Frauen ,die auf
Nasdhmarktund in der Grossmarkthalle ihre Einkäufe besorgen,ummitun¬
endlicherMüheundmit grossenOpfernnotdürftigdenHaushaltführenzu
können . Dietrifft ebenso die kleinen Meister und Gehilfen ,die mit
ihren Werkzeugkistenvielfach die Strassenbahnbenützenmüssen ,undist eine
neueSchikanefür den Gewerbesdand .Durchdie Vorschrift ,dass dieSchaffner
undKontnollorganeberechtigtsind ,zuentscheiden,obdieMitnahmeeines
Gepäckstückeszulässigist odernichtundobfür dieBeförderung: :Gebühr

zu bezahlen ist,werden die Schaffner und Kontrollorgane in eine . :
sehmisaliat - ¬bagsbrachtwerden .Dagegen,dass . B.Rodelnunentgeltlich
befördertwerden ,ist vomgesundheitlichenStandpunktgewissnichtseinzuwen¬
den .AberRodelnfür 6 Personenwerdengebührenfrei befördert werdenkönnen ,
dagegenwirdfür einenzusammenlegbarenKinderwagen,derweitweniger
Platz einnimmt ,eine Gepäcksgebühreingehobenwerden .So bleibt dieVorlage
nach allen Richtungen hin unklar .Sie muss klarer gefasst und besser durch¬
dachtwerden .Wirstellen daherdenAntrag ,dassimAbschnittAdiePunkte
5 (Gepäcksfahrscheinfür mehrals eineTeilstrecke ) ,15(Gepäckfahrscheinfür
eine Teilstrecke ,16 ( Gepäckfahrscheinfür mehrals eineTeilstrecke
im Abschnitt B der Punkt 19 ( Gepäckfahrscheinfür eine Teilstrecke und
die die GebührenpflichtbetreffendenBestimmungendes Abschnittes
F ( BeförderungvonGepäck )zu entfallen ha ( Lebh .Beifall b . . Chr .soz . )

GR .Uebelhör( chr .soz . ]bemerkt .die Vorlageseieine
Verbeugungvorderchr .soz .Minderheit,dieseitJahrundTagbeijedersich
ergebendenGelegenheit darauf hingewiesenhat ,sowohlder Strassenbahnwie
der Befölkerungsolle durch Einführungeines Zonentarifes ein weniggehol¬
fen .werden .Daist manunsmitallenmöglichenStatistikenausanderen
Städtengekommen ,umzubeweisen ,wiewenigmitdemZonentarifdorterreicht
wordenist .Heutebringen Sie einen Zonentarif ,aber nicht umderBevölkerung
zuhelfen ,sondernweilSieihnfür dasrichtigeMittelhalten ,umdenlau¬
sigenFinanzender städtischenStrassenbahnenaufzuhelfen .DerZonentarif
ist nureinehalbeArbeit . ManvertröstetdieBevölkerungaufden1oGroschen¬
tarif .Warumer nichtgleicheingeführtwird ,weisskeinMensch. Wiewenigø3g
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durchdachtderTarifist,gehtdaraushervor,dassmanesderBevölkerung
aufgewissenStreckenunmöglichmacht ,zu20Groschenzufahren . ,z .B.
ist nach8 UhrabendsdieFahrtvonderSchwedenbrükezurOpernicht
möglich .Merkwürdig ist auch ,dass der 20 Groschentarif erst um 8Uhrin
Krafttritt . HättedieMehrheitdieSacheernstergenommen,sohättesie
einen Zonentarif vorgelegt ähnlich dem,wieer unter demchr .soz .Regieme
bestandenhat ,einenTgrif ,derdenInteressenderBevölkerungentsprochen
hätte .ObihnenmitdiesemTarifdieSanierungderStnassenbahngelingen
wird ,ist sehrzubezweifeln .Umdaszuerreichen,müsste mandieganze
StrassenbahnverwaltungvonGrundaufändern.( Lebh.Beifall. . Chr.soz. )

GR. Holaubek stellt die Anfrage obdie
. . . . enMitteilungdes Vizebgm .Emmerling ,dass die Streckenkartenun¬
v rander “Wlbehalten werdensollen sich nur auf den Preis derStreckenkarte
oderauchaufdieunveränderteBeibehaltungderZoneneinteilungbezieht.

VizebgmEmmerlingbemerkt ,die Redende -einzelnenOppo¬
sitionsredner zeigen ,dass die Oppositionzu denvorgelegtenAnträgendurch
ausnichtin einheitlicherWeiseStellungnimmt.Einmalhiesses ,unsereVo
schläge seien absolut unannehmbar ,dann hiess es wieder ,wir hättenmit

demZonentarifvorderOppositioneineVerbeugunggemacht.Mansprichtda¬
von ,dass der neue Tarif Verschlechterungenbringe .Manweiste auf
dieKinderkartenhin ,abermanvergisstzuerwähnen ,dassdieKinderkarten,
die früher 21 Groschengekostethaben ,heutenur 1o Groschenkosten .InWirk
lichkeitnehmenwirindenvorgesghlagenenPreisenaufdieBedürfnisseder
Bevölkerungin auserordentlicherWeiseRücksicht.EineZoneneinteilungaller¬
dingsvorzuschlagen,dieallebefriedigt ,ist ebensounmöglich,wieHalte¬
stellen überall dort einzurichten ,woes jedemeinzelnen Fahrgastam
bestenentspricht .HinsichtlichdesPersonalsbrauchtdieOppositionkeine
Sorge zu haben .Unsere Schaffner werden die erhöhten Leistungem ,die wir
vonihnen . . .verlangen,sicherbewältigen.ZurAnfragedesGR.Holaubek
teilt der . ebgi . mit ,dass die Streckenkarten im allgemeinenunverändert
bleibenunddasssichnurgewissegeringfügigeAenderungendurchdieneue
Zoneneinteilungergeben ,Aenderungen ,die aberauchVorteileHedeutenkönnen,

iu insoweit als did Zonefrüher beginnen kann .DieBeschwerden
hinsichtlichdesWagenparksderStrassenbahnensindungegründet .Wirhaben
seit demJahre 12480 Prozentdes Wagenparkserneuert .Unrichtigist es
auch ,dassirgendwofür die VertrauesmännerderStrassenbahneneinneuer
Raumhergestellt wurde ,Für die Aufklärungder Fahrgäste über die neueZo¬
neneinteilungwerdenwir in jeder unsmöglichenArt ,insbesondereauchdurch
Anschlägesorgen ,dawirselbstdasgrössteInteressehaben ,möglichst
bielMenschenaufdieKurzstreckenzubringen .GR. Prinkehatdavon
gesprochen ,wirhättendenZonentarifnachderTarnopolerMoralgemacht.
DaskannichnurmitderBemerkungzurückgegeh,dassderTarnopolerJude,
denSie supponierthaben ,einensehr beschränktenWienerzurVoraussetzung
habenmuss ,wennderdasalles glaubensoll ,wasSieüberdenZonentarif
Schlechtessagen .GR ,StögersprichtvondemarmenTeufen ,der auf denMarkt
so viel einkauft ,dasser für damEingekauftezweimalGepäckstarifzahlen
muss . Dasist ein Widerspruch .DieEinkaufstascheunddasEinkaufsnetzkann
manin der Regelauf den Schosshalten undbraucht dafir keinenGepäcks¬
tarifzubezahlen.Vizebgm.Emmerlingersuchtschliesslich,dievonihm
vorgeschlagenenAnträgeanzunchmenunddie Anträgeder Minderheitabzulehner
( Lebh .Beifall b .d .Soz ,dem )

Beide Abstimmungwerdendie AnträgedesReferentenangenom
dieAnträgederMinderheitabgelehnt.
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GemeinderatLötschberichtet über die ErrichtungeinesBestand¬
vertrages mit der Gesiba betreffend die von der Gemeinde Wien zur Er - ¬

richtungder zweitenStadtrandsiedlungin Leopoldaubereitsgewidmeten
städtischenLiegenschaften.DerBestandvertragsoll auf25Jahreabge-¬schlössenwerden .

GemeinderatUllreich( Ch. . )protestiert dagegen ,dassden
SiedlerndieKostenderStrassenherstellung,Instandhaltung,Beleuch-¬
tungundReinigungaufgelastetwerden. ,undbezeichnetdiesesVorgehen
der Gemeindeals Unfreundlichkeit .Weitersbemängelter ,dassnach
demBestandvertrageinemSiedler ,wenner ausunverschuldetemGrund
dieSiedlungverlassenmuss ,keinRochtaufEntschädigungfürgeleistete
ArbeitundfürdievonihmdurchgeführtenInvestitionenzusteht.

In seinem Schlusswort stellt der Referent fest ,dass bei der
Schaffungder Stadtrandsiedungdie Gemeindebis zur äusserstenGrenze
ihrer Leistungsfähigkeit gegangenist .BezüglichdervonGemeinderat
Ullreich verlangten Entschädigung der Siedler ist in demVertrag des
SiedlersmitderGesibaeinederartigeEntschädigungvorgesehen.

DieVorlagewirdsodannangenommen.
---------------------------------------------------------------------¬

DieAnwürfegegenGemeinderatSchleifer.
Die"Rathauskorrospondenz"erhältvonHerrnGemeinderatSchleiferfolgendeMitteilungs
InderheutigenLandtagssitzungsindvomAbgoordnotenDr.

WornischschwereAnwürfegegenmicherhobenworden.Ichkonntedazu
nichtsso-gleichStellungnehmen,weilichnachderGeschäftsordnung
beiderVerhandlungeinesmichbetreffendenGeschäftsstückesnichtarwesendseinkann .So- wieich vondenAnwürfenerfahrenhabe ,hæbe
ichmichjedochsofortanBürgermeistorSeitzgewendetundihner¬
sucht ,sogleicheinoUntersuchungüberallodiesegegenmicherhobenen
Beschuldigungeneinleitenzulasen .IchwerdeHerrnDr .Wernischalle
Möglichkeitenbioten,seineAnschuldigungenzuboweisen.DieUnter¬
suchungwirdjedenfallserwoisen ,dassalle gegenmicherhobenenBe-¬schuldig ungon unwahrund haltlos sind .- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
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Stadtrat Weberreferiert nunmehrüber eine Abändorungder
Bestimmungon für die Gowährung von Mietzinszuschüssen .

DurchGomeindoratsboschlussvom25 .Juni 1929bestimmt
murde ,dass ,wenn ,oine Hausreparatur mohrals das Viortausenfachodes
Friedenszinseserfordert ,ein Zuschussgewährtwird .ImBudgetdes
laufendenJahresist für diesenZweckein Betragvon900. 000. -Schilling
enthalten ,der aber imkommendenJahrenicht mehreingesetztwerden
kann ,weildieGeldmittelnichtvorhandensind .Dasbedingteine
AonderungdesseinerzeitigenBeschlusses.DieGewährungeinesZu¬
schusses schonbeimviertausondfachenFriedenszins erscheint auch
deshalbnicht gerechtfertigt ,weilnachdemMietengesetzbeimAbschluss
eines neuenMietvertragesjetzt in jedemFall derviertausendsieben -¬
hundertfacheMietzinseingehobenwird .Eshatsichauchherausgestellt,
dass die Bestimmungendes lotzten Beschlusseszu weit gefatlt sind .
Esist durchausmöglich,dassmannichtdenganzenZuschussgewähren
muss ,woildiewirtschaftlicheLagedereinzelnenMieteroderderGesamt¬
heit der Mieterberücksichtigtwerdenmuss .DervorliegendeAntragnimmt
aufdieseTatsachenRücksichtJundderBerichterstatterbittetdeshalbumdie GenehmigungdesAntragds .

StadtratKunschak(Christl .Soz . )führtaus ,in derheutigen
SitzungzeigesichdasdenkwürdigeSchauspiel,dassdieherrschende
ParteinachdenverschiedenstenRichtungenvonbisherstarkgeübten
Grundsätzenabweicht .Siehatimmererklärt ,andemEinheitstarifder
Strassenbahnwirdnichtgerüttelt ,undheuteist dieserGrundsatzzu
denTotengelegtworden.EinandererGrundsatzdersozialdem.Parteiwar
GemeindegrunddarfunterkeinenUrständenanPrivateabgegebenwerden.HoutewirdimGemeinderatfeierlichbeschlossen,dassinHinkunft,
wenigstensauf demTerritoriumder Werkbundsiedlung,derGemeindegrund
anPrivatoveräussertwordenkann,undzwarzueinemPreis ,derin
einzelnenFällendenPreisnichterreicht ,dendieGemeindeselbstfür
dioGrundstückebezahlenmuss .IndemVertragmitderGesibaistauch
vergesehen,dassdieGobäudevermietetwerdenkönnen,währendsiefrüher
nurin Pachtgegebenwerdenkonnten.Esist weiterzwingendvorgeschrie-¬
ben ,dassdievonderGemeindegegobonenDarlchenmitvierProzentver¬
zinstundamortisiertwerdenmüsson.ManerkenntaufdenorstenBlick,dassossichhierumeinBekenntniszuprivatkapitalistischenMethodon
handelt.(ZustimmungbeidenChristl.Soz. )DieheutigeGemeinderats-¬
sitzungwirdindenAnnalonderHausbesitzerbewegungsichorlichbo¬sondersverzeichnetworden.

WasdasReferatüberdioGewährungderMietzinszuschüssobetrifftt ,
sorückenSiehiernichtnurvonGrundsätzenab ,sondernauchvonfeier¬
übernommenenVereinbafungen .DerRodnererörtert die Vorgeschichtedos
CemeinderatsbeschlussesvomJuni 1929 .DasErgebnislangwierigerVer-¬
handlungenzwischenderGemeindeundderRegierungsowiezwischender
ParteiendosNationalratoswar ,dasses denLändern ,vorabderGomeinde

dervorgeschlageneSatzdessechstausendfachenMiefzinsesistnicht
zuniedrig ,aberauchnichtzuhochgogriffon
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Wienermöglichtwurde,einensogenanntenAusgleich-Fondszuschaffen.
Die GemindeWienerhielt das Recht ,Vorkerhungenzu treffen ,dassdie
Mieter ,die infolge der VornahmevonInstandhaaltungsarbeitenmiteinem
höherenals demviertausenfachenMietzinsbelastetwerden ,vonder
Gemeindeeinen Beitragerhalten .AufGrundweiterer Vereinbarungenhat
dieGemeindeWiendasRechterhalten ,eineBodenwertabgabeeinzuheben,
derenErtragausschliesslichdemZweckderBereitstellungderMittel
fürdengenanntonFondsdienensollte .HeuterücktdieGemeinderats-¬
mehrheitaufderganzenLinievonderdurchVereinbarungenundGesetz
geschaffenenundderOeffentlichkeitgegenüberruhmredigvertretenen
Sachlageab .ZunächstbeantragtderReferent,dassinHinkunftZuschüsse
nurmehrgeleistetwerdensollen ,wennderMietzinsdassechstausend¬
fache des Friedenszinsesüberschreitet .Er begründetdas damit ,dass
heuteschonvielfachnachdemneuenMietengesetzmehralsdasVier¬
tausendfacheanMietzinsgeleistetwird .Daskommtaberfürdie
GemeindenichtinBetracht,dennnachdemvorliegendenBestimmungen
wird der Beitrag nicht zu jedem Mietzins geleistet ,der über das Vier - ¬

tausendfachehinausgeht ,sondernnurzu jenem ,der infolgederVornahme
von Instandhaltungsarbeiten über das Viertausendfache getriebenwurde .
AlsdieseInstitutiongeschaffenwurde ,hat manausdrücklicherklärt ,
dasViertausendfacheseidieHöchstgrenzederMiete,diemaneinem
MenschenmitnormalemEinkommennochzumutendarf ,undwenndaherdie
UeberschreitungdieserGrenzedurchInstandhaltungsarbeitenunerlässlich
wird ,habedieAllgemeinheitdenbetreffendenMieterschadloszuhalten.
WennSieheutoaufdasSechstausendfachegehen,soheisstdas ,dassSie,
wennauchnichtpraktisch,sodochtheoretischunddemonstrativeine
ErhöhungdererträglichenMietzinsgrenzovomViertausendfahineaufdas
Sechstausendfachevorgonommenhaben.
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St. . Kunschakhebtweitershervor ,dassnachdenbisherigen
Bestimmungender AnspruchaufeinenBeitragderGemeindeein Rechtder
Mieterwar ,daes in denbezüglichenBestimmungenheisst :AusdenErträg- ¬
nissen der Bodenwertabgabe sind solche Beiträge zu leisten .Heute wißdnun
erklärt ,dass ein Rechtsanspruchauf Zuerkennungeines Beitrages nichtbe¬
steht .Aneinem Rechtszustand ,der durch feierliche Vereinbarung unddurch
einenBeschlussder LegislativeimEinvernehmenmitderBundesregierung
geschaffenwurde ,kannmaneineAenderungnichtformen .WennSienichtall
dem ,wasvorangegangenist ,untreuwerden ,wennSie nicht Wortbruchüben
wollen ,können Sie diese Bestimmungnicht aufrechterhalten ,sondernmüssen
nach wie vor den Amspruch auf Beitragsleistung der Gemeinde zu den Kosten

der Instandhaltungsarbeiten als ein Recht anerkennen .( Lebh .Beifall . d .
Chr .soz . )Wenn Sie das aber nicht tun ,entsteht die andere Frage,wo Ihr

Anspruchbleibt ,vomHausbesitzerdie BodenwertabgabevomunverbautenGrund
zuverlangen( Lebh.Beifallb . . Chr.soz . )DasUrteiljedesGerichtshofes,
derbei VerweigerungderBeenwertabgabeaufGrundderdurchdenheutigen
BeschlussgeschaffenenSituationjudizierenhätte ,würdezuungunstender
Gemeindeausfallen .Sie gehen aber noch weiter .Sie streichen dieBestimmung,
wonachgegendie Entscheidungdes Magistrates die BeschwerdeeinemStadt¬
senat offensteht . Esistdas eine völlige Abkehr von dem Grundsatz ,den
Sie seinerzeit bei Schaffung der Institution vertreten haben ,eine völlige

AbkehrvondengetroffenenVereinbarungen,vondenBemprechungen ,dieaSie
der Bevölkerung gegeben haben ,und letztenendes stellt sich die heutige Mass¬
nahmedarals derVersuch,unteranständigenMenschenrechtsverbindliche
Vereinbarungennicht mehreinzuhaltenundan die Stelle einesRechtszu¬
stands den Zustandder brutalen Willkürzu setzen ( Lebh .Beifa . .. . Chr. y
( GR. Eisinger : Wiebeim Bund ! VonRecht zu sprechen ,wo der Gerichtshof
erschlagen wird )MachenSie sich dochdurch solche Zwischenrufeinder

heutigen Sitzung nicht lächerlich .Heute
hatja derBürgermeistererklärt ,in einersolchenZeitderStrittigkeit
verf ssungsrechtlicherVereinbarungen,werdeich in Fällen ,wonureinZwe-¬
fel an der Verfassungsmässigkeitbesteht,michfür die schärfsteAuslegung
ent scheiden( Lebh .Beifallb . . Ch.soz . )NachdiesemBekenntniseinesverfassun
treuen Mannes wollen Sie sagen ,dass Sie es nicht nur nicht besser ,sondern
nochschlechtermachen ,als es andereKreisenachihrer Auffassungmachen.
( Lebh. Beifall. . Ch.soz. )DieGemeindehatkeinematerielleVeranlas¬
sung ,die Dingezu ändern ,sie hat aber alle Veranlassung ,darübernach¬
zudenken ,ob es zweckmässig ist ,in einer Zeit wie der heutigen undbei
einer solchen Umkämpfungder Gemeinde nicht nur dem Mis strauen ,sondern
darüberhinausallen Verdächtigungengegenüberder GemeindevertretungTür
und Tor zu öffnen .Aufdemhier behandeltenGebiet habenwir bishereinen
Zustandder Redlichkeitunddes Vertrauensder breiten Oeffentlichkeitin
dieseRedlichkeitgehabt .MitdenBeschlüssen,diemanheutefassenwill ,
wird dieses wertvolleGut der Ge enndevertretung vergeudet .
ManschaffteinenZustanddesMisstrauensunddesVerdachtesohnejede
materielle Veranlassung ,Wiraber wollennicht mitschuldigwerden .Wirwollen
auchin dieser Fragewieschonso oft ,die Warnersein .WennSieglauben,
auch diesmal unseren Warnungennicht Gehör schenken zu dürfen ,dannmerken
Sie sich :JederKruggehtsolangezumBrunnenwiser bricht ( Lebh .Beifall
b . . Chr.soz. )
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ien ,r omeaturunSt . R.Hebeg(Stador.t Kunschakhatbehauptet,dasswir ,bei
demheutigen Antrag wegender WerkbundsiedlungGrundsatzeaufgehen .Ich
versteheihn da nicht recht .DenndieserBeschlussstellt nur ineinem
einzigenPunkt ,undzwarin Bezugauf die VerbauungvonGrundstückeneine
Neuerungdar .Mansolltemeinen ,dassdieOppositionnachdenvielenAn¬
trägen undnachden kräftigen Redendochendlich zufrieden seinsollte ,
dass eine ihrer Forderungen erfüllt wird .Das geschieht jetzt undjetzt

ist es auchnicht recht .Sie kritisieren also auf jedenFall .Hinsichtlich
des Grundverkaufs geben wir keinen Grundgatz auf .Wir stehen nach wie

voraufdemStandpunkt ,dassdie GemeindenichtGründeerwerbensoll ,um
sie wiederzuverkaufen .HierhandelnwirauseinerzwingendenLageheraus,
da es eine andere Möglichkeitder Weitergabeder Grundobjektenicht
gibt .In derFragederVerzinsungderdortaufgewendetenKapitalsbezw.
der Rückzahlungdes Darlehens tritt eine Aenderungnicht ein .DieSied¬
lungimKIII . Bezirkwurdeja in Fortsetzungder Heimbauhilfeerrichtet
und im Rahmen der Heimbauhilfe der Gesiba die Grundstücke zunähst unter
Zusicherung des Baurechts übergeben mit der Absicht ,dass sie im Baurecht

an die Käufer der Objekte weitergegeben werden und es wurde der Gesiba
wie bei der Siedlung am Wasserturm ein Kredit gegeben .Dass die Oeffent¬
lichkeit ein Rechthat ,diese Beträgezurückzuverlangenunddass auchbe¬
scheideneZinsendafürbezahltwerdenmüssen ,istselbstverständlich .
Wogibt es noch jemanden ,der Geld zu 1 Prozent auf solange Fristen ab¬
gibt,Esist alsodurchauskeineAufgabeeinesGrundsatzes,wennwireine
Verzinsungunddie Rückzahlungder aus SteuermittelngewährtenDarlehen
verlangen. DieSåtuationist heuteeonewesentlicheanderealsimJahre
1929 ,da die ersten Projekte entstanden .Damals konnten sich die Menschen

ein solchesOnjektnachdenBedingungen,wiesie z . B .für dieSiedlung
amWasserturmvonder Gemeindegestellt wurden ,nocherwerben .Heutehaben
sich die wirtschaftlichenVerhältnissewesentlichgeändertunddieGemeind.
muss diesen geänderten Verhältnissen Rechnung tragen ,was mit den vor¬

liegenden Anträgen geschieht .Die Rückzahlung wird von 15 af 25Jahre
erstreckt ,Dasist nichtdieAufgabeeinesGrundsatzes.Früherwarimall¬
gemeinendasKapital ,dassmanaufHäusergegebenhat ,aufnochlängere
Zeitaufgeteilt .

Ueberdie Argumentationendes St . . Kunschakzu den inBera¬
tungstehendenAntragbinichsehrerstaunt .Erbehauptet ,dasshier
geierlicheVereinbarungenundVersprechungenvorliegenunddassdieMehr¬

heit diese feierlichen Versprechungen und ihre Grundsatze bricht .Das

ist unrichtig .Es ist auch gar nicht so ,dass wir ,wie er behauptet mit
den vorliegendn Anträgenbekräftigen ,dass der 6ooofacheZins etwader
richtige wäre und dass wir förmlich den Auftakt zu einer Zinssteigerung
geben. Dasist ja dereigentlichepolitischeGedankeseinerAusführungen.
Das ist vollständig falsch ,Nachwie vor stehen wir auf demStandpunkt ,
dass der looofache Tins ,sowie es damals ausgespröchen wirde ,geradehoch

genug ist und dass eine Belastung über das looofache hinaus für zehntau¬

sendeMenschenuntragbarist ( Lebh .Beifall . d .Soz ,dem .) undwirwürden
sehr gerne alle Menschen ,die unter der East dieses erhöhten Mietzinses

seufzen ,die Beiträgeleisten ,wennwir nur die Mittel hätten .Sievergessen
nur anzuführen ,dass die Gemeindenotgedrungendurc das vonIhrenPartei¬auf diefreundenuns aufgezwungeneSparsystem! . .BevölkerungLastenabwelzen
muss . Alsder seinerzeitige Beschluss anlässlich der Motivierung desMie¬
tengesetzes gefasst wurde ,war der 2ooofache Zins die erste Staffal// . .
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Wir haben erklärt,beim Looofachen hat die Beitragsleistung derGemeinde
einzusetzen .Inzwischen ist der Mietzins auf das 27oofache gestiegen
und wir setzen die Beitragsleistung in dement¬
sprechend n Verhältnis für den 6ooofachen fest .Wir sind uns vollkommen
bewusst ,dass diese höhere Belastung viele tausende Menschensehr
trifft .Trotz dieser Erkenntnis sind wir nicht in der Lage ,in allen Fällen

toukund in demAusmasszu helfen ,wie wir es gerne täten .St . . Kunschak
auch darin ,dass die Bodenwertabgabeeine Zwecksteuer sei .Davonist im
ganzenGesetzkeine Rede .In demGemeinderatebeschlussvomJuni1929
heisst es ausdrücklich ,dass aus den Erträgnissen d er Bodenwertabgabe

dieMittelzudenBeiträgenzuentnehmensind .Esheisstabernicht ,
dass die Mitted der Bodenwertabgabe dazu verwendet werdenmüsen .
Auchhinsichtlich des Rechtsanspruchsbefindet sich St . . Kunschakin
einemgrossen Irrtum .Selbstverständlich besteht ein Rekursrechtgegen
jede Entscheidung des Magistrats gemäss § 100 der Gemeindeverfassung
und die Streichung der betreffenden Bestimmung in den vorliegenden An¬
trägen erfolgte nur deshalb ,weil sie infolge de allgemeinenBestim¬
mungdes § 1o0 überflüssig ist .Ein Rechtsanspruch besteht nicht .Dashat
der Oberste Gerichtshof in einer Entscheidung ganz klar festgestellt .
Wir befinden um hier im vollen Einklang mit den allgemeinen Rechtsgrund¬
sätzen und mit der Verfassung im besonderen und St . . Kunschakbr aucht
nicht besorgt zu sein ,dass wir die Verfassung verletzen ,Es wärezweck¬
mässiger wenner diese seine Sorge auf ein anderes Gebiet wendenwürde .
( Lebh .Beifallb .d .Soz .dem . )St . R.Weberersuchtschliesslichdievorliegende.

- nträgeanzunehmen .
St . . Kunschakbemerktgegemüberden AusführungendesSt . R.

Weberin einer tatsächlichen Berichtigung ,dass dieBodenwertabgabe
bisherfast zu zweiDritteln einenUeberschussgegenüberdemErfordernis
ergeben hat und dass sie daher auch in Zukunft ausreicht ,um das Erfor¬
dernis zu decken ( Lebh .Beifall - St . R .Dr .Danneberg : Aber man braucht sie

doch für den Gemeindehaushalt ,wenn die Regierung der Gemeinde das andere

Geldwegnimmm )Vonder Bodenwertabgabehat sie der Gemeindenichtsweg¬
genommen.

Die Anträge des Referenten werdenangenommen.
St . . Dr .Danneberg berichtet über die Schaffung desersten

Teileseiner Gemeindehaushaltsordnung.Deretste Teil beschäftigtsich
mit dem Voranschlag .Diesem ersten Teil werden noch zwei weitere folgen ,
und zwar . :Gebarung und Rechnungslage .

. . Dr .Zörnlaib begrüsst die Vorlege als einen Fortschritt
und stellt einige Zusatzanträge .Der Referent empfiehlt mehreredieser
Zusatzanträgezur Annahme ,woraufdieseunddie Vorlageangenommenund
die übrigen Anträgeabgelehntwerden .

Schluss der Sitzung 21 Uhr15 .
Bogenabfertigung21Uhr55.615
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BerichtdesKontrollamtesderStadtWienüberdasVerwaltungsjahr
1932 .

Der Bericht des Kontrollamtesder BundeshauptstadtWien/
überdiewichtigerenWahrnehmungenimVerwaltungsjahr1932gibtein
aufschlussreiches Bild überdie weitverzweigteTätigkeit diesesAmtes.
Der Kontrollbereich erstredkt sich auf 78 magistrat sche Dienststellen ,

auf die sechs städtischen Unternehmungen(Strassenbahnen,Elektrizitäts -¬
werke ,Gaswerke,Brauhaus,LeichenbestattungundAnkündigungsunterneh-¬
mung ) ,auf die vier Anstaltender GemeineWienmit eigenemStatus
(Zentralsparkasse,Kreditvereinder Zentralsparkasse ,WienerLandes-¬
hypothekenanstaltundVersicherungsanstalt),undauf31Unternehmungen
miteigenerRechtspersönlichkeit(gemischtwirtschaftlicheUnternehmun¬
gen ) ,an denen die Gemeinde Wien in erheblicherem Mass finanziell be¬
teiligt ist .In Ausübungseiner laufendenKontrolle hat dasKontrollamt
imJahre1932rund18. 800Kontrollamtshandlungenvorgenommen,darunter
70AmtshandlungenausserhalbWiens,445unvermuteteKassenkontrollenund
395 unvermutete Inventar -undMaterial - Kontrollen .

oingehendDer Bericht beschäftigt sich/mit der Frage derNeuregelung
des BuchungsdienstesimZusammenhangmit der strengenUeberwachungder
Kreditgebarungundmit der Frageder EigenregiebetriebederGemeinde.
In demWahrnehmungsberichtwerdenweitausin gedrängterFormdiewichti¬geren Wahrnchmungenüber den Rechnungsabschlussder GemeindeWienfür
dasJahr1932 ,dieeinzelnenVerwaltungsgruppenderHohoitsverwaltung,
diestädtischenUnternehmungenundüberdieAnstaltenmiteigenemStatut
besprochen .Siezeigen ,dassdasKontrollamtdasSchwergewichtseiner
TätigkeitvorallemaufdieGebarungssicherheitundeinrichtigesFunk¬
tionierender innerenKontrelle ,auf eine zweckmässigeGestaltungder
OrganisatienundeineweitestgehendeWirtschaftlichkeitimGemeindehaus¬
haltgelegthat .DenvomKontrollamtgegebenenAnrogungenzurDurchführung
vonMassnahmenwirtschaftlicherNaturkommtdabeiimHinblickaufdie
durchdie allgemeineWirtschaftslagpgeboteneSenkungderGemeindeaus-¬
gabenwesentliche Bedeutungzu .

DorWahrnehmungsberichtüberdasGeschäftsjahr1932lässt
wiederdasungemeinmühovelleundunentbehrlicheWirkendesKontroll¬
amtos ,dassichnanontlichin donjetzt herrschondenKrisenzeitenalsbe-¬
sonders nützlich erweist ,erkonnon .
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Die Unternehmungender GemeindoWienim Jahre1932 .

Soobensind die VerwaltungsberichteundBilanzender
städtischen Umternhmungen für das Jahr 1932 mit Ausnahme der Elektrizi - ¬
tätswerkezur Versendunggelangt .Wirontnehmendarausfolgendes :

Gaswerke .
DerGasabsatz ,der nochimJahre 1931um ' 34Prozont

gogen über 1930 gestiegen war ,ist im Berichtsjahr zurückgegangen .Eswur¬

den 292,037 . 266Kubikmeter Gas gegenüber306,995 . 215KubikmeternimJahre
1931 ,das ist um ' 87Prozentweniger ,verkauft .DieserMinderabsatzist
zumüberwiegendenTeil eine Folgeder vers chärften Wirtschaftskrise ,zum
anderenTeil wurdoer durch das wesentlich wärmeneWetter in denHerbst- ¬
und Wintermonatenund den infelgedessen geringeren Bedarf an Gaszur
Kaumheizungverursacht .Denverhältnismäss ig geringsten Rückgangweistder
mengenmässigbedeutsamsteGasabsatz ,der für Kochzwecke,auf ;erbeträgt
rund ' 5Prozent .Der Absatz in gewerblichen und indus triellen Betrieben

bliebumetwa8 ,fürRaumheizungumetwa19undfürBeleuchtungumetwa
10 Prozent gegenüber dem Jahre 1931zurück .

EinschliesslichdesVerbrauchesderöffentlichenBeleulh¬
tungunddesEigenbedarfesinnerhalbundausserhalbdr Werkesowieder
Verbundofenbekeizungbetrugdie gesamtenutzbareGasabgabe320,613 . 379
Kubikmetergegen318,562. 550KubikmeterimVorjahre ,dasist um' 64
Prozentmehr .

DieZahlderGasabnehmerhatsichum12. 698auf509.835
amJahresendeerhöht .

Der Koksabsatz war befriedigend .Die Gaskokspreise wurden
für den Wiener Verbrauch erheblich herabgesetzt DieMarktverhältnisse
für die übrigenNebemerzeugnissewarennichteinheitlich .WährendfürBen-¬
zolkohlenwasserstoffgegenEndedes Berichts jahres otwasgünstigere,für
TeerunverändertePreise erzielt werdenkonnten ,gingder Erlös fürAmmo¬
niak und einige andere Nebenerzeugnisse untergeordneter Bedeutungzurück .

Das Untornehmenschliesst mit einemGebarungsüberschuss
vonSchilling215,610' 9ab .BeiAnwendungdesInvestitionen-Bogünstigungs-¬

gesetzos ,das vorzeitige Abschreibungen von den Anlagewertenermöglichte ,
ergibtsicheinbilanzmässigerGebarungsabgangvonSchilling2,318. 868. 36.

Für wertvermehrende neue Anlagen wurden imBerichtsjahr
Schilling5,091. 917' 14aufgowendot.

StädtischeStrassenbahnen.
Infolge dor ständigen Verschlechterung der allgemeinen

Wirtschaftslageist die Inanspruchnahmeder städtischenVerkehrsmittel
durch die Bovölkerung im Berichts jahr weiter zurückgegangen ,und zwarin
nochstärkeremAusmasseals imJahre1931 .DieFahrtenzahlbetrugimJahre
1932aufStrassenbahn,StadtbahnundAutobuszusammen523' 84Millionen
gegonüber574,416 . 231 imJahre1931 .Hierinsind auchdie Gra- ¬
tisfahrten mit denArbeitslosenfahrscheinenenthalten ,derenZahlinfolge
derweiterenVerschlechterungdesArbeitsmarktesvonrund22Milliononim
Jahro 1931auf rund28 MillionenimBerichtsjahr ,also um27 Prozent ,an¬
gowachsenist .DerAbfall in der Personenbeförderungauf drStrassenbahn
und Stadtbahn boträgt gegenüberdomJahre 1931 ' 8Prozent ( imVorjahr

' 6Prozont) ;dieWagenkilometerleistungist um ' 6Prozent( imVorjahr647
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um ' 3Prozent )gesunken.DerFahrgästoausfallist grösser ,alserwartot
wurde .Dies kommt darin zum Aus druck ,dass im Voranschlag für das Geschäfts - ¬

jahr 1932mit einer Einnahmoaus der PersonenboförderungbeiStrassenbahn
und Stadtbahn von 123 ' 7Millionen Schilling gerechnet wurde ,während tat - ¬

sächlich nur 117 ' 1MillionenSchilling ( imJahre 1931noch130 ' 5Millionon
Schilling )eingenommenwurden .DieseVerhältnissonötigtendasUnternehmen
zuneuerlichenSparmassrahmen.AllerdingskonntederEinnahmeausfallhie-¬
durch nur zumToil ausgeglichenwerden .

DerGesamtstandaller beimUnternehmen(Strassenbahn ,
StadtbahnundAutobus )beschäftigtenPersonenbetrugamEndedesBerichts .
jahres15. 052undhatgegonJahresbeginneineVerminderungumAllPerso¬
nenerfahren .

DasBerichtsjahr schliesst mit einemGabarungsabgangvon
11,037. 392' 05Schilling ,dersichdurchInansprüchnahmedesInvestitionen-¬
bogünstigungsgosetzes bilanzmässigauf 12,876 . 741' 83Schilling erhöht .Die
vorgenommenenAbschreibungenvondenAnlagewertenbetragen17,613. 361' 66Schilling .

StädtischeLeichenbestattung.
GegenüberdemJahre 1931ist die Sterblichkeit in Wienum1135Prozentgesunken .ImZusammenhangdamithatsichauchdieZahlder

Leichenbegängnisseder Unternehmungvon20 . 872auf 20 . 017verringertund
sind die Einnahmenum ' 6Prozertzurückgegangen.DurchäussersteSparsam¬
keit ist es jedochgelungen ,die Ausgabennochstärker ,nämlichum ' 9Pro-¬
zent ,zusenken. DieGebarungdesUnternehmensschliesstmiteinemUeberschussvon219. 891178Schilling.

BrauhausderStadtWien.
DerBierabsatzdesBrauhausesder StadtWienist imBe-¬

richtsjahrgegenüberdemJahre1931umrund18 ' 5Prozentgeringergewesen.
DieserAusfallentsprichtdemin der gesamtenBrauindustrieeingetretenen
Absatzrückgangundist hauptsächlichaufdie allgemeineungünstigeWirt-¬
schaftslageundaufdie anhaltendbilligenWeinpreisezurückzuführen.Die
Malz- undHopfenpreisesind imBerichtsjahrbedeutendgestiegen ,dochwurde
der Båerverkaufspreis trotzdem unverändert belassen .Dagegenmusste derab
August1932 erfolgten Einhebungeines Krisenzuschlages zurWarenumsatzsteu¬
er durcheine Erhöhungder BierpreiseRechnunggetragenwerden .Obwohldie
BierpreisenichtimvollenAusmassedesKrisenzuschlages ,sondernblossum
2SchillingproHektolitererhöhtwurden,trugdieseansichnichtnonnens-¬
wertePreisdifferenz,diedieAusschankpreisenurganzunwesentlichbeein¬flusste ,weiter zumKonsumrückgangbei .

GegenüberdemJahre1931 ,in dem288. 689HektoliterBier
verkauftwurden,hatdasBerichtsjahrblosseinenVerkaufvon235. 629
Hektolitem aufzuweisen .Die bereits im Jahre 1931durchgeführteAusgestal -¬
tungundModernisierungder Mälzereihat bewirkt ,dassausschliesslichin¬
ländischeGerstezurMalzerzeugungverwendetwurde .GrössereInvestitionenwarenimBerichtsjahrnichtmehrerferderlich.

DasUnternehmenschliesst mit einemGebarungsüberschussvonLol. 712' 47Schilling.
Gewista

DerUmsatzdr städtischen Ankündigungsunternehmungerfuhr
infolgederVerschlechterungderWirtschaftslagegegenüberdemJahr1931
eineVerminderungumrund7 Prozent .DieGebarungschliesstmiteinem
Ueberschussvon104. 147135Schilling.

VerwaltungsberichtundBilanzder städtichenElektrizitäts -¬
werkewerdenimLaufeder nächstenWochezur Aussenungkommen.648 — .- .—— ————— .- .- —
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AuflassungderExpositurStadlaudesMagistratischen
Bezirksamtesfür denXXI. Bezirk .

BürgermeisterSeitz hat im Hinblick auf die derzeitzwin¬
gendgeboteneSparsamkeitin der Verwaltungverfügt ,dass dieExpositur
Stadlau des magistratischen Bezirksamtes für den XXI. Bezirkmitsofortiger
Wirksamkeitaufgelassenwerde .Eswerdendahernunmehrbis aufweiteres
anzweiWochentagenvormittagsin StadlauAmtstageabgehaltenwerden.

- ¬
Eine Sterbekasse vor . 800Jahren .
Den"Mitteilungender WienerstädtischenVersicherungsan¬

stalt "entnehmenwir ,dass unter denRuineneines öffentlichen Badesin
Lanuvium bei Romeine Mamortafel gefunden worden ist ,deren Inschrift die
Satzungeneiner Sterbekasseaus demJahre 133nachChristusdarstellt .
DieseSterbekasse-derGöttinDianageweiht-bestimmte,dassjederneuEin¬
tretende hundert Sesterzen ( etwa dreissig Sohilling )und ausserdem eine
Amphoraguten Weines beizustellen hatte ; überdies wurden monatlich fünf
Asses ( sechzig Groschen )eingehoben .Nach demAbleben eines Mitgliedes
wurdenvierhundertSesterzen( hundertzwanzigSchilling ) zurBestreitungder
Begräbniskosten ausgezahlt .Auf diese Summehatten jedoch weder derHerr
einesversichertenSklavennochGläubigerjemalseinenAnspruch.

AchtgoldeneHochzeiten.
AmSamstagbesuchtein Vertretungdes Bürgermeistersamts¬

führenderStadtrat Honaydie WienerEhepaareKarlundTheresiaAlt ,Jakob
undLeonoreFischl,AdolfundJohannaGöller ,HermannundJohannaHamburger,
AlofsundMarieJerabek ,ThomasundBertaKraftl ,FranzundF anziskaNeuge¬
bauer und Franz und Theresia Schwarz anlässlich der fünfzigsten Wiederkehr
ihres Hochzeitstagesundüberreichteihnendie EhrengabenderStadtWien.
Denacht Jubelpaaren wurdenzusammen16 Kinder geboren ,von denen 31 amLe¬
bensind .AndenFeiernnahmenauchdie 37 Enkelunddrei Urenkelteil .

GemeindevermittlungsamtNeubau.
Die nächsten Sühneverhandlungen beimGemeindevermittlungs¬

amtNeubaufindenam . ,13 . ,20 . und27 .NovemberimBürodesBezirksvorstehers
statt .Die Verhandlungen beginnen immer um 10 Uhr 30vormittags .
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Abermalseine KlagewegenGoldzahlungfür dieWiener
Dollaranleiheabgewiesen.

Heute fand vor demLandesgericht für Zivilrechtssachen
eine Streitverhandlungstatt ,in der abermalsdie WienerDollaranleihe
Prozessgegenstand war .Der " Verband der Besitzer vonösterreichischen
auf ausländische Währung lautenden Schuldverschreibungen des Bundes ,der
Länder ,der Gemeindenoder sonstiger juristischer Personen "begehrte
vomGericht die Feststellung ,dass die GemeindeWiendie Kuponsihrer
Dollaranleihe in Goldmünzen der Vereinigten Staaten von Amerika zudem
am 1 .November 1927 bestandenen Gewichte und Feingoldgrad oder zument¬

sprechenden Schillingbetrag zu zahlen verpflichtet sei .Die Klage ist

vom Gericht abgewiesen worden .Das Gericht erklärte in denUrteilsgründen ,
dassdie GemeindeWienangesichtsder Transferverordnungvom11 .Juli1932
nicht verpflichtet sei ,Zahlungen zu leisten ,sondern gegenwärtigzum
Privatclearingkurs die fälligen Zinsen in den Auslandsschuldenfonds zu
hinterleger habe .Ausserdemwurdendas Interesse an der Feststellungund
die FeststellungsklageüberhauptvomGerichtals unzulässigbezeichnet,
weildie GemeindeWienniemalserklärt hat ,ihre Verbindlichkeitennicht
erfüllen zu wollen ,und weil die Rechtsbeziehungender Gemeindezuihren
Gläubigernniemalsgestört wordensind .DieGemeindewarin demProzess
durchdenRechtsanwaltDr .JohannDostalvertreten .
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Die Lustbarkeitsabgabe in den Kinos .
In denletztenTagensindin einigenWienerZeitungenNach¬

richten über eine Erhöhung der Lustbarkeitsabgabe für die Wiener Kinoser¬
schienen. Hiezuteilt die"Rathauskorrespondenz "mit:

Die Lustbarkeitsabgabe der Kinos beträgt 28 ' 5Prozent und
kannbisauf5Prezentermässigtwerden.TatsächlichwerdendieKinosauf
Grund einer Skala besteuert ,die die Betriebe je nach ihrem Umsatzreiht und
die kleinsten Betriebe mit 5 Prozent ,die grössten mit 25 Prozenttrifft .Die- ¬
se Skala wird von einem Halbjahr zum anderen neu festgesetzt ,wobei der Ma¬
gistrat stets das Einvernehmenmit den beiden VereinigungenderKinobesitzer
gepflogen hat .Für das erste Halbjahr 1933 ist unter Berücksichtigung der

wirtschaftlichen Verhältnisse die Skala so festgesetzt worden ,dass sichge¬
genüberdemJahre 1932eine Ermässigungder Abgabeergebenhat .InAnbetracht
der Tatsache ,dass infolge der bekanntenMasanahmendes BundesgegendieGe¬
meinde Wien alle Steuerquellen im grösstmöglichen Ausmass herangezogen wer¬
denmüssenundsichüberdiesbei denKinosin der letztenZeit eineBesserun
des Gesamtumsatzesergebenhat ,wurdeden Verbändender KinobesitzervomMa¬
gistrat mitgeteilt ,dass die Skalades ersten Halbjahres1933nochbis31 .
Oktoberaufrechtbleibenkann ,dannaberwiedererhöhtwerdenmuss . Esist aber
dabei keinswegseine Erhöhungbis zu 6 Prozent ,wie in manchenZeitungenge¬
meldetwordenist ,in Aussichtgenommen .DieneueSkalasoll vielmehraufal¬
le Fälle hinter der Skala des Jahres 1932zurückbleibenundnur ganzmässi¬
geErhöhungenbis zuhöchstens2 Prozentbringen .Darüberfindengegenwürtig
Verhandlungenstatt .

- ¬
AuszeichnungdesDramaturgenProfessorsGlücksmann.

Ernennung zumBürger der Stadt Wien .
DerGemeinderatderStadtWienhat in seinerletztenSit-¬

zungbeschlossen ,denDramaturgendesDeutachenVolkstheaters ,ProfessorHein¬
rich Glücksmann,anlässlichseines70. Geburtstagesin Würdigungseinergrosse
Verdiensteauf demGebietedesWienerTheaterwesenszumBürgerder StadtWier
zuernennen .

Glücksmann,deram7 .Juli1863in Rackschitzin Mährengebo¬
ren wurde ,studierte nachAbsolvierungder Mittelschule in Brünnan derWie¬
nerUniversität .ImJahre1882wurdeer RedakteurderFünfkirchnerZeitung,
trat im Jahre 1884 zumNeuenPester Journal über und wurdeim Jahre1894
Feuilleton -Redakteurder WienerAllgemeinenZeitung .In denJahren1900und
1901warer Feuilleton -RedakteurbeimWienerTagblattundwurdeimJahre
1903Chefredakteurder NeuenZeitung .Imselben Jahre trat Glücksmannseine
Stelle als DramaturgamDeutschenVolkstheaterin Wienan ,die er nochheute

bekleidet .
DerneueBürgerentfaltete Zeit seines Lebenseinereiche

schriftstellerische Tätigkeit ;er schrieb eine Anzahl von Bühnenwerkenund
Gedichten .Seine Bedeutung liegt in seiner dramaturgischen Tätigkeit ,in deren
Verlauf er zum Wegbereiter einer Reihe starker dichterischer Begabungen wur¬

de ;auchzahlreiche Schauspielerverdankenihren Aufstieg seinerFörderung .
In den letzten Jahrzehnten hatte Glücksmannauf das WienerSprechtheater
massgebendenEinfluss .
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EhrungdesProfessorsArminTyrolerdurchdie StadtWien.
Verleihung desEhrenringes .
Der Gemeinderat der Stadt Wien hat in seiner letzten

Sitzung beschlossen ,demVorstandsmitglied der WienerPhilharmoniker ,
ProfessorArminTyroler ,anlässlich seines 60 .GeburtstagesinWürdigung
seiner grossen Verdienste umdas WienerMusiklebenden Ehrenring derStadt
Wienzuverleihen .

Professor ArminTyroler wurdeam11 .September1873in
Turves -St .Marton in Ungarn geboren .Schon als sechsjähriger Knabeerhielt
er denerstenmusikalischenUnterricht .ImJahre1884trat er in dasWiener
Konservatoriumein ,woer bei ProfessorMaxintsekViolinestudierte .Gleich¬
zeitig besuchte er die Realschule in der Vereinsgasse .Im Jahre 1888trat
er amWienerKonservatoriumin die Klasse Baumgärtl ' sein ,woerOboe
studierte ;Klavier studierte Tyroler bei Josef Schalk ,Harmonielehreund
Kontrapunktbei Professor Fuchsund Musiklehreund Musikgeschichtebei
Professor Prossnitz .Nachschweren materiellen Kämpfen- seine Eltern wa¬
ren mittlerweile total verarmt - absolvierte Tyroler im Jahre 1893 das

WienerMonservatotiummitAuszeichnung .
Sein erstes Engagementfand Tyroler am1 .September1893

imOpernorehesterdes GrazerLandestheaters ,wohiner vonFranzSchalkbe¬
rufen wordenwar .Im Jahre 1895trat er in das Orchester desBurgtheaters
ein ,woer bis 1905verblieb .In diesemJahre wurdeer vonDirektorGustav
Mahler dem damaligen Hofoperntheater verpflichtet .Seitdem gehört er als

Mitglied des Opernorchestersden WienerPhilharmonikernan .
ZwanzigJahre hindurchwirkte Tyrolerals Lehreram

Neuen Wiener Konservatorium ;während dieser Tätigkeit waren ihmgrosse

Erfolgeals Pädagogebeschieden .AmNeuenWienerKonservatoriumbekleide¬
te Tyroler die Stelle des Vizepräsidenten des Pensionsvereines dieser An¬
stalt .Er ist auch Vorstand des Tonkünstlervereines " Carl Cerny " ,dessen
Aufgabees ist ,arme ,berufsunfähigeMusikerzuunterstützen .

Seit etwa dreissig Jahren ist Professor Tyroler Funktio¬

när in der OrganisationdesösterreichischenMusikerverbandes ,vondem
er wegenseiner Verdienste umdas ästerreichische MusikwesenzumEhrenmit¬
glied ernannt und mit demEhrenring ausgezeichnet worden ist .Seit 1920
ist TyrolerVorstandsmitgliedder WienerPhilharmoniker ;er warauchmeh¬
rere Jahre hindurchHauptvertrauensmannin ihrerPersonalvertretung .

VomJahre 1926 bis zumJahre 1932 war ProfessorTyroler
Fürsorgerat des XII .WienerGemeindebezirkes .
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SteuergesetzentwürfederWienerLandesregierung.
In der heutigenSitzungder WienerLandesregierungsindeini¬

geGesetzentwürfein Steuerangelegenheiteneingebrachtworden.
Eine Novelle zum Gesetz über die Nahrungs - oderGenussmittel¬

abgabeträgt den Einwendungender BundesregierunggegendenGesetzesbeschlus
des WienerLandtagesRechnungundbeschränktdie Nahrungs- oderGenussmittel¬
abgabeauf die Nachtlokale ,die in demEntwurfeine nähere Umschreibunger¬

halten .

EineNovellezumLustbarkeitsabgabegesetzsoll demMagistrat
ermöglichen ,für VeranstaltungenohneEintrittspreis ,für die bisher dieVer¬
anatalter ein Steuerpauschale entrichtet haben ,Steuerkarteneinzuführen ,
die so wiedie MusikschutzkartenvondenBesuchernunmittelbarzubezahlen
sind .In den Verhandlungen ,die der Einbringungdes neuenGesetzentwurfes
vorangegangensind,kam eine Textierung zustande ,die im Gegensatzzudem
GesetzesbeschlussdesLandtages,gegendendieBundesregierungEinsprucher¬
hobenhat ,denHöchstsatzfür die SteuerkartenmitvierzigGroschenfest¬
setzt .Die Novelle enthält überdies eine Bestimmung ,die den Magistrater¬

mächtigen soll,bei Konzerten im Freien die mit 23 Prozent festgesetzte
Lustbarkeitsabgabezuermässigen.

Ein dritter Gesetzentwurf sieht die Verlängerung dergel¬
tendenWohnbausteuerbefreiungfür Neubautenbis zum31. Dezember1931vor .

- - - . - .
FreieArztstelle .

AmRöntgeninstitutdes Krankenhausesder Stadt WieninLainz
gelangt die Stelle eines Assistenzarztes zu Besetzung .Die Bezüge eines As¬
sistenzarztes betragen356 ' 25Schilling monatlichunderhöhensich nachden
ersten zwei Dienstjahren als Assistenzarzt einmal um10 ' 5Schilling monat¬
lich .Hiezukommtein monatlicherWohnungsgeldzuschuasvon33Schilling ,der
imFallederEinräumungeinerDienstwohnungwiederzurGänzealsEntgelt
für Beheizung ,BeleuchtungundBedienungabgezogenwird .Gesucheumdiese
Stelle ,die mit den entsprechendenPersonaldokumentenundVerwendungszeug¬
nissen belegt sein müssen ,sind bis spätestens 15 .NovemberimBüroderVer¬
waltungsgruppefür Personalangelegenheiten,NeuesKathaus ,einzubriugen .Bereits
imDiensteder GemeindeWienstehendeBewerberhabendie GesucheimDienstweg
vorzulegen .Die Gesuche sind mit einem Bundesstempel im Betrage von 1Schil¬
lingzuversehen ;die Gesuchsbeilagensind ,wennsie nichtohnehinbereitsge¬
stempeltsind,miteinemBundesstempelvonje 20Groschenzuversehen.
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AnstellungvonHilfslehrern inWien.
In der heutigen Sitzung der Wiener Landesregierung ist ein

Gesetzentwurf über die Aufnahme von Lehrpersonen zur aushilfsweisen Ver¬

wendungin öffentlichenVolksschulenin Wien(Hilfslehrer )eingebracht
worden .Die Vorlage ermöglicht die Heranbildung eines geeignetenNachwuch¬
ses für den öffentlichen Schuldienst und verfolgt den Zweck ,Lehramtsan¬

wärterndie notwendigeAusbildungunddie für die AblegungderLehrbefähi¬
n17

gungsprüfung vorgeschriebene Praxis zu vermitteln .Durch denGesetzenwurf
wird der in der gegenwärtigen Zeit immer stärker auftretenden Forderung
nach Schaffung von Arbeitsgelegenheiten für die Jugend Rechnunggetragen .

NachdemGesetzentwurfkönnenLehrpersonen ,die dieallge¬
meinen und besonderen Erfordernisse für die Anstellung imöffentlichen
Schuldiensterfüllen ,als Hilfslehrer ( Hilfslehrerinnen )angestelltwerden.
DasDienstverhältnisist mit zweiJahrenbefristet undkannausnahmsweise
verlängert werden .Für die Hilfslehrer ist eine monatlicheEntschädigung
von hundertzwanzigSchilling festgesetzt .Schliesslich trifft dieGesetzes¬
vorlage Bestimmungenüber die Anrechnungder Dienstzeit als Hilfslehrer .

Weitersist vonder WienerLandesregierungdieVerlängerungderWirksamkeitdesLehrerabbaugesetzesfürdasJahr1934beschlossenwor¬
den .
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ProfessorOswaldRedlich- BürgerderStadtWien.
UeberreichungdesBürgerdiplomsandenPräsidentenderAkademieder

Wissenschaften .
HeutemittagsüberreichteBürgermeisterSeitzdemPräsi¬

dentender Akademieder Wissenschaften ,UniversitätsprofessorDr .Oswald
Redlich ,der vomGemeinderatder Stadt Wieneinstimmig zumBürgerder
Stadt Wienernanntwordenwar ,das Bürgerdiplom .Zuder Eeierhattensich
ausser den VerwandtenundFreundendes neuenBürgersVizebürgermeister
Emmerling ,dieamtsführendenStadträteHonay,RichterundSpeiser ,Präsi-¬
dentGlöckel,derRektorder WienerUniversitätProfessorDr .Tomek,fast
alle Mitglieder der Akademieder Wissenschaften ,zahlreicheHochschulpro¬
fessoren unddie MännerundFrauendes wissenschaftlichenWienüberhaupt

eingefunden .
In seinerAnspracheandenneuenBürgerführteBürger-¬

meister Seitzaus : " IneinemKreisevonMännernundFrauenderWissenschaft
feiernwirheuteeinenMann ,dessenNameals GelehrterundForscherweit
überdieErenzenOesterreichshinausin derWeltbekanntundgeachtet
ist .Professor Oswald Redlich ,der in Innsbruck ,in Tirol,sein wissenschaft - ¬
lichesLebenswerkbegonnenhat ,st baldnachWienberufenworden,hathier
jahrzehntelangin engsterVerbundenheitmitdemwissenschaftlichenLeben
dieserStadtgewirkt,überallgeachtetundgeehrt ,undstehtheuteander
SpitzeunsererAkademieder Wissenschaften.WirLaienbeugenunsvoreinem
solchenMann,wirstehenbewunderndvorseinerwissenschaftlichenLebens-¬
arbeit .DenFünfundsiebzigjährigensehenwirvorunsin vollerkörperli-¬
cher undgeistiger Kraft - unddiese grosse Kraft hat erjahnzehntelang
demöffentlichenLetenWiensundOesterreichs,derWissenschaftgewidmet.

Unvergessenfür alle Zeiten wirdProfessorRedlichsKampf
umdie Freiheit undUnabhängigkeitder wissenschaftlichenForschungund
Lehresein .Manwirdmir vielleicht einwenden ,das gelte heute nichtviel .
Aberes ist gerade heute sehr wichtig ,da die Frage der Freiheit . derGe- ¬
sinnungwie so oft in der Geschichtewiedereinmalaufgerollt wird .Aber- ¬
malsteilt sich die Menschheitin zweiParteien . Wirs ehenMänner ,deren
WirkenbestimmtwirdvonGeistundGemüt,derenanimalischeTriebedurch
Geist,Gemüt,Verstand,Glaubegebändigtundgehemmtwerden, -undeinean-¬
dereGruppevonMenschen,die nuraufphysischeKraftpochen ,aufdenPrü¬
gel oderdasMaschinengewehr ,unddie keineandereHemmungkennenalsdie
Erwägung ,der andere könntebessere Waffenoder mehrWaffenhaben .Dafür
aber ,dassGeistundGemütwiederzuEinflusskommen,dasssie alleinbe-¬
stimmendseien für das Schicksal der Menschheit ,ist eineVoraussetzung
dieUnabhängigkeitderForschungunddieFreiheitin derVerkündungder
Lehre .Wir danken Professor OswaldRedlich heute an diesem Festtage ganzbe¬
sonders für alles ,waser geleistet hat im Kampfumdie Unabhängigkeitund
die Freiheit derWissenschaft .

WenndieStadtWienProfessorOswaldRedlichzuihranBürger
ernennt,so ist das kein Orden. Schlichtundeinfach sagen wirdamit : Du
histunser ,wirfühlenunseinsmitDir ,wirdankenDirfürDeinLebenswerk,
wir sind stolz darauf ,dass Männer/Wissenschaftwie OswaldRedliehim
bestemSinnedesWortesWienersind ,dasswirsiezuunszählenkönnen. "
( LebhafterBeifall ).655
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Dann überreichte der Bürgermeister dem neuen Bürger das
Bürgerdiplom ,das ein Aquarell,/darstellenddenFestsaal der Akademieder
Wissenschaften,undeineFederzeichnungdesGebäudesderaltenUniversi¬
tät ,in demdie AkademiederWissenschaftenuntergebrachtist ,beidesvon
der HandProfessor LudwigMichaleks ,enthält .

In bewegtenWortendankteHofratProfessorDr .Redlichdem
Bürgermeister unddemGemeineratder Stadt Wienfür die Ehrung ,dieihm
durchdieErnennungzumBürgerderStadtWienzuteilgewordensei .Erfühle
sichzuumsoherzlicheremDankverpflichtet ,als dieStadtWien,inder
er seit mehrals hoJahrenwirke ,ihmzuseinerzweitenHeimatgewordensei . Essei ein erhebenderBrauch ,dass die Stadt MännerundFrauender
WissenschaftundderKunstdurchdie ErnennungzumBürgerehre .Ermöchte
seineEhrungnichtsosehraufGrundpersönlicherVerdiensteinAnspruch
nehmen ,sondernsie vorallembetrachtenals eineEhrung ,die demPrä¬
sidentenderAkademiederWissenschaftenundderAkademiederWissenschafte
selbst zuteilwerde .Seit jeher sei die Akademieeine Stätte ernster und
unvoreingenommenerWissenschaftundals solche geschätzt undanerkannt .
WennnundieStadtWiendieseSchätzungundAnerkennunginsofeierli-¬
cher Weise zumAusdruck bringe ,so gebühre ihr der freudige DankderAka¬
demiederWissenschaften.DieWienerAkademiederWissenschaftenwerde
stetsnichtblossdesWertesBacons„Wissenist Macht",sondernauchdes
tiefen undbedeutungsvollenWortesunseresAntonWildgan„Wissenisz
Freiheit "eingedenksein .Daskönneer an demheutigenTageversichern .
JedenfallswerdeihmdieEhrungdurchdieStadtWienunfergesslichblei¬
ben .(LebhafterBeifall).

DerBürgermeisterschlossdieFeierlichkeitmiteinemDank
andieGattindesneuenBürgersundanalle seineFreundeundMitarbei¬
ter ,diedurchihreLiebeundFreundschaftandemLebenswerkdesGefeierten
teilhaben .

EhrungverdienterstädtischerOberbeamteranlässlichderPensionierung.
Anlässlich ihrer Versetzungin den dauerndenRuhestand

hat der Gemeinderatin seinerletzten SitzungeinergrösserenZahlvon
OberbeamtendesWienerMagistratesbeschlussmässigehrendgedacht .Essind
dies SenatsratDr .JohannFastenbauer ,die Obermagistratsräte Dr .Eduard
DwofakundDr .JohannBednaf,dieOberstadtbauräteIng .ReinhardKahl,Ing-¬ohannKorrherrundIng .HadrianTrentiniundDirektionsratViktor
Saeböck .Obermagistratarat Dr . HermannSchnitt ist durch Verleihung des Ti¬
tels „ Senatsrat "ausgezeichnet worden .

DieKinobesitzerimRathaus.
Heuteerschienen als Vertreter des VerbandesderKlein¬

undMittelkinosvonWien ,der 60vonden174WienerKinesumfasst ,die
HerrenWeilerundSchiller bei Stadtrat Dr .Danneberg ,umzuerklären ,
dassdieMitgliederihresVerbandeskeinenBeschlussbezüglicheiner
Sperre der WienerKinosgefasst haben ,jedochdas Ersuchenstellen ,die
Verhandlungenüber die Lustbarkeitsabgabeweiter zu führen .Sie seiender
Meinung,dassdiesenVerhandlungen,wieimmerauchderBundderWiener
Lichtspieltheater ,derdiegrösserenKinosvertrete ,zugezogenwerdenselle ,
um/einerVerständigungzugelangen .
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Stadtrat Dr .Danneberg erklärte ,dass der Magistrat die
Besprechungennichtatgebrochenhabeunddaherauchbereitsei ,sieweiter
zuführen .FürdieDauerderVerhandlungenwerde ,sofernedieseVerhandlun¬
gen binnenkurzer Frist zu einemErgebnisführen ,eine ErhöhungderAbgabe
vomMagistratnächtvorgenommenwerden.

Warnung .
WiedemMagistratmitgeteiltwird ,verlangenin derletzten

ZeitwiederAgentenmitBerufungaufdieGemeindeWienInseratenaufträge
für einen"Rathauskalender".Eswirddaraufaufmerksamgemacht ,dassdie
GemeindeverwaltungmitderHerausgabediesesKalendersin keinerwieimmer
geartetenWeiseetwaszu tun hat ;Berufungenauf die GemeindeWiensinddahe
vollkommenunzulässig.

- . - . - . - ¬
DieWinterhilfeunddieGemeinden .

VorsprachevonStädtevertreternbeiBundesministerSchmitz.
HeutevormittagsspracheineAbordnungdesStädtebundesbeiBundesministerfürsozialeVerwaltung.RichardSchmitzvor .DieAhordnung

wurdevonVizebürgermeisterEmmerlinggeführt undbestand aus den Bürger- ¬
meisternGruber( Linz)undOfenböck(WienerNeustadt),denVizebürgermeistern
Prof .RücklundSchmid( Graz)undDr. Stampfl( Linz) ,denStadträtenProf.Holzer(WienerNeustadt)undHonay( Wien)undSekretärEiemer.

DerSprecherderAbordnung,Bürgermeister -StellvertreterProf.Rücklführteaus,dass ,wiein denfrüherenJahren ,soauchheuerinden
GemeindendienotwendigenVorbereitungenfüreineumfassendeWinterhilfs-¬
aktionbereitsgetroffenwerden.UmdiefinanzielleSicherungderWinterhil-¬
febesorgt,habendieVertreterderGemeindenvorkurzembeiHerrnBundesmi-¬nisterfürFinanzenvorgesprochenundvondiesemerfahren,dassderBund
in dasBudgetfür 1934einenBetragvon315MillionenSchillingfürdie
Zweckeder Winterhilfe eingesetzt hat und dass noch in diesem Jahre unge¬
fähreineMillionSchillingausBundesmittelnfür dieWinterhilfezurVerfü¬
gungstehenwird .DieStädtetertreterersuchendenHerrnMinisterumIn¬
formationüberdieArtderVerteilungdesvomBundegewidmetenBetrages,
umzuersehen ,mitwelchenMittelnsie beiDurchführungderAktionrechnen
können.NachdereinhelligenAuffassungderVertreterderGemeinenerscheint
dieZahlderArbeitslosenals diegerechtesteundgeeignetsteGrundlagefür
dieZuteilungderWinterhilfebeiträgedesBundes,denndieZahlderArbeits-¬
losenist daspräzisesteKennzeichenfürdieBedürftigkeitderBevölkerung.
unddiewirtschaftlichenVerhältnissederGemeinden.DerBundhatseinenWiller
gezeigt ,amKampfegegenHungerundNotmitzuwirken;es wäreabernotwendig ,
möglichstbaldBarüberweisungenzuveranlassenundsodasWinterhilfswerkzusichern .

Bundesminister Schmitzerklärte ,dassdieWinterhilfsaktion
heuereineBundesaktionist . DerHerrBundeskanzlerhatbereitsanalleLan¬
deshauptleuteundBezirkshauptleuteschriftliche ErsuchenumBildungüber¬
parteilicher KomiteessowieSchreibenan die BürgermeistermitderAuffor¬
derungumMitarbeitbeiderAktionergehenlassen .DieobersteLeitunghat
sichderHerrBundeskanzlervorbehalten,dmeinMinisterkomiteezurSeite
steht .Soweites nicht ohnehinschongeschehenist ,könnendie Gemeindender
WinterhilfeaktionderBundesregierung ,Wien,. ,Herrengasse7,eineDarstellung
derbestehendenEinrichtungen,VorbereitungenundPläneübermitteln.Gewiss
seidieZahlderArbeitslosenfürdieBeurteilungderNotlageeinerGegend
ein überauswichtigerFaktor ,dochhabesich dasMinisterkomiteenochnicht
mitderFragebefasst ,welcherSchlüsselfürdieZuweisungderBundesmittel
anzuwendensei ,Dafürseien auhandereUmstände ,wiezumBeispiel diefi - ¬
nanziellenMittel der lokalenFaktoren ,in Betrachtzu ziehen .DadieAktion
EndeNovembereinsetzt,kannvordiesemZeitpunktejedenfallsnichteineFlüs-¬
sigmachungderGeldererwartet werden.DieGemeindensollenmitihremAppa-¬rat,so wiebisher,an der Winterhilfeaktionmitwirken .DievonderAbordnung
gemachtenVorschlägewerdeer demMinisterkomiteeberichten.657
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DerRechnungshofüberdieGemeindegebarung1932.
AllgemeinerTeil .

DerRechnungshofhat in denMonatenJuli bisSeptember
1933anHandderBücher,BelegeundeinschlägigenGeschäftsstückedieGe-¬
barungder GemeindeWienundder Gaswerke,ElektrizitätswerkeundStrassen-¬
bahnenimJahre1932eingehendüberprüftunderstattet nunseinenvierten
BerichtandenWienerGemeinderat.DerRechnungshofbetont ,dassdieserBe-¬
richtsämtlicheWahrnehmungenenthält,zuderenAufzeigungersichver-¬pflichtet erachtet .

DerRechnungshofstellt zunächstfest ,dassziffernmässige
Unrichtigkeitennichtwahrgenommenwurden .Erbeschäftigtsichsodammit
derVerringerungderKassenbeständewonrund ’ 6MillionenSchillingauf

' 2MillionenSchilling.Hervorgehobenwird ,dassdieGemeindeverwaltung
schonimVoranschlagfürdasJahr1932denSachaufwandgegenüber1931umvolle331/3ProzentherabgeminderthatunddarüberhinauszurAufrecht-¬
erhaltungdesGleichgewichtesErsparungengegenüberdemschengeminderten
Ansätzenumnochbeirahe6Prozenterzieltwurden.DerRechnungshofweistdaraufhin ,dass imBerichtsjahrneuerlichVereinfachungenundErsparun¬
genimgesamtenRechnungadienstsichergebenhaben.Besonderswirdhervor-¬
gehoben ,dass die Beauftragten auch ausserhalb der Zeit derGebarungs - ¬
kontrolle,überdiegesetzlichenVerpflichtungenhinaus ,laufendmitdem
Rechnungshefin Verbindungblieben ,umBudgetundRechnungsfrageneinver-¬
nehmlichzulösen. GanzbesondersbegrüsstderRechnungshofdenBeginnder
AusarbeitungeinerGemeindehaushaltsordnung,vonderbereitsderersteTeil
unterberatenderMitwirkungdesRechnungshofesfertiggestelltwurde.Be¬
züglichderzweiweiterenAbschnitcegibtderRechnungshofin seinemBe¬
richt Ratschläge,derenBefolgungvondenBeauftragtenin derErwiderung
zugesagtwird .

SchliesslichlenktderRechnungshofdieAufmerksamkeit
derGemeindeverwaltungaufdieGeharungderverschiedenenGemeindestellen
mitRehmaterialienundregtan ,durchtechnischeBeamtedesMagistrates
weitereVorschlägezurEinführungeinerständigenMaterialverwendungskon-¬
trolleerwägenzulassen.DieBeauftragtenweiseninihrerErwiderung
daraufhin,dassbeiderAusführunggrosserObjektesowohldiemengen-als
auchdie qualitätsmässigeVerwendungder vonder GemeinezurVerfügung
gestellten Baumaterialienunter ständigerKontrollevonstädtischenBau¬
aufsichtsorganensteht .Nurbei kleineren Übjekten ,bei denendieKosten
derKontrollezuihremmöglichenEffektin einemMissverhältnisstünde,
begnügemansichmitderstichprobenweisenUeberprüfung.BeidieserUebung
haltenesdieBeauftragtenfürausgeschlossen,dassMissbräucheirgendwel¬
cher Art sich ereignenkönnten .

Personalangelegenheiten.
Wern- gleichderRechnungshofselbst zugibt ,dasssowchlim

Jahre1931als auchimJahre1932einPersenalabbaustattfam ,sohält
erdaserzieltefinanzielleErgebnis( ' 8ProzentunterdemVoranschlags-¬
ansatz)fürzugering.DieBeauftragtenzeigenauf ,dassEndedesJahresum1931eineKürzungderBezüge/durchschnittlich' 25ProzentvomGemeinderat
beschlossenwurde,derenfinanzielleAuswirkungallerdingsschenimVor-¬
anschlagdesJahres1932berücksichtigtist .NebendieserallgemeinenBezugs-¬kürzungist aucheineSenkungdesAufwandesanNebenbezügenvorgenommenworden .
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Der Rochnungshof beschäftigt sich dann mit der vomMagistrat
verfügten Neuerrichtung der Personalreserve ,deren Auflösung er empfiehlt .
DerMagistratweistdaraufhin ,dassin dieserPersonalreservedasinden
einzelnenDienstzweigendurchSparmassnahmenüberzähliggewordenePersonal
zunähstzusammengefasstwurde ,weilzudieserZeit nochkeineAbbaubestim-¬
mungenbestanden .Zwischenzeitigsind abervomGemeinderatderartigeAbbau-¬

a
massnahmenbeschlossenworden,dassdieseEinrichtungbaldzurAuflösunggbracht seinwird .

DasSchulwesengibtdemRechnungshofAnlass,aufeinemög¬
lichst weirgehendeHeranziehungder Lehrerzu der gesetzlichvorgesehenen
Höchstlehrverpflichtunghinzuweisen.SchliesslichregtderRechungshof
an ,zurHerabminderunf,dergrossenKostenderSchulerhaltungVolksschulen,
die nicht mehrals 6 Klassenaufweisen ,miteiner zweitenSchulezusammen-¬
zulegen .DieserAnrggunghattebereits ,wiedieBeauftragtenfeststellten,
derStadtschulrateinbesonderesAugenmarkzugewendet .Sowurdein denletz-¬
ten Jahren durch Zusammenlegungdie Zahl der Schulenbereits um43ver - ¬

ringert .
Finanzwesen.

DerRechnungshofstellt die durchdie Krisehervorgerufene
VerminderungderAbgabeneingängefest .DerRückganganLandes -undGemeinde-¬
abgaben betryg gegenüber dem Vorjahre rund 7 Prozent .Der Rechnungshofbe - ¬

sprichtsodanndieWahrnehmungenbeiderKontrollederApgabenverwaltung.Beider Wohnbausteuerregt der Rechnungshefan ,vonZeit zu Zeitfestzu-¬
stellen ,ebtatsächlichdieaufdieFremdenzimmerabgabe ,Lustbarkeitsabgabe
undNahrungs-oderGenussmittelabgabeinAnschlagzubringendenWehnbau-¬
steuerzuschlag - Zahlungenauch tatsächlich eingegangensind .

Bei der Fürsorgeabgæbewurdenin drei Fällen Irrtümerfestge -¬
stellt ,derenBehebungder Magistratveranlassthat .BezüglichderNachbemes-¬
sungder Fürsorgeabgabeempfiehltder Rechnungshofeine einheitlichePra¬
xis platzgreifen zu lassen .DiesemWunschewird laut der AeusserungderBeauf¬
tragtenschonmitRücksichtdarauf ,dassin derZwischenzeitdieseRechts-¬
fragedurchEntscheidungendesVerwaltungsgerichtshofesendgiltiggeklärt
ist,in Hinkunft Rechnung getrager werden .

Bei der Lustbarkeitsabgabe wird die einmalirrtümlicherweise
durchgeführteniedrigereSteuerbemessungder "Fledermaus "als Operangeführt.
EbensogibtderRechnungshofderMeinungAusdruck,dassdieBemessungder
zweivondenPhilharmonikernaufdemJosefsplatzwährendderFestwochenzur
AufführunggebrachtenSerenadenmitjenemProzentsatz ,dr imGesetzfür
Aufführungenin Konzertsälenvorgeschriebensei ,zugeringgewesenwäre.
DerMagistratgibtin derErwiderungzu ,dasser sichbeiderBemessungdie-¬
ser beidenKonzertenicht so sehr an die BuchstabendesGesetzesals andie
Absichtdes Gesetzgebersgehaltenhabeundbei der nächstenNovellezum
LustbarkeitsabgabegesetzaufdiesezurZeitderAbfassungdesGesetzesnicht
bekannte Formvon Kenzertaufführungen hohen Ranges Bedacht genommenwerden
wird .Die Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich dr Bomessung der vonVolks - ¬

bildungsinstitutenabgehaltenenVeranstaltungenerklärtderMagistratdamit,
dasser sichimInteresseeinerAufrechterhaltungdieserEinrichtungzueiner
tolerantenAuffassungbezüglichderFragedeswissenschaftlichenoderBildungs-¬
zweckesbekennt .

vomStadtsenat
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FremdenzimmerabgabeempfiehltderRechnungshof ,diesezugestandenenBe¬
günstigungen auch im Gesetz zuverankern .

Bei der Konzessionsabgabewurdeneinzelne kleineFehler
hervorgeheben ,deren Beseitiging der Magistratzusagte .

Hinsichtlich der Gemeindeschuldstellte derRechnungshof
fest ,dassdie GesamtheitderSchuldenzufolgeder imJahre1931mitden
ausländischenGläubigerkomiteeshinsichtlichder 1902erAnleihegetroffe-¬
nenenggiltigenAbmachungeninsgesamtrund290MillionenSchillingbeträgt
Gleichzeitigwirdbetont ,dassdieser Gradder Verschuldungals nichtun¬
günstigbezeichnet werdenmuss.

WohlfahrtswesenundsozialeVerwaltung.
In den Vorbemerkungenweist der Rechhungshofaufeinige

Ersparungsmöglichkeiten hin ,die,wie er selbst zugibt ,allerdings nicht
von wesentlicher Bedeutung sind .Der Magis trat hat deren Beachtung zuge - ¬

sagt . Ebensowerdeneinzelne Anregungenbezüglich der internen Gebarungs - ¬
überprüfung vomMagistrat Beachtungfinden .

BezüglichderVersorgungshäuserwirddie FragezurErwägung
gestellt ,ob nicht in den VersorgungshäusernLiesing ,MauerbachundSt .
Andräbei künftigen Veränderungenan Stelle der ständigen Aerztebless
Vertragsärzte eingestellt werden können .

Organe des Rechnungshofes haben im Zuge derKentrelle
selbst die Schüberausspeisungin den Schulenbesucht unddabeifestge¬
stellt ,dass ungerechtfertigte Aufrechnungennicht gelieferter Speisen¬
portionennicht zu befürchtensind .Essollte jedochnachseirerMeinung

die Apordnung getroffen werden ,dass Erkrankungen und sonstige mehrere
Tage währende Verhinderungen von Schülern von den Eltern sofort der
Ausspeisestelle zu melden sind ,damit die Wochenbestellungen gekürzt wer - ¬
den können . DerM,gistrat ist bemüht ,der Anregungzuentsprechen .

BezüglichderJugendfürsorgeanstaltenregt derRechnungs-¬
hof die Ueberprüfung der Gewerbeschulzulagen und der gewährtenVergütun - ¬
genbei Strick -undStopfarbeitenan .BezüglichderInventar -undMaterial-¬
kontrolleempfiehltderRechnungshofähnlicheEinrichtungen ,wiesiebei
denBundesbahnenundder Telegrafenverwaltungbestehen ,die auchbereits
von dem Direktor des Rechnungsantes besichtigt worden sind .

Anlässlichder Kontrolleder KrankenanstaltenundderKran-¬
kenpflegeschulefiel demRechnungshefder auchdemMagistratebekannte
ungünstigefinanzielle Erfolgder Radiumabteilung imKrankenhausLainz
auf .Das ungünstige Ergebnis erklärt der Magistrat damit ,dass es sich
hie ja umeine nichtöffentliche Abteilung eines Krankenhauseshandelt ,
in demaucheft armePatientenihreletzteZufluchtsuchen .Ausreinmensch¬
lichenGründenseiesnunnichtangängig,solchenPersonendieAufnahme
zuverweigern .

DerRechnungshofweist auf die verschiedeneBehandlunger - ¬
krankterAnstaltsärztehin .DerMagistratvermagnachzuweisen ,dassfür
erkrankteAerztedieselbenMassnahmenfestgelegt sind ,die bei denFonds-¬
krankenanstaltenbestehen .In einemFall jedochhat ein Arztblossdie
3 .Verpflegsklaesestatt derihmgebührenden1 .VerpflegsklasseinAnspruch
genommen .

BeiderKontrollederWienerLandes- Heil -undPflegeanstalt
" AmSteinhof "wirdderMisaorfolgderSchweinezuchtbemängelt.660
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BezüglichderFörderungvonSport - undKörperkulturregtder
RechnungshofdierascheBeendigungderschwebendenVerhandlungenüberdie
endgiltigeUebernahmedrsStadionsdurchdieStadionbetriebsgesellschaftan.

BeimBetriebGemeindefriedhöfewirdeinesofortigeAufteilun
der GrabstellengebührendurchdasTotenbeschreibamtsowieeineVereinfa¬
chungdesVoranschlageszurErwägunggestellt .SchliesslichwirddieVor-¬
rechnungderWidmungskapitalienfürdieGraberhaltungnachdenselbenGrund-¬sätzenwiefürdieGrabausschmückungvorgeschlagen.DieprobeweiseDurch-¬
fahrungwirdvondenBeauftragteninAussichtgenommen.

Wohnungswesen.
DerRechnungshefstelltfest ,dasserbeiderdurchBesich-¬

tigunganOrtundStelleergänztenUeberprüfungvonBauabrechnungenneuer-¬
lichdnEindruckeinerzweckentsprechenden,überflüssigeBeigabenvermeider
denBauführunggewonnenhabe.ErregtweiterseinerascheBeendigungdernoc
ausständigenAbrechnungenan ,vondenenallerdings,wiedieBeauftragten
mitteilen ,dergrössteTeilin derZwischenzeiterledigswurde .Sowieim
VorjahrehältderRechnungshofdasvondenSiedlungsgenossenschaftenent-¬
richtendeEntgeltalszugering.DerMagistratsagtzu ,dieseAnregungimAugezubehalten .

BeiderstädtischenWohnhäuserverwaltungwirdaufdiepassi¬
veGebarungvon6WäschereianlageninälterenWohnhausbautenhingewiesen.Der
Magistratgibtbekannt,dassbereitsindreisolchenWäschereianlagen
Gebührenerhöhungenstattgefundenhaben.BeieinerWäschereianlageistder
imJahre1932sichergebendeAbgangvonrund115ProzentdesJahresum¬
satzeswohl-alezufülligzubezeichnen.BeizweiAnlagenwirddasnegati¬veErgebnismitRücksichtaufihre Eigenartnichtzubeseitigensein .Zu
beachtenistallerdings,dassdieWaschküchenanlggeninihrerGesamtheitmit einer aktivenBilanzabschliessen .

BeiderKleingartenförderunghältderRechnungshefdenPer-¬
sonalstandfür zu hoch .DieBeauftragtenverweisenaber auf diebedeutende
Arbeit ,welchedievorhandenenKleingartenanlagenin administrativerBezie-¬
hungmitsichbringen,sodassgegenwärtiganeinenweiterenPersenalabbaunicht gedacht werdenkann .

TechnischeAngelegenheiten .
EinleitendwerdendieVereinfachungenanerkannt,diederMa-¬

gistrataufdieimVorjahregemachtenAnregungenhinaufdemGebietedes
Buchhaltungsdienstesvorgenommenhat .InfinanziellerHinsichtkonnte,
wiederRechnungshofbetont ,durcheinezüelbewussteGeschäfts-undBotriebs-¬
führungaufdenmeistenGebietendiserVerwaltungsgruppeeinerfreulichesErgebniserzieltwerden.

DerMagistrats-Abteilung50wirddieZusammenlegungder
WirtschaftsstellemitderBetriebsbuchhaltungangeraten.DiesesPrejekt
ist beimM,gistratschonseit längererZeit inBehandlung.

BeidenderGemeindeWiendurchdrittePersenenzugefügten
SchödenglaubtderRechnungshefineinemFalleeinemangelhafteErhebung
feststellenzukönnen.DieBoauftragtenklärendonvergefallenenIrrtum
dahinauf ,dasswinemehrereAusbesserungenumfassendeRechnungaufdieson
Schadonsfallbezogenwurde,sodassirrtümlichstatt8eSchillingeinBetrag
vonrund152Schillingals Schadonsersatzbegehrtwurde.

BeimBetriebBäderregtderRechnungshefdieEinhebungeiner
GebührfürdieBenützungderKinderfreibäderdurchbadendeKinderwohlhaben-¬dererKreisean .DerMgistratglaubtaber ,flassdienotwendigerweisemit661
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einer derartigenAusgabevonEintri - ttskartenverbundeneKontrolleden
finanziellen Effekt dieser Massnahmehinfällig machenwürde .

Bei demBetrieb Werkstätten wird eine weitereEinschrän - ¬
kungdesPersonalsempfohlen.DieBoauftragtenweisenstatistischnach,dass
das ständigeArbeitspersonalbereits auf eine derartig geringeZahlzu- ¬
sammengeschrumpftist ,dassbeistärkererBeanspruchungdieserWerkstätte
segarvorübergehendAushilfsarbeiteraufgenommenwerdenmüssen.DievomRech¬
nungshefangeregte Zusammenlegungsämtlicher Werkstättenglaubt derMagi- ¬
strat unterHinweisaufdievonihmselbstschonvorlängererZeitange-¬
stelltengenauenUntersuchungenablehnenzumüssen,weiljedeheutenoch
bestehendeWerkstättespezielleAufgabenzuleistenhat ,sodasseineZusam-¬
menziehungadministrativeVereinfachungennicht zur Folgehätte .

DerRechnungshofhebtschliesslich die bereitsdurchgeführ¬
ten wesentlichenEinschränkungenderAusgabenfür Kanalneubautenhervor .
Erglaubtaber ,dassaufdiesemGebietedadurchnochErsparungenmöglich
seien ,dass die programmässigeAuswechslungder Ziegelkanäle durchZement- ¬
kanälevorläufigzürfickgestelltwerdenkönnte .SolcheAuswechslungenwerden
nachderErwiderungderB,auftragtenschonjetzt nurdortvorgenemmen,
wowagenGefahrinVerzug,zumBeispielEinsturzmöglichkeit,durchgreifende
Raparaturen sich als notwennigherausstellen .

Ernährungs -undWirtschaftsangelegenheiten .
BeidenMärktenundSchlachthöfenwirddie Auflösungeiner

dertnoehfürValerisierungsstreitigkeitenvorhanderenReservevorgeschla¬
gen .ImRechnungsabschluss1933wirdtatsächlichdieseRücklagezudeneige-¬nen Geldernübernommenwerden .

DieLehnverhältnissei BetriebLagerhäuserhält derRech-¬
nungshefalszugünstig .DieBeauftragtenstelleninihrerErwiderungfest ,
dassbereitsRevisionenvorgenemmenwurden .SowieimVorjahreregt derRech-¬
nungshofan ,die aneineprivateFirmavergebeneVerschrottungvonFutter-¬
mittelnandieLagerhäuserzuübertragen.DieBauftragtenteilendaraufmit,
dassbereitsimVorjahredieseFrageeingehenduntersucht ,vondemzuständi-¬
genAusschussaberausderUeberlegungabgelehntwordensei ,dassesnicht
angängigsei ,die bisherzur vollstenZufriedenheitarbeitendePrivatfirma
durchdenEntzugdieserArbeitenaufsschwerstezuschädigen.

Der Ankauf von Gleisen durch die Baustoffboschaffung hätte
nachAuffassungdesRechnungshofeszweckmässigeralsInvestitionsausgabe
verrechnetwerdensollten .DievondiesemBetriebgeleisteteWiergutmachung
einesdurcheinenBeamteneiner Partei zugefügtenSchadenslässt denRech¬
nungshofdieFrageaufwerfen ,welcheErwägungendieGemeindzurUebernahme
derErsatzpflichtbewogenhaben .DieB,auftragtenweisennach ,dassjener
Geschäftszweig ,in demsich dieser Fall zugetragenhat,nicht als einebe¬
hördlicheAgendeaufzufassemwar .DieGemeindenimmtal so in diesemFalledie
gleicheRechtsstellungwiejederPrivateein ,derauchfür dandurchseinen
Besergungsgehilfen zugefügten Nachteil nach den Vorschriften desZivilrech - ¬
tes haftbargewesenwäre .ZurVermeidungdesbereitsangedrohtenProzesses
hatsichdaherdieGemeindeWienzurSchadensgutmachungbereitgefunden.Aufdie imVorjahrebereitsgebrachteundin dendiesjähri¬
genBerichtwiederholteAnregung,dieBetriebsbuchhaltungderAbteilung
für Baustoffebeschaffungmitder des Wirtschaftsamteszu vereinigen ,weist
derMagistratdaraufhin ,dassderVerwirklichungdiesesProjektesnachwie
vor die demRechnungshofmitgeteilten Hindernisse entgegenstehen .

MitBefriedigungstellt der RechnungshofbeimWirtschafts-¬
amtdieVerminderungderLagerbeständeumrund50Prozentfest .Erglaubt662
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aberauchhier die Ueberprüfungder AngemossenheitdesPersonalstandes
anraten zu sollen .Ander Handvonstatistischen Datenlegt derMagistrat
dar ,dassderBeschäftigungsgraddieserAmtsstellenachdenUmsatzziffern.
nicht richtigbeurteiltwerdenkönne. VielmehrbringegeradedieüberallgehandhabteäussersteSparsamkeiteinbedeutendesAnsteigenderZahlder
Bestellungenmitsich ,daimmernurjeneMengenangefordertwerden ,die
absolut unerlässlichsin .

InderleihweisenUeberlassungvonInventargegenständen
aneinvonednemprivatenVereinbetriebenesKinderpflegeheiminDornbach.erblikktderRechnungshofeineSubvention,welchedieBeschlussfassung
nichtnurdurchdenzuständigenGemeinderatsausschuss,sondernauchdurch
denGemeinderaterforderthätte .DieB,auftragtenstellen fest ,dassnach
ihrerAuffassungdieerfolgteBeschlussfassungdurchdenGemeinderats¬
ausschussVIgenügendwar ,weilja nachwievordererwähnteVereinSach¬
schuldnerdes allerdings durchdenGebrauchvermindertenImentarssei .

BeidenVerkäufenvonAltmaterialienwünschtderRechnungs-¬hefindenAktenkurzeErläuterungenüberdenZustandderzuveräussern-¬
denGegenstände.DerMagistratwird ,wiedieB,auftragtenversichern,dieser
Anregungnachkommen .Ebensowirdzugesagt,in dieHaushaltungsordnungdem
WunschedesRechnungshofesgemässgenaueGrundsätzeüberdieArtderVer-¬
rechnungbeiUebertragungvonEinrichtungsgegenständenzwischenverschie-¬denenAnstaltenaufzunehmen.

BeiUeberprüfungderbeiHandhabungderVeterinärpolizei
sichergebendenEinnahmenundAusgabenbeschäftigtsichderRechnungshof
ausführlichmitdemVertragsverhältniszwischenderGemeindeWienundder
GesellschaftzumBetriebederstädtischenWasenmeisterei.AufgezeigtwirdeineKreditüberschreitungvonrund30. 000Schilling ,für die jedochder
MagistratbereitsdiekompetenzmässigeGenehmigungeingeholthat .

BeidrGebarungmitdenAmtserfordernissenwirdangeregt,
alleRechnungsstellenanzuweisen,RechnungenfürderabtigeAnschaffungennurdannflüssigzumachen,wennfestgestelltist ,dassdieanzukaufenden
Einrichtungsgegenständeinventarisiertwurden.IndemvomMagistrataus-¬
gearbeitendenEntwurfeinerInventarordnungwurdebereitsderselbeGrund-¬gedankefestgehalten .

BeimKapitelSchulwesenwirdangeregt ,imHinblickaufdie
ungünstigeWirtschaftslagedieunentgeltlicheAusgabevonLehr -undLern¬mittel nuran bedürftigeKinder ,nicht aberwiebisheran alle Kindervor-¬
zunehmen.DerRechnungshofbeziffertdieErsparungsmöglichkeit,diesich
darausergäbemit120,000Schilling .DieEinstellungderbisherigenunent-¬
geltlichenAbgabevonLehrbüchernind Klassenlektürehält derRechnungshof
derzeitwegenderhohenBücherpreisenichtfür opportun .Hierempfiehlter
dieEinführungeinerBenützungsgebührfürKindernichtbedürftigerEltern.

BeiderUeberprüfungderEinnahmenderSchulverwaltungaus
derVermietungvonSchulräumlichkeitenerwähntderRechnungshofdielang-¬
sameAbnahmedervorhandenenRückstände.DieangeführtenBeispielewerden
vomMagistrataufgeklart.DieBgauftragtenversichern,dassdiezuständige
RossortabteilungmitallerEnergiesichderEintreibungdieserRückständewidmet .

IndemBeschlussdesGemeinderatsausschussesVI,dieBo-¬
denwertabgabofürgeneanSportvereineinBestandgegobenenBürgerspi-¬
tals -undGemeindegründeaufdieGemeindezuübernehmen,fürdieein
Pachtzinsvon2GroschenproQuadratmeternobstVergütungderGrundsteuer
bezahltwird,erblicktderRechnungshofeineSubvention.DerAkthättedaher663
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nachseinerAnsicht auchdemGemeinderatvorgelegtwerdensollen .Nach
AuffassungderBeauftragtenwaraberdieBeschlussfassungimGemeinde-¬
ratsausschuss VI verfassungsmässighinreichend .

Bezüglichder Aufwendungenfür dieStadtrandsiedlungen
glaubtderRechnungshbf ,dassderimInventarals Forderungaufscheindnde /
Widmungsbetragvon100. 000SchillingmitRücksichtdarauf ,dassweder
ein vollständiger noch ein teilweiser Rüchersatz zu gewärtigen ist ,wieder

auszuscheiden wäre .Die Beauftragten haben die Ueberprüfung dieser Ange- ¬legenheit zugesagt .
AllgeneineVerwaltungsangelegenheiten.
Bezüglichder Nachweisungdes jeweiligenVerpflegsstandes

imPolizeigefangenhauswirdempfohlen ,die AufschreibungennachArtder
für dieGerichteLundII .InstanzbestehendenVorschriftenzuführen.
DieAnregungwirdGegenstandeingehendenPrüfungsein .

StädtischeUnternehmungen.
Allgemeines .

DerRechnungshofberichtbesagt ,dassdie Jahresrechnungende
GaswerkeundElektrizitätswerkeundStrassenbahnenauchimabgelaufenen
GeschäftsjahreanOrtundStelleanHandderBücherundEilanzunterlagen
geprüftwordensind ,wobeidie vollkommeneUebereinstimmungderbücher-¬
lichenErgebnisse mitdenin derBilanzausgewiesenenfestgestelltwurde.
Der Rechnungshofhat wie in den Vorjahren das Buchhaltungsgeschäft" in
musterhafterOrdnunggefunden,„Durch„Einschauin dieMaterialgebarung
beimGasbehälterBrigittenau,dannbeiderUeberlandzentraleinEbenfurth
undimBauhofderstädtischenStrassenbahnenimII .Bezirk "kenntesich
der Rechnungshof" vonder sorgfältigenVerwaltung,LagerungundEvident-¬
führungder Materialienüberzeugen. DerBerichtstellt auchdiesmalwieder
fest,dasshinsichtlichdr VergebungvonArbeitenundLieferungendasIn-¬land in erster Linie berücksichtigtwurde".

StädtischeGaswerke .
In eingehender Darlegung werden vomRechnungshofe die Bi - ¬

lanzziffern,insbesonderedieRücklagenbesprochen,ohnedasshiebeiein
Anlasszu einer Bemängelunggefundenwird .Bei BeurteilungderGewinn-¬
undVerlustrechnungkemmtderRechnungshofzudemSchlusse ,dassdieAus-¬
gabengebarung des Unternehmens" wiebisher im Zeichen grösster Wirtschaft - ¬
lichkeit "steht .DerBerichthebtnochhervor ,dassdie seit 1929vonJahr
zuJahrkonstatierteVerbesserungdesVerhältnisseszwischenBetriebsanla-¬
genundBetriebsmittelt" auchimGegenstandsjahrweitereFortschrittege-¬
machthat "undsich in dieser Beobachtungdie zielbewussteInvestitions¬
politik ausdrückt ,die demUnternehmeneigenist .

StädtischeElektrizitätswerke .
ImZugeder Besprechungder Bilanziffern ,die keineBemänge-¬

lungenthält ,wirdhervorgehoben ,dassdieimVorjahreerhoffteEntlastung
derElektrizitätswerkevonderkostspieligenZillingdorferKohlezwar
nicht vell verwirklicht werdenkonnte ,dass jedoch immerhindurchAuflassung
der EigenregieimBergbauZillingdorfunddurchgeringereHeranziehung
desWerkesEbenfurthzurStrombedarfdeckungbereitseinenichtunbedeutendeErsparniserzieltwordendst .BeiBeurteilungdesGeschäftsergebnissesin
derUeberlandzentraleEbenfurth ,derenBetriebauswirtschaftlichenGründen
möglichsteingeschränktwerdenmusste ,kommtder Rechnungshofüberhaupt
zur Ansicht ,dass es in Anbetrachtder Kapazität der WienerAnlagenvom
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reinwirtschaftlichenGesichtspunkteausbetrachtet,begründetwärewenn
der Betriebdes KraftwerkesEbenfurthso bald wiemöglichzurEinstellung
käme .In dieser Anschauungsieht sich der Rechnungshefdurchdie an Ortund
StellebeiBesichtigungdesBetriebesinEbenfurthgewonnenenEindrückenur
nochbestärkt . "DerRechnungshefberichthebtbesondersdiegenaueUeber-¬
prüfungjeder einzelnenBetriebsauslagehervor ,die beträchtlicheEinspa¬

rungenmitsichgebrachthawe .Erstellt fest ,dasstrotzderempfindli-¬
chenAuswirkungderWirtschaftskriseaufdemStromabsatzdieEntwicklung
derfinanziellenLagedesUnternehmenseinegünstigewar .Eshabesich
dasVerhältniszwischendeneigenenMittelnunddenfremdenMitteln ,das
imZeitpunkteder erstmaligenUeberprüfungder Bilanzenderstädtischen
ElektrizitätswerkeimJhre1929noch37: 63betragenhabe,nunmehrauf
19 :51verbessert.DerRechnungshoferklärtzudiesemErgebniswörtlich
folgendes :„ DieserAufschwungeines nochvor wenigenJahrenmitschweren
finanziellenSchwisrigkeitenkämpfendenUnternehmensin einerZeitall -¬
gemeinen wirtschaftlichenNi- edergangeskannals einehervorragende
Peistungder gegenwärtigenGeschäftsführungbezeichnetwerden".

StädtischeStrassenbahnen.
Bei Besprechung der Bilanzziffern hebt derRechnungshof

diesparsameMaterialgebarungunddieVerringerungderBuchschuldendurch
äussersteZurückhaltungin derAusgabenwirtschaftherver .Erregtauchan ,
einenangemessenenBetragdesbisherigenausdenJahrenvon1925bis
1932stammendenGebarungsabgangesendgiltigvomKapdtalabzuschreiben.Das
Unternehmenhält in einer Entgegnungeine RichtigstellungdesKapdtal-¬
kontes nochfür verfrüht ,weil erst in demZeitpunkte ,in demderFre¬
quenzrückgangzumStillstandgekommenseinwird ,dieweiterewirtschaft-¬
licheEntwicklungdesUnternehmensmiteinigerSicherheitbeurteiltwerden
kann .DerRechnungshofatellt auchfest ,dasssichgegenüberdemVorjahre
dieForderungandiePensienskasseweitererhöhthat ,wasdieEnde1931
eingeführtenSanierungsmassnahmenals ungenügenderweise ,undsprichtdie
Erwartungaus ,dassdiemitGemeinderatsbeschlussvom24 .Februar1933
getroffenenMassnahmeneineBesserungderfinanziellenLagederPensiens-¬
kassebringenwerden .BeiBesprechungder Gewinn -undVerlustrechnung
betont der Rechnungshof ,dass zwarder PersonalaufwanddurchVerminderung
des PersonalstandesumAl1Persenenunddirch eine ReihesonstigerMass-¬
nahmen ,wie insbesonderedurcheine rationellere Diensteinteilung,wesant -¬
lich gesenkt worden it ,dass er aber von den " Gesamt - Reineinnahmen "noch
immernichtwenigerals 74Prezentbeträgt ,wasbesagt, "dassderErfolgder
bisherigen Sparmassnahmennech weit von jener Grenzeentfernt ist ,die
diesenKostenwufwandfür dasUnternehmentragbarerscheinenliesse ".
DerRechnungshofverweistzurErzäuterungderhohenPersonalausgabenbeispie.
weiseaufdie BezügederFahrscheinkentrolhrgderFahrmeisteroderBahn-¬
meister .Erstellt auchfest ,dassdieAenderungdesDienstkleidergebühren-¬
normalesnochnichtimausreichendenMasseverwirklichtwordenist ,was
sich insbesondereimHinblickeaufdie Verhältnissebei denBundesbahnbe-¬
diensteten ,diedieDienstkleiderdurchschnittlichnichtnurfüreinelän¬
gereTragdauerzugewiesenerhalten ,sondernauchnocheinen12 ' 6prezenti¬
gen .Beitrag zumKleiderwertezu leisten haben ,als wünschenswerterweise .665
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Im Berichte ist auch die wesentliche Verringerungder
Kostenfür die Personenautoshervorgehoben .Imallgemeinenzollt der
RechnungshofderGeschäftsleitungfürdieweitgehendeZurückhaltungin
der Ausgabenwirtschaft Anerkennungund betont ,dass sich die finanziel - ¬
le LagedesUnternehmans" vorallemhinsichtlichder Liquiditätdankder
umsichtigenGeschäftsführungweiterverbessert "hat .Leiderhabeaber
die anerkennenswerteAusgabenpolitikdes Unternehmensdemdurchden
schonseit JahrenanhaltandenSchrumpfungsprozessder Wirtschafther-¬
beigeführtenkatastrophalenEinnahmenausfallnicht zu begegnenvermeht ,
wasder Gebarungsabgangvon11 ' 1MillionenSchillingerweise .Essei
zu hoffen ,dass sich der beklagenswerteZustanddurch"Herabdrückung
des noch immer viel zu hohen Personalaufwandes "bessern werde .Nach
AnsichtdesRechnungshofeskönnedemEinnahmenausfallauchdurcheine
Aenderungder TarifpolitikdesUnternehmens,nämlichdrchEinführung
des Kurzszreckentarifes entgegengetreten werden .Der letzteren Aus- ¬
führunggegenüberbemerktdieUnternehmungsdirektion,dasssie ,gestützt auf die Erfahrungenmitder EinführungeinesTeilstrecken-¬
tarifesinanderenStädtenbereitsdenAntragunterbreitethabe,auch
bei der WienerStrassenbahneinenTeilstreckentarifeinzuführen .Der
finanzielle Erfalgdieser Neueinführungsei zwarungewiss ,jedochhoffe
auchdas Unternehmen ,dass die Erwartungendes Rechnungshofesübermög-¬
liche Mehreinnahmendurchdie AenderungdesTarif -Systemssicherfüllen
werden.DiebeantragtenTarifänderungen sindbekanntlichbereitsinder
SitzungdesGemeinderatesvom3 .November1933genehmigtwordenundwerden
mit 1 .Dezember 1933 in Kraft treten .
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Diestädtischen ElektrizitätswerkeimJahre1952 .
Soeben sind der Verwaltungsbericht und die Bilanz der

WienerstädtischenElektrizitätswerkefür das Jehr 1932zurAussendung
gelangt .Wirentnehmendarausfolgendes:

DerStrombedarfist gegenüberdemJahre1931mit
510,582 . 171Kilowattstunden im Berichtsjahre auf 502,70h . 319Kilowattstun -¬
den ,das ist um ' 01Prozent ,gesunken .DieverkaufteStrommengeist von
387,657 . 078Kilowattstundenauf 361,233 . 921Kilowattstunden ,also um' 8
Prozent ,zurückgegangen .

DerStrombedarfwurdezu62 ' 7Prozent( imVorjahre58' 1
Prozent )durchWasserkraftstrom,zu29 ' 1Prozent( imVorjahre31 ' 3Prozent)
aus Inlandkohle und zu ' 9Prozent ( imVorjahre 10 ' 3Prozent )ausaus¬
ländischer Steinkohle gedeckt .Es wurdensomit 92 ' 1Prozent ( inVorjahre
89 ' 7Prozent )der benötigten Strommengeaus inländischenEnergiequellen

erzeugt .
DieZahlder angeschlossenenZählerist,überwiegend

durchZuwachsvonkleinenAbnehmern,von64l . 641auf659. 754amJahres¬
andegestiegen .

DasBerichtsjahrschliesst mit einemGebarungsüberschuss
von186 . 686Schillingab .InfolgeDurchführungvorzeitigerAbschreibungen
auf Grund des Investitionenbegünstigungsgesetzes ergibt sich bilanzmäs¬
sig ein Gebarungsabgangvon7,607 . 175Schilling .
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DieWienerHauspersonalabgae.
Laut Zeitungsmeldr mer besteht in Regierungskreisendie

Absicht ,durchBundesvorschriftendie WienerGemeindeabgabebetreffend
das Hauspersonalabzuändern .Ohneeine Erörterung über dieverfassungs -¬
rechtlicheSeitederFragezupflegen,mussgegenüberdeninverschiede-¬
nenZeitungenenthalterenBehauptungen,die dieseLuxussteuerals eineUr-¬
sachederArbeitslosigkeitvielertausenderHausgehilfinnenbezeichnen,
der richtige Sachverhalt festgestellt werden .

Währendin Wienundin denübrigenLändernOesterreichs
alle Ausgabenfür EntlohnungvonArbeitskräften die GrundlageeinerBe- ¬
steuerung,nämlichderFürsorgeabgabe,bilden ,sinddieLohn-undNatural-¬
bezügederHausgehilfinnenseitjehervonderFürsorgeabgabebefreit .Sie
sindauchfürdiejenigenHaushalte,dienureineHausgehilfinbeschäftigenvonjeder anderenAbgabebefreit .Denndie vielfach aufgestellteBe¬
hauptung,alsobdasHaltenvonHauspersonalüberhaupt,ohneRücksichtauf
die Zahl ,abgabepflichtigwäre ,ist vollständig unricht ig .Vondenrund
600 . 000WienerHaushalten beschäftigen ungefähr 90 Prozent niemalseine
Hausgehilfin .Nurin denetwaeinemZehntelder WienerHaushaltesindHaus
gehilfånnen beschäftigt .Wenndie Zahl dieser Haushaltein denletzten
Jahrenstarkzurükgegangenist ,sohatderRückgang,daHaushaltemit
einer Hausgehilfinvonkeiner Steuer betroffen werden ,gar nichts mitder
Besteuerungzu tun .Beider WienerArbeiterkrankenversicherungskasseist
dieZahlderversichertenHausgehilfenvonEnde1928bisEndeOktober
1933von66. 000auf51. 000zurückgegangen.Dasist eineFolgederWirt-¬
schaftskrise,dievieleFamiliendesMittelstandesinfolgeVerringerungihresEinkommensgezwungenhat ,Hauspersonalzuentlassen.EineBesteuerung
alsUrsachekamdabeiüberhauptnichtinFrage.DenndieWienerHauspersö¬
nalabgabebeginnterst beiderzweitenHausgehilfinundbeträgtindiesem
Falle50Schillingjährlich ,also ' 16Schillingmonatlich.Wennmanan-¬
nimmt ,dassdie Kostenfür eineHausgehilfinanLohn .Essenetc .auchnur
150Schilling pro Monatbetragen ,so ersieht man ,dass dieHauspersonal-¬
abgabevon ' 16SchillingdabeikeineRollemehrspielt undnichteinmal
sovielausmacht,wiedieFürsorgeabgabebetragenwürde.Ende1928gabes
in Wien. 171Haushalte ,diezweiHausgehilfinnenbeschäftigten .Wennihre
Zahlseitherauf . 100zurückgegangenist ,soist dieErsachenichtdarin
zusuchen,dasshiereinemonatlicheSteuervon4Schillingzuzahlenist ,
sonderndarin ,dassinfolgederWirtschaftskrise1700Familienwegenihres
gesunkenenEinkommensdie Ausgabenfür eine zweiteHausgehilfinnichtmehr
bestreitenkönnen.KeinunvoreingenommenerBeurteilerwirdbehaupten
können ,dass bei der Ueberlegung ,ob 150oder 200Schillingausgegeben
werdenkönnenundsollen ,ein Zusatzvon4 Schilling eine Rollespielt .

Esist charakteristisch,dassdieZahlderHaushalte,die
eineHausgehilfinundeinenmännlichenHausgehilfenbeschäftigen,sichinderZeitderKrisenichtgeänderthat ,obwohlhierdieSteuerdoppeltso
hochist .OffenbarhabensichdiewirtschaftlichenVerhältnissedieserFamiliennichtwesentlichgeändert.DieProgressionbeiderHauspersonal¬
abgabebeginnterst vonder dritten Hausgehilfin an ,für die eineSteuer
von300Schillingzuentrichtenist . Wennjemandin derLageist ,für
seinenHaushalt3 Hausgehilfinnenin Anspruchzu nehmenunddafür einen

668



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeberund verantw .Redakteur :
FRANZ XAVER FRIEDRICHII .Blatt

Wien ,am

Betragvanmindestens6000Schilling aufzuwenden,soist es wohlgerecht-¬
fertigt ,von einer solchen Familie durch die Hauspersonalabgabeeinen
Beitrag Für die Gemeindeausgabenin der Höhevon insgesamt 350Schilling
jährlich zu verlangen .Esist nororisch ,dassVeränderungenimStandedes
Hauspersonalesin den 340 Familien ,die mehrals 3 Hausgehilfenhalten ,
immer dann erfolgen ,wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse auch in die - ¬

sen Kreisen Einschränkungen erfordern .Mankönnte hier Zusammenbrüchevon
Bankenoder Industrieunternehmungen und ähnliche Ereignisse ineinen
ursächlichen Zusammenhangmit demAbbauzahlreicheren Hauspersonals
bringen ,wennmandie einzelnen Fälle anführenwollte .Es ist alsovöllig
unrichtig ,davon zu sprechen ,dass die Wiener Hauspersonalabgabe über - ¬

haupt etwasmit demProblemder Beschäftigungvonvielen tausendenHaus- ¬
gehilfinnenzu tun hat .EineAenderungdieser Steuerhätte für denAr-¬
beitsmarktkeineirgendwiein BetrachtkommendeBedeutung .Siewürde
nur der Gemeinde ,auch bei demheutigen verringerten Stand dessteuer - ¬
pflichtigen Hauspersonals ,einen Entgangvon rund 700 . 000Schilling

bringen .

DieKonzessionfürdasRaimundtheatererteilt .
NachBeseitigungaller Schwierigkeitenhat der WienerMagistrat

die Konzessionfür das Raimund- Theateran RainerSimonserteilt,so dass
die für morgen ,Freitag ,angekündigtePrmierestattfindet .
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NeueWienerStrassennamen .
DerGemeinderatsausschussfür allgemeineVerwaltungsangelegen¬

heitenhatbeschlossen,in FloridsdorfimGebietsüdlichderLeopoldauer¬
strasseundwestlichderJosefBaumanngasseeinigeneueVerkehrsflächen
nachMichaelPacher,FranzEybl,IgnatzRaffaltundAntonGersperzubenennen.
DieErläuterungstafelnwerdenfolgendeAufschriftentragen :" FranzEybl
(1806-1890) ,WienerGenremalerundLitograph","AntonGersper(1858-1929),

Fürsorge - undOrtsschulratimXXI. Bezirk "," MichaelPacher(1130-1198),oester¬
reichischerMalerundBildhauer"und"IgnazRaffalt(1800-1857) ,Landschafts¬

maler " .

- . . - -
Warnungvor bleihältigenSeifenpasten .

Das Marktamt der Stadt Wienteilt mit :Eine reichsdeutsche Firma
bringt seit einiger Zeit in Oesterreich unter der Bezeichnung " Ikolamitder
weissenHand ,antiseptische Handpasta "einestarke alkalische Seifenpastain
blau - weisslackiertenTubenin Verkehr .DieUntersuchunghat ergeben ,dass
sowohl die Tuben ,wie auch die Seifenpasta selbst bleihältig sind .Diese
Pasta ist dahergesundheitsschädlich .ImFalle der FeilhaltungoderdesVer¬
kaufesder Pastamussdie Anzeigean die Staatsanwaltschafterstattetwer¬
den .DasMarktamthat die Beschlagnahmeder Wareangeordnet .

GoldeneHochzeiten.
In Vertretung des Bürgermeisters überreichte amtsführender Stadt¬

Rudolf und MariaBily Mariarat HonaydenWienerEhepaarenRudolfundLeopoldineBalog,-¬ Adalbertund
Jakl ,AntonundMariaSojka ,CarlundMariaTittler ,FranzundAnnaWeber,
Carl und Maria Zawadilund Alois und Juliana Zitzmannanlässlich derfünf¬
zigsten Wiederkehr ihres Hochzeitstages die Ehrengaben der Stadt Wien .Die
acht Jubelfeiern wurden Samstag und Sonntag abgehalten ;an ihnen nahmendie
nochlebenden28 Kinder ,26 Enkelkinderund2 Urenkelkinderdergoldenen
Hochzeiterteil .DenachtJubelpaarenwurdeninsgesamtsechzigKinderge¬boren .

Spenden.
DerElternvereinanderstädtischenKnaben-undMädchenvolksschu¬

le Alserbachstrasse 23 hat dieser Schule ein Klavier im Werte von 760Schil¬
lingundeinenEinheitsturnapparatimWertevon327SchillingunddieEltern¬
vereinigungan der städtischen MädchenhauptschuleAmalienstrasse31 hatdie¬
ser SchuleeinKlavierimWertevon725Schillinggespendet .DerBürgermei¬
ster hat in derletztenSitzungdesGemeinderatesderStadtWiendenSpen¬derndenDankausgesprochen.

BezirksvertretungWieden.
DieBezirksvertretungWiedentritt amnächstenDienstagum18

UhrzueinerPlenarsitzungzusammen.
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516 . 216GasbezieherinWien.
DieDirektionder WienerstädtischenGaswerketeilt mit ,dass

am 31 . Oktober des heurigen Jahres 516 . 216Konsumenten Gas von denstädti¬

schenGaswerkenbezogenhaben .GegenüberdemStandvomJahre1913bedeutet
die ZahlderGasbezieheram31. OktoberdesheurigenJahresweitmehrals
eine Verdoppelung ,da am31. Dezember1913die WienerstädtischenGaswerke
bloss211. 815KonsumentenmitGasversorgthatten .ImvergangenenOktober
habendie städtischenGaswerke923Gasmesserneuaufgestellt ,774Gasmes¬
seranlagen vergrössert und88 Neuanschlüssedurchgeführt .

Ausgestaltung derelektrischen
Strassenbeleuchtung .

IndernächstenZeitwerdendieKorbergasse,Seumegasse,Hof¬
bauergasse,Steinhagegasse ,Kollmayergasse,EmilKralikgasseunddienochun¬
benannteGassezwischender Dunklergasseundder Schönbrunnerstrassemit
elektrischer Beleuchtung eingerichtet .Der Magistrat hat die Aufträgezur
DurchführungdernotwendigenInstallationsarbeitenbereitsvergeben.

DiestädtischenSammlungenSonntaggeschlossen.
Morgen ,Sonntag ,sind das HistorischeMuseumder Stadt Wienim

NeuenRathaus ,dasRömischeMuseumin der Rainergasse ,dasSchubertmuseumin
derNussdorferstrasseunddasHaydnmuseumin derHaydngassegeschlossen .

WeltwirtschaftundRüstungenin derZeitschau.
Der Bildungsdienst der städtischen Versicherungsanstalt ,ein¬

gerichtetvomGesellschafts -undWirtschaftsmuseumin der "Zeitschau "amTuch¬
laubenplatz,bringteine reichhaltige neueFolgevonBildtafeln ,dieeinen
Ueberblicküberdie wichtigstenProdukteder WeltwirtschaftunddenEin¬
fluss der Kriseauf ProduktionundVerbrauchgibt .Dargestelltwerdenunter
anderemdie unerhörtenRückgängein der Roheisenproduktion,in derMaschinen¬
produktion und der Rückgangvon Konsumartikeln ,wie BaumwolleundKaffee .
DervierteTeilderWelterntewirdplanmässigvernichtet,umdiePreisezu
heben.ErgänzendzeigenUebersichtstafelndieAusbreitungderFlottenrüstun¬
gen ,die durchdie VerteilungderenglischenundamerikanischenFlotten¬
stützpunkte zumBewusstsein gebrachtwerden .
- - - ¬671
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Ein neuesAmtsgebäudefür denArbeitsnachweisder StadtWien.

Durchdasstete AnwachsenderZahlderArbeitslosensind
die Räumein dr Stumpergasse ,in denen der städtische Arbeitsnachweis
seit einigen Jahren untergebracht ist ,unzulänglich geworden .In diesem
Gebäude erscheinen täglich rund 3000 Arbeitslose zur Kontrolle ;in den

—

Wintermonatensind es mehrals . 500. DieseKontrollemussteseit länge-¬
rem mangels entsprechen der Räumebereits teilweise im Hofe desGebäudes
durchgeführtwerden ,wasselbstverständlich bei schlechterWitterung
aufcdie Daueruntragbar ist .Auchdie Wartersunefür jene Persore n ,die
umArbeitsvermittlungoderumEinbeziehungin die Arbeitslosenunterstüt-¬
zung ansuchen ,sind unzulänglichgeworden .

Abordnungenvon Arbeitslosen und Vertreter des Bundesder
freien Gewerkschaftenhaben bei Bürgermeister Seitz auf diese unhalt- ¬
barenZuständeaufmerksamgemachtundumAbhilfeersucht .DerBürger-¬
meister hat nun verfügt ,dass das städtische Waisenhaus in der Josef - ¬

städterstrasse 95 - 97für die Zweckedes ArbeitsnachweiseszurVerfügung
zu stellen ist .Dieses Gebäude ,das aus gezeichnet für diesen Zweckge - ¬
eignetist ,stehtheutezumgrösstenTeilleer .Eswerdennurganzkleine
Adaptierungendurchgeführt ,so dass in einigen WochendieUebersiedlung
desArbeitsnachweisesausderStumpergassein dieJosefstädterstrasso
vollzogenseinwird .DadurchwirddieKontrollederArbeitslosoninge-¬
schlossenen Räumenermöglicht ,die Wartezeit aller Parteien stark ge- ¬
kürzt und die Neuaufnahmein die Arbeitsloeenunterstützung soumgestal - ¬
tet ,dassnichtmehrwiebicherein dreimaligesVorsprechenimAmtenot-¬
wendigist ,sondernschonnachzweimaligemErscheinendieAbfertigung
erfolgt .Durchdie grösserenundzweckentsprechenderenRäumewordenauch
dieReibereien,dioinfo' gedorbeongtenVerhältnisseimHauseStumper-¬gasse immerwieder entstanden sind ,bohoben .

Derin demHausin der Josefstädterstrasseuntergebrachte
städtischeKindergartonunddasLehrlingshoimwerdendurchdonArbeits-¬nachweisnichtberührt .
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GeehrteRedaktion!
Morgen,Dienstag,um18Uhrfindet imJournalistenzimmer

imNeuenRathaus ,I .Stock ,Präsidium,eine
Pressekonferenz

statt .
IndieserPressekonferenzwirdamtsführenderStadtratDr.

DannebergüberdenVoranschlagderBundeshauptstadtWienfürdasJahr
1934berichten .

Wirersuchen,zudieserPressekonferenzeinenVertreter
IhresgeschätztenBlatteszuverlässigzuentsenden.

- .- .- .- ——-
StrassenbahnfahrproisamLeopolditag.

AmMittwoch( Leopolditag )wird auf der Stras senbahnund
StadtbahnderWerktagsfahrpreiseingehoben.Esgeltendaherdie

Frühfahrscheine,Hin -undRückfahrscheine,Wochenkarten,Arbeitslosen¬
undFürsorgefahrscheine.DieHin -undRückfahrscheineundWochenkartendürfenfür die Rückfahrtvon11 Uhran benütztwerden .AmLeopoldi¬
tag verkehrenauchdieAutobusse.

DieElendstragödieinFloridsdorf.
InheutigenMontagsblätternwirdüberdieElemdstragödie

in Floridsdorf gemeldet ,dass die Frau Marie Jonak mit ihren beiden
KindernangeblichdeshalbSelbstmordverübthabe ,weilin derletzten
Zeit ihr Ansuchenan die GemeindeWienumeinenPflegschaftsbeitragab¬
gewiesenwordensoi .Dazuwirdfestgestellt ,dassMarieJonakimJänner
diesesJahresumeinenPflegebeitragangesuchthatunddassdiesesAn-¬
suchen damals wegends Bezugesanderer Unterstützungen abgewiesenwor- ¬
denist .FrauJonakhatgegendieAbweisungauchnichtberufen .Wieder-¬
holtaberhatFrauJonakvonderGomeindeWienGoldaushilfenbekommen.
SeitJännerdiesesJahreshatFrauJonakkeinAnsuchenumeinonPflege-¬
beitraggestollt .AusdorMeldung,dassFrauJonakdieUnterstützungwe-¬
gen„Schwarzarbeit"ontzogenwurde ,gehthervor ,dasses sichoffonbar
umdieEntzichungderArbeitslosenunterstützunggehamelthat .Dazuwird
fostgestellt ,dasskeineAmtsstellederGemeindeWienmitderGewährungoderdemEntzugderArbeitslosonuntorstützungbefasstist .

DiestädtischonBäderamLoopolditag.
DiestädtischoBädervorwaltungteiltmit ,dassamMittwoch(Leopolditag)diestädtischenBrausebäderunddiestädtischenDampf-¬

undWannenbäderimAmalienbad,Jörgerbad,Thercsienbad,ThaliabadundFlo¬
ridsdorferbadvon8 Uhrbis 13Uhr ,dieSchwimmhallonbäderimstädti¬
schonAmalienbadundJörgerbadvon8 Uhrbis19Uhroffonsind .
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NeueWienerLandesgesetze.
In seiner heutigen Sitzung hat der städtischeFinanzausschuss

drei VorlagenüberWienerSteuergesetzebeschlossen .DieNovellezumGesetz
über die Nahrungs - oderGenussmittelabgabebeschränkt die Abgabeaufdie
Nachtlokale und ähnliche Betriebe .In der Novelle zumLustbarkeitsabgabege¬
setz wird es dem Magistrat ermöglicht ,für Veranstaltungen ohneEintritts¬
preis ,für die bisher ein Steuerpauschale zu enrichten war ,Steuerkarten ein¬
zuführen ,die vonden Besuchernunmittelbar zu bezahlensind .DerHöchstsatz
für diese Steuerkarten wird mit 10 Groschenfestgesetzt .Ueberdies wirdder
Magistratermächtigt,beiKonzertenimFreiendiemit23Prozentfestgesetzte
Lustbarkeitsabgabebis auf 10 Prozentzu ermässigen .DieVorlageüberdie
VerlängerungderWohnbausteuerbefreiungfür Neubautensieht eineVerlängerun
der geltenden Befreiung bis zum31 Dezember1934vor .

Imstädtischen Personalausschusssind heute zweiGesetzentwürfe
beschlossen worden .Der Gesetzentwurfüber die Aufnahmevon Lehrpersonenzur
aushilfsweisenVerwendungin öffentlichenVolksschulenin Wienermöglicht
die Heranbildungeines geeignetenNachwuchsesfür den öffentlichenSchul¬
dienst undwill Lehramtsanwärterndie notwendigeAusbildungunddie fürdie
AblegungderLehrbefähigungsprüfungvorgeschriebenePraxisvermitteln .Nach
demEntwurfkönnenLehrpersonen ,die die Erfordernissefür dieAnstellung
imöffentlichenSchuldiensterfüllen ,als HilfslehreroderHilfslehrerinnen
angestellt werden ,wobeidas Dienstverhältnismit zweiJahrenbefristet ist
undausnahmsweiseverlängertwerdenkann .Fürdie nachdiesemGesctzentwurf
anzustellendenHilfslehrerwirdeinemonatlicheEntschädigungvon120Schil¬
ling festgesetzt .Ausserdemhat derAusschusseineVorlageüberdieVerlän¬
gerung der Wirksamkeit des Lchrerabbaugesetzes für das Jahr 1930beschlos¬

sen .
DemWienerLandtagliegt auchderbereitsin dervorigenWoche

vomzuständigenAusschussbeschlosseneEntwurfeinerNovellezumWiener
Theatergesetzvor .Dieser Gesetzentwurfsetzt besonderePflichten beiin¬
strumental - musikalischenVeranstaltungen fest .Jeder Mitwirkende ansoichen
Veranstaltungen wird eine Berufsmusikerlegitimation besitzen müssen ,die die
Absohenten von Instrumentalklassen bestimmter Lehranstalten für Musikund
alle jene Musiker bekommen ,die vor einer KommissionvonSachverständigen
einePrüfungablegen .Fürdie ZeitdesUebergangeswerdenAusnahmsbestimmun¬
gengetroffen .DieGesetzesvorlagesicht auchvor ,dass Musiker ,die sichdurch
besonderekünstlerische Bedeutungauszeichnen ,die LegitimationohneNachweis
eines bestimmtenLehrgangesundohnePrüfungerhalten .UeberdiesgeltonAus¬
nahmenfür Soliiten ,Gastkapellen undVereinskapellen .

Alle diese GesctzesvorlagenwerdendenWienerLandtagindessennächsterSitzungbeschäftigen.
- ¬67½
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DaszehnjährigeJuliläumdesBürgermeisters,
DieGlückwünschederBeamtenschaftdesMagsstratosundderstädtischenUnter-¬nehmungen.

HeutemittagserschienendiehöchstenBeamtendesMagistratesundder
städtischenUnternehmungenunterFührungdesMagistrats-DirektorsbeimBür-¬
germeister.ImNamenderErschienenenundsämtlicherBeamter' ndAngestellterderGemeindeverwaltungüberhauptsprachMagistrats-DirektorDi. Hartldem
BürgermeisterdieaufrichtigstenGlückwünscheaus . EsseiderganzenBeamten¬schafteinHerzensbedürfnis,demBürgermeisterdafürzudanken,dasssie
währendderletzten10JahreandemgrossenAufbauwerkWiensunterseiner
Führunghabeteilnehmendürfen.InderganzenWeltseidiesesAufbauwerk,
insbesonderedieWienerWohnbautätigkeitunddieWienerFürsorge,anerkannt .
AberdieBeamten-undAngestelltenschaftdankedemBürgermeisternichtnur
alsVorgesetztem,sondernauchalsbekanntemFreundderBeamtenundAngestell¬
ten für alle Güte,allesWohlwollenundalles Verständnis,daser ihrstets
entgegengebrachthabe. DieBeamtenundAngestelltenbindenichtnurdasGe¬
löbnisderPflichterfüllungandieGemeindeverwaltung,sondernetwasviel
Höheres,dieLiebezurgemeinsamenArbeit,dieLiebezuWienunddenWienern.
DunkleWolkenziehennichtnurumdasWienerRathaus,sondernumganzWien.DieBeamtenundAngestelltenallerKategorienundRängewollenindieser
ZeitmitganzerKraftmithelfen,MittelundWegezufinden,dieWienvonseinen
schwerenSorgenbefreien,damitdiesesWieninvollerGleichberechtigungden
Wegineineneue,bessereZukunftgehe,DassdieserWegineinebessereZukunft
unterderFührungdesBürgermeistersSeitzgefundenwerde,seinichtnurder
WunschderBeamtenu d AngestelltenWiens,sondernderWunschdesWienerVol-¬

kes .
BürgermeisterSeitzdankteherzlichstfürdieGlückwünscheundführteunteranderemaus:"InZeitenwiedenheutigengibteskeineFersonenfragen,

dagehtesnurumdieSache. DieMenschheitwirdnurdannausdenfurchtbaren
Wirrren ,die sie heutebedrängen ,denrichtigen Wegzu einer besserenZukunft
finden,wennsie sichhütetvorderHuldigungfürPersonen,vordemreinindi-¬
vidualistischenGedankendesFührertums.ErstwennalleErkennen,dassder
MenscheingesellschaftlichesWesenist unddassersichnurvergesellschaf¬
tet imKampfumsDaseinerhaltenkann,wirddieWeltwiederindasrichtige
Geleisekommen,AuchdiegrosseSacheWienskönnenwirnichtführenalsein¬
zelne,sondernnurin Zusammenarbeitaller ,in einheitlichemZusammenwirken
für dasGesamtwohl.

In denzehnJahrenmeinerWirksamkeitals Bürgermeisterhabeichgesehen,
dassdieWienerstädtischeBeamtenschaftallerGradeerfülltist vonderLie¬
bezuihrerStadt,dasssie diehoheSendungihresBerufeserkennt ,dasssie
aberauchbeispielgebendist anFleissundAusdauer,diesichmitausser¬
ordentlicherSachkenntnispaaren. WahlbeamteundBerufsbeamtewirkeninderWienerVerwaltungzusammen. DasWirkenaller wirdbestimmtdurchdieVerfas-¬

sungdesBundesundWiens.UndwodiesegrundlegendenGesetzeeinenSpielraum.
fürdasErmosenlassen,dortist derWillederBürgerdieserStadtbestimmend ,diein freierWahlGemeinderatundLandtagwählen.SoweitderWahlbeamteim
RahmenderGesetzedieMöglichkeiteinerindividuellenBeeinflussungderVer¬
waltunghat,musserdieseMöglichkeitnützenimSinnedesWillensderMehr¬
heit .InnerhalbdiesersogezogenenGrenzenwirktdannderBerufsbeamte
nachseinerwissenschaftlichenErkenntnisundnachseinenpraktischenErfah¬
rungen. EskannunserStolzsein ,dassWahlbeamteundBerufsbeamteinWienin675
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EinheitundUebereinstimmungzusammenwirken ,weilallegesetzmässighan¬
deln undweil alle nachihrer sachlichenUeberzeugungder Stadt inLiebe
undTreuedienen .

Esist einebewegte,eineschwereZeit!Hoffenwir ,dassunsereWirtschaftsichwiederhebtundsowiedereinneuerAufstiegkommt.Hoffenwir ,dass
sichdie WogendespolitischenLebenswiederglätten ,dassalle wiederzuru¬
higerArbeitzurückkehrenunddasswirwiederungestörtarbeitenunddasAufbauwerkWiensfortsetzenkönnenimGeistederVerfassungundderGesetze,
imGeistedesRechts . Ichweiss ,dassdas ,wasWiengeschaffenhat,feststeht
für immer,ichweiss ,dassderEiferunddie Sachkenntnisaller Männerund
Frauen,diefür Wienwirken ,dassaberauchihreLiebeundTreuezurStadt
unwandelbarsindDarumweiss ich auch ,dass die Stadt Wienund ihre Einrich¬
tungenstehen werden- fest undunerschütterlich fürimmer! ".
GlückwünschederGewerkschaftenundderVertreterderAngestelltenumd

Arbeiter .
AuchdiePräsidentenundVizepräsidentendesVerbandesderAngestellten

derStadtWienundderGewerkschaftderUnternehmungsangestelltensprachen
beimBürgermeistervor .ImNamenderAngestelltenbrachtePräsidentIngw
RumlerdieGlückwünscheausAnlassdeszehnjährigenBürgermeisterjubiläums
zum Ausdruck . DerBürgermeister ,der in schwerer Zeit sein Amtübernommen

habe,müsseauchheutewiederinschwererZeitdieBürdediesesAmtestragen.
DasSchicksalaller Angestelltens i innigverknüpftmitdemSchicksalder
Stadt.HoffentlichwerdenineinigemZusammenwirkendieStadtverwaltungund
die AngestellteneinenWegfinden,derausdieserschwrenZeit insFreie
führe . DerBürgermeisterdanktefür dieBlückwünscheundwiesdaraufhin ,
dasszweiTendenzenin derWirtschaftmiteinanderringen :die Fendenz ,dem

arbeitenden Menschen bessere Lebensbedingungen zu schaffen ,und die andere

Tendenz,für WenigeVorteilezuerzielenaufKostenderMassederArbeiten¬
den. Heuteleidenalleschwerdarunter,dassauchdieWienerStadtverwaltung,deren Ziel es immer gewesen ist,den Aufstieg der arbeitenden Menschenzu
fördern ,gezwungenist,schwereOpferzuverlangen. Aberes werdewiedereine
Zeitkommen,in dorneuerAufstiegimSinnederTendenzenderStadtverwaltung
auchdenAngestelltenBessereTagebringenwerde.

FürdieGewerkschaften,denendieArbeiterschaftin denBetriebenund
UnternehmungenderWienerGemeindeverwaltungangehört ,undfürdiePersonal¬
vertretungenundBetriebsrätederArbeiterschaftsprachsodanneinegrössere
DeputationbeimBürgermeistervor,inderenNamenNationalratForstnerundder
ObmanndesVertrauensmännerausschussesderstädtischenStrassenbahnerWolfram
demBürgermeisterdieGlückwünscheübermittelten.DieSprecherderDeputation
wiederholtendasVersprechender Arbeiterschaft ,alle Kräftedafüreinzusetzen
dassdiedemokratischeVerwaltungWienserhaltenbleibe.GeradedieBedienste¬
ten undArbeiter ,die demBürgermeisterundder Stadtverwaltungin Liebeund
Treuozur Seito stehen ,habenin der /Zeit des Wirkensdes BürgermeistersSeitz
einengigantischenAufsteigin sozialerundkulturellerBoziehungerlebt ,Da-¬für dankedie gesamteArbeiterschaft demBürgermeister .Mit demDankfürdie
GlückwünscheverbandBürgermeisterSeitzdasVorsprechen,dasser vonseinen
Grundsätzennicht abweichenwerde,dasser nicht abgehenwerdevonderUeber¬
zeugung ,dassdie WohlfahrtderarbeitendenMonschendieserStadtauchdie
WohlfahrtderStadtsolbstbedeute .MancheErfolgeimSinnedieserGrundsätze
habeerindenzehnJahrenseinesWirkensalsBürgermeistererreichenkönnen.676
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Houtestehenalle vorbesonderenSchwierigkeiten. Abernurwerfestbeharre
aufseinemSinn,könnedieWeltneugestalten. NichtTreuezueinerPersong
tuenot ,- erlehneesab ,einFührerzuheissen,- sondernTreuezurSache,
UnddassdiestädtischeArbeiterschaftin TreueihrerSachedient,istuns
miteineGewährdafür ,dasswirinschwankenderZeitfestbleiben,umeine
noueWoltzubauen .

EineKundgebungderstädtischenAngestolltenimArkadenhofdesRathauges.
AmfrühenNachmittagversammeltensich die stägtischenBeamtenundAnge-¬

stellten ,dieimRathausbeschäftigtsind ,soweites/Diensterlaubte,im
ArkadenhofdesRathauses,umdemBürgermeisterauchpersönlichihreGlück¬
wünschedarzubringen. AlsBürgermeisterSeitzerschien ,wurdeerjubelnd
begrüsst. DerBürgermeisterhielteinekurzeAnsprache,indererdankteund
dasgemeinsameWirkenfüreingemeinsamesZielunddieKameradschaftprios,
diealle,welchenRangesundwelcherStellungsieauchinderVerwaltung
seien,inderLiebezuWienundindemWirkenfürdieStadtundihreBevöl-¬kerungverbinde .
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DerVoranschlagderGemeindeWienfür1934.

In einer Pressekonferenzmachteheute Stadtrat Dr .
DannebergMitteilungenüberdenGemeirdshaushalt ,dessenVoranschlagfür
das Jahr 1934 soeben - einige Tage vor demin der Gemeindeverfassungbe- ¬
stimmtenTermin- denMitgliederndesGemeinderatesübergebenworden
ist .Der Voranschlagist ,damit ein klares Bild gewonnenwerdenkann ,so
aufgestellt ,dasszunächstdieWirkungenderVerordnungenderBundesregie
rung unberücksichtigt bleiben ,da die Gemeindealle sechs inBetracht

kommendenVerordnungenbeimVerfassungsgerichtshofangefochtenhatund
dieEntscheidungnochaussteht .DersoerstellteVoranschlagsieht ,nach
AbzugdernurrechnungsmässigaufderEinnahmen- undaufderAusgabenseit
erscheinandeBeträgevonzusammen18 ' 8MillionenSchilling,Einnahmenvon
316' 11MillionenSchillingundAusgabenvon339' 98MillionenSchilling
vor .IndiesemVoranschlagsinddiePersonalausgabengemässdemGemeinde-¬
ratsbeschlussvom24 .Juli1933eingesetzt ,alsounterBerücksichtigung
derStreichungderSonderzahlungensowiederHerabsetzungderPensionen
auf85Prozent ,jedochohneRücksichtaufdenderzeitigenAbzugvon

' 2ProzentderlaufendenBezüge,dadieserAbzugam31 .Dezember1933
endet .In diesemVoranschlagsinddie Ausgabenfür denWohnhausbaumit
dervollenSummederEingängeanWohnbausteuerenthalten ,dieSteuerein-¬
gängeebenfallsehneBerücksichtigungderVerminderungen,diedurchVer¬
ordnungenderBundesregierungentstandensind .DieErtragsanteileanden
BundessteuernsindmitdemBetrageeingesetzt,dendieGemeindebekäme,wen:
dieGewährleistungsklauselnochbestünde.DieneuenKosten,diederGemein-¬
deWienfürdieBundeskrankenanstaltenauferlegtwordensind,figurieren
mit9MillionenSchillingunterdenAusgaben,dasichdieGemeindedurch
einLandesgesetzselbstzuderenZahlungverpflichtethat .DerVoranschlag
derGemeinde,wieersichalsounterdenEinwirkungenderWirtschaftskri-¬se ,aber ohneRücksichtauf die beimVerfassungsgerichtshofangefochte-¬
nenVerfügungenderBundesregierungergibt,weistsomiteinenAbgangvon
23186MillionenSchillingaus ,also7ProzentdesGesamterfordernisses .
SeineDeckungwäreohneneueSteuerbelastungdurchVerkleinerungderfür
neueWohnhausbautenimVoranschlagvorgesehenenSummevon28 ' 16MillionenSchilling undErsparungenbeimPersonalaufwandmöglich ,zumaldieWeiter¬
geltungderjatzigenAbzügevon ' 2Prozentalleinrund6 MillionenSchil¬ling jährlich bedeuten würde .

DieVererdnungenderBundesregierungverändernjedochdas
Bildvollständig .DieAufhebungderGewährleistungsklauselverringertdie
Abgabenertragsanteileum37 ' 3MillionenSchilling.DieStreichungder
LustbarkeitsabgabefürdieBumdestheaterunddieRavagbringteineVer-¬
minderungvoneinerMillionSchilling .DieAufhebungderNahrungs-oder
Genussmittelabgabebringt ,dadieBesteuerungderNachtlokaleblosseine
Einnahmevon100. 000Schhillingerwartenlässt ,einenVerlustvon ' 6Mil-¬
lionenSchilling .DieUebernahmederEinhebungderBundessteuerndurchden
Bund ,ohneUebernahmedermitdieserAufgabebetrautgewesenenBeamten,
bringtderGemeindeeinenVerlustvon ' 6MillionenSchilling .Derfür
zweiJahrederGemeindeauferlegteLastenausgleichlegtihr fürdasJahr
1934eineZahlungsverpflichtungimBetragevon36MillionenSchillingauf.
Durchalle dieseMassnahmenerhöhtsichderAbgangauf108 ' 37MillionenSehilling .

678



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :

FRANZXAVERFRIEDRICH
II .Blatt Wien ,am. . .

Die Deckungdieses grossen Abgangessoll durchfolgende
Massnahmengeschohen :Es sollen im Jahre 1934 nur die im Baubegriffenen
Wohnungen,etwa . 000anderZahl ,fertig gestellt werdenundkeineNeu-¬
bautenbegonnenwerden .Dadurchwirdein Betragvon28 ' 16MillionenSchil-¬
ling zur DeckungdesDefizitesfrei .DieAngleichungder Aktiv - undPen¬
sionsbezüge der städtischen Angestellten an die derBundesangestellten
sowieErsparungsmassnahmendurch Fortführungder Abbauaktionmachen20
MillionenSchillingfrei .ZudiesenErsparungenvoninsgesamt48/16Millio¬
nenSchilling ,die nebendensehrweitgehendenErsparungen,die schonim
normalenBudgetenthaltensind ,durchgeführtwerden,tritt alsMchreinnahme
dieAbfuhrderstädtischenElektrizitätswerkeundGaswerkeausihrenTarif¬
erhöhungen ,aus der Nichtverwendungeines Teiles der Abschreibungenfür
InvestitionszweckeundBetriebsersparnissenverschiedenerArt imBetrage
von25MillionenSchilling ;dasist immernochweniger ,als Gaswerke,Elek¬
trizitätswerke undStrassenbahnenimJahre 1913an die Gemeindeabgeführt
haben .DerunbedeckteRestvon35 ' 21MillionenSchilling ,derfastebenso
gross ist wie die Zahlungender Gemeindeaus demLastenausgleich anden
Bund .bleibt unbedocktundstellt das eigentliche Befizit dar .Dafürsieht
der Finanzreferent die Deckungdurch eine Kreditoperation vor ,da essichüber den Lastenbeitraglaut demText der Notverordnung/umeine auf zwei Jahre begrenzteLeistung
handelt ,für derenBedeckungimnormalenBudgetnurdurchgrosseneue
SteuernoderdurcheineHerabdrückungderLeistungenderWohlfahrtspflege
ummehrals ein Drittel vorgesorgtwerdenkönnte .AusderSachlageergibt
sich ,dass Steuerherabsetzungenauf GrundvonVerhandlungen ,die dieBundes-¬
regierungwünscht,dasDefizitbedenklichvergrössernmüsston,eswäredenn,
dass für den neuenEinnahmenentgangder Gemeindesofortiger Ersatzdurch
EröffnungandererEinnahmsquellenoderdurcheineEntlastunggebotenwürde.Rechnetmandie Summeder Einnahmenund der Ausgabenunter
Berücksichtigungder Auswirkungder Notverordnungenunddervorgeschlagenen
Bedeckung- mitAusnahmedesLastenausgleichesvon36MillionenSchilling- ¬
zusammen,soergibtsicheinGesamterfordernisvon291 ' 82MillionenSchil¬
ling und eine Einnahmensummevon 292 ' 61Millionen Schilling .DerVoran¬
schlagderGemeindeist also ,vondemLastanausgleichabgesehen,ausbalan¬
ziert . Esist demFinanzreferentengelungen ,mit Anwendungstrengster Spar- ¬
massnahmen,die freilich auchihre wirtschaftlichonNachteilehabon ,die
Ausgabenauf das NiveauwesentlichgesunkenerEinnahmenherabzudrücken.

GegenüberdemHöchststandanJahreseinnahmen( 1929 )imBe¬
trage von 155 ' 72Millionen Schilling und den Einnahmendes Jahres 1932im
Betragevon346 ' 97MillionenSchillingist eineVerringerungum35 ' 7Pro-¬
zentbeziehungsweise15 ' 6Prozenterfolgt .DasGleichegilt für dieAusgaben.

DieSteuereinnahmender Gemeindeaus ihreneigenenAbgaben
unddenZuschlägenzu denBundessteuernsind ,wennder Abfallbei derLust-¬
barkeitsabgabeundderNahrungs- undGenussmittelabgabedurchdieBundes-¬
verfügung/berücksichtigtwird ,mit126 ' 97MillionenSchillingpräliminiert.
Sie bstrugen noch im Jahre 1932172 ' 61Millionen Schilling undhatten
ihrenBöchststandimJahre1929mit210' 51MillionenSchilling .Währenddie
BundesabgabendurchSteuer-erhöhungenundEinführungneuerSteuernseitdem
Jahre1929auffastgleicherHöhebleiben ,hatdieGeneindeeinengrossen
Rückbildungsprozessdurchdie Wirtschaftskrisemitgemacht ,der durchdie
neueGewinnabfuhrderstädtischenMonopolbetrieboimBetragevon25Millio¬
nen Schilling auch nicht annähernd wettgemacht wird .Die Einnahmenausden
Gemeindeabgabenbleibenhinter der Summezurück ,die imJahre1924mit
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141 ' 8MillionenSchillingerreichtwurde,undüberschreitensieauchbei
Einbeziehungder Abfuhrder Gas -undElektrizitätswerkenurwenig .

Imeinzelnenist bemerkenswert,dassdie Fürsorgeabgabean
diezweiteStellegerücktist .Sieist nurmehrmit12MillionenSchilling
veranschlagt ,währenddie Wohnbausteuereinen Betrag von43 ' 5Millionen
Schillingliefernsoll .Andritter StellestehtdieLustbarkeitsabgabemit
9 MillionenSchilling ,derengrössereHälfte aus der BesteuerungderKinos
fliesst .Die Wertzuwachsabgabeist auf 5 Millioren Schillingveranschlagt .
Als Einnahme aus der Biersteuerist nur ein Betrag von ' 6Millionen
Schilling vorgesehen .Die zusätzliche Biersteuer wird ' 28MillionenSchil¬
lingeinbringen,währenddieGemeindeWienaufGrunddesAbgabenteilungs-¬
gesetzesdenanderenLänderneinengarantiertenBetragvon ' 5Millionen
SchillingausdieserSteuerabliefernmuss .Siezahltalso ' 22Millionen
SchillinginfolgederGarantiedarauf ,dieweiterbesteht ,währendderBund
sieheeinerGarantieverpflichtugengegenüberdenLändernentledigthat .

Die Ertragsanteile des Bundessind mit Berücksichtigungder
StreichungderGarantieklauselmit52' 19MillionenSchillingveransclagt .
Rechnetmandavonnochdie36MillionenSchillingab ,diesichderBund
fürdenLastenausgleichzurückbehält,soLinddieSteueranteile,dieWien
alsLandundalsGemeindevomBundbekemmt,auf16' 19MillionenSchilling
zusammengeschmolzen,machenalso nichteinmalmehr1oSchillingaufden
KopfderBevölkerungaus ,soviel,wienebenderLandesquotediekleinsten
DörferaufGrundderAbgabenteilungerhalten .Gegenüberden140 ' 1MillionenSchilling,dieWiennochimJahre1929erhaltenhat ,undselbstgegenüber
den92 ' 4MillionenSchilling ,die es imJahre1931schonunterdenWirkungen
desletztenAbgabenteilungsgesetzesundderWirtschaftskrisebekommenhat ,
ist daseinungeheuerlicherRückgang,derumsoschwererinsGewicht

fällt,als derGemeindezugleichdie Regulierungihrer eigenenEinnahmen
verwehrtwird .Dabeisteckeninden16' 19MillionenSchilling' 87Millio¬
nenSchillingals Ersatzfür diefrühereWienerKraftwagenabgabe.DerAnteil
Wiensan den Ertragsanteilen bleibt hinter der Summezurück ,die Wienim
erstenJahrnachderInflationerhaltenhat ( 1923: 60 ' 3MillionenSchilling).Unter solchen Umständenist es für die Gemeindeein grosses Glück ,dassihr
eigener Schuldendienst ,der in anderen Städten ein Viertel derEinnahmen
verschlingt ,dankderFinanzpolitikderGemeindedasBudgetnurgeringfügig
belastet .Er erforderteine Nettoausgabevonnur ' 34MillionenSchilling .

DieGemeindeist vor allembemüht,trotzder starkgesunkenen
EinnahmenihreWohlfahrtspflegeaufrechtzuerhalten .DieAusgabenfürdas
WohlfährtswesonstehenimVordergrund,sie machenungefähr30Prozentder
gesamten Ausgabon der Gemeinde aus .Auch der absoluten Höhe nach sind die

Ausgabenauf diesemGebietetrotz der starken Schrumpfungdos Budgetsnicht
zurückgegangen ,sondern im Gogonteil noch gestiegen .Für das Jahr 1933war

eine Gosamtausgabo von 106,735 . 000Schilling und eine Nettoausgabe von
91,083 . 000Schilling vorgesehen .Für 1934 rechnet manmit einer Gosamtausgabe
von109,584. 000SchillingundeinerNottoausgabevpn95,141. 000Schilling.
DieMchrausgabeaufdomGebietedesWohlfahrtswesonsboträgtsomitüber
4 MillionenSchilling .Daboidarf jedochnicht übersehenwerden ,dass dieMehr-¬
aufwondungen für Fürsorge zwecke tatsächlich noch um jenen Botrag grösser
sind ,der durch die Verringerung der Personalkosten gegenüber demJahre
1933erspartundfürandereZweckeinnerhalbdesFürsorgebudgetsfreiwird.
Hierinzeigtsich ,dassdieGemeindetrotzihrerbedrängtenFinanzlagenach
allen Kräftenbemühtist ,demdurchdie Andauerder Wirtschaftskriseständig680
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wachsendenKroisder fürsorgebedürftigenBevölkerungHilfe zuleisten .
DieErwachsenenfürsorgeverursachtAusgabenvonmohrala30

MillionenSchilling ,die Fürsorgefür KinderundJugendlichekostet
18 ' 17MillionenSchilling .Ausder FülledieserAusgabenseienfolgendeEin¬
zelheiten besonders hervorgehoben :

DerAufwandderErhaltungsbeiträgeanErwachseneistmit
11 ' 5MillionenSchillingumeinehalbeMilliongrösseralsimJahre1933.
DanebensindnochanGeld -undSachaushilfeninsgesamt3,115. 000Schilling
vorgesehen .DieAusgabenfür die Versorgungshäusersindmit9,767 . 000Schil-¬
ling ,die Ausgabenfür dasObdachlosenheimmit945 . 000Schillingveran¬
schlagt.FürVerpflegskosteninfremdenFürsorgeanstaltensindAusgabenvonLlo . 000Schillingvorgesehen .

In der Kinder -und Jugendfürsorge wird mit einem Aufwandvon
7,500. 000SchillingfürPflegegelderundPflegebeiträgegerechnet,dasistum
einehalbeMillionmehrals imJahre1933 .Ausserdemwerdenfür Geld -und
Sachaushilfen760 . 000Schillingin Anspruchgenommenwerden .DieMutterbe-¬
ratungsstellenwerden286. 000Schillingerfordern,dieKindergärtenundHor-¬
te mit der AusspeisungbedürftigerKinder4,674 . 000Schilling ,dieSäuglings
wäschefür Neugeborene340 . 000Schilling .Die Jugendfürsorgeanstaltender
GemeindebeansprucheneinenAufwandvon3,609. 000Schilling .Ausserdem
erfordertdieUnterbringungundVerpflegungvonKinderninfremdenFürsorge-¬
anstalteneinenBetragvon1,618 . 000Schilling .17 . 000Schillingdavonent-¬
fallenaufdieLehrlingsfürsorge.DerBeitragandasWienerJugendhilfswerk
beträgtwiealljährlich200. 000Schilling,ebensosolldieAktion„Lehrlinge
aufsLand "mitdemunverändertenBetragvon50. 000Schillingunterstütztwer-¬
den .ZurFörderungderAktion„JugendamWerk"sind100. 000Schillingin
Aussicht genommen,alsZuschussfür"JugendinArbeit"fürLeistungenim
freiwilligenArbeitsdienst200 . 000Schilling .

DasGesundheitswesenerfordertAusgabenvon35 ' 06Millionen
Schilling.AuchhiergehendieAnsätzeteilweiseüberdiefürdasJahr1933
veranschlagtenAufwendungenhinaus .Sowirdfür Arzneien- ,Bandagisten-und
Optikerwaren,dieanArmeabgegebenwerden,miteinemErfordernisvon
540. 000Schillinggerechnet,dasistum70. 000SchillingmehralsimJahre
1933.DieAusgabenfürdieKrankenanstaltenderGemeindebelaufensichauf
6,052. 000Schilling,denenbloss2,625. 000SchillingEinnahmengegenüber-¬
stehen.DieAnstaltenfürGeisteskrankeerforderneinenAufwandvon8,787000Schilling,währenddieEinnahmenbloss1,783. 000Schillingausmachen.Fürdie
Tuberkuloseheilstättensollon1,407. 000Schillingaufgewendetwerden,von
denennur128 . 000Schillingwiederzurückfliessen .Danebensindfür dieVer-¬
pflegungvonWienernin Krankenanstalten ,Irrenanstalten undTuberkulose-¬
heilstätten,dienichtderGemeindegehören,weitere917MillionenSchilling
vorgesehen.DiebedeutendeSteigerungdieserAusgabenpostgegenüberdemJahre
1933ist aufeieNeuregelungderKrankenanstaltenfragedurchdasWienerLan-¬desgesetzvom14 .Juli 1933zurückzuführen .AusdemselbenTitel ist imVor-¬
anschlagnocheinBetragvon3MillionenSchillingfürNachtragszahlungen
vonVerpflegskosteneingesetzt.SelbstverständlichwerdendieverschiedenenPeratungsstellenderGemeinde( fürTuberkulose,fürGeschlechtskranke,für
Nerven-undGemütskranke,fürTrinker,fürGeschwulstkrankeetc . )weitorge-¬
führt.FürdieFörderungdesSportessind82. 000Schillingveranschlagt.

UnterdensonstigenFürsorgemassnahmenist nebendenBeiträgenfür das Berufsberatungsamt ,für die Hausgehilfinnenheime ,den Kostenfür
unddieKoch-undHaushaltungsschule/eineFrauengewerbeschulevorallemder681
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Aufwandfür die Arbeitslosenfürsorge hervorzuheben .Der Beitrag desLandes
Wienzu den Kosten der Notstandsaushilfen der Altersfürsorgerenten ist
mit 13 ' 5MillionenSchilling eingesetzt . DerBeitragzurKleinrentnerhilfe
des Bundesbeträgt 1,536 . 000Schilling ,die Stipendienfür Mittel -und
Hochschülererfordern190 . 000Schilling .

Das Schulwesenerfordert 67 ' 79Millionen Schilling .Dasist
ein Fünftel der Gesamtausgabender Gemeinde .Vondieser Summeentfallen
3ohntel BezügederaktivenundpensionieretnLehrpersonen .DieSchü¬

lerausspeisungerfordert ' 6MillionenSchilling ,dr schulärztlicheDienst
unddieSchulzahnklinikenkosten413. 000Schilling ,fürdenabligatorischen
Schwimmunterrichtsind11 . 500Schillingeingesetzt .DieLernmittelerfor¬
derneinenBetragvon719. 000Schilling .Bemerkenswertist ,dassflürKin-¬
der ,die das14 .Lebensjahr bereits erreicht haben ,eineErgänzungsklasse
vorgesehenist ,die 1100Kinderndie Möglichkeitgibt ,in Ermanglungeiner
Aussicht ,einen Beruf zu ergreifen ,noch ein Jahr die Schule zu besuchen .

FürInstandhaltungsarbeitenandenSchulgebäudensollen1,199 . 000Schilling
ausgegebenwerden .AuseerdemwirdderBauderHauptschulein derVeitin¬
gergasseimXIII .Bezirkfortgesetzt .Hiefürsind572 . 000Schillingalszwei¬te Baurategewidmet.

WohlfahrtswesdnundSchulwesenerfordernzusammenüber
50 Prozent der GesamtausgabenderGemeinde .

InderGruppeWohnungswesensindfürdieFertigstellung
vonWohnhausbauten8,045 . 000Schillingvorgesehen ,Ausserdemsindfürdie
TilgungundVerzinsungvonDarlehenfürWohnbauzwecke2,013. 000Schilling
eingesetzt .100,000Schillingsind für Adaptierungenzur Gewinnungvon
Wohnraumgowidmet,550. 000SchillingfürZuschüssozuMietzinsen ,die60
GroschenproFriadenskroneübersteigen-DieEinnahmenderstädtischenWohn-¬
häuserverwaltungsindmit11,320. 000Schillingveranschlagt,vondenen
8,087. 000SchillingaufdieNeubautenentfallen .DieRücklagenfürInstand-¬
setzungenan Wohnhausanlagenbetragen3,345 . 000Schilling .

In der VerwaltungsgruppoTechnischeAngelegenheitonergibtsich
trotzgrössterSparsamkeitinfolgeunabweislichnotwendiggewordenerAr¬
beiteneineSteigerungderNettoausgabengegenüber1933um ' 4MillionenSchilling .

BeidemBäderbetriebsind für denAusbauderSommerbäderfür

HoheWarteundOttakringsowieVerschiedeneAnschaffungenin denSommer¬
bädern ,für dieAusgestaltungderMineralwasserförderungimTheresionbad
unddie ErrichtungeinesRuheraumesimHerrenduschbaddesJörgerbades
47 . 000Schilling vorgesehen .

DieAusgabenfür StrassenerhaltungundStrassenbausindmit
insgesamt8,341 . 000Schillingveranschlagt. GegenüberdemVoranschlag1933
sind die Aufwendungenfür das Strassenwesenum ' 3MillionenSchilling

grösser .

AuchbeimBetriebBrückon-undWasserbautenmusstondieAn¬
sätze zur BestroitungdesunabweislichenSachaufwandesgegenüher1933um
fast 200. 000Schillingerhöhtwerdon.EineBeitragsloistungfürdonNeubau
der Reichsbrückeist imVoranschlagder Gemeindenicht enthalten ,dadiese
grosseAusgabedie Strassenbahnunternehmungtrifft .

BeimWasserleitungsbetrieb sind für dieBetriebserforder -
nisse 2,027 . 000Schilling ,für die Erhaltungsarbeiten1,567 . 000Schilling
undfür dieweitereAusgestaltungderWasserversorgungsanlagen871. 000
Schilling ,dasist ungefährobensovielwieimJahre1933,vorgesehen.682
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Auchdie KostendesBetriobesuundder laufendenErhaltung
der Kanalisationsanlagensind mit1,875 . 000Schillingfast gleichhoch
angenommen,wieimVoranschlag1933 .FürdiewoitereAusgestaltungder
Kanälesind200. 000Schillingvorgeschen.ImJahre1933konntenhiefürnoch
370 .000Schillingpräliminiertwerden.

FürdieFortsetzungderElektrifizierungderöffontlichen
Beleuchtungsollen260. 000Schillingausgegebenwerden.ImJahro1933stan-¬
denfür diesen Zwecknoch750 . 000Schilling zurVerfügung.

Ausder VerwaltungsgruppeErnährungs -undWirtschaftsange-¬
legenheitensind folgendeEinzelheitenhervorzuheben :

DerBetriebMärkteundSchlachthöferechnetmiteinerdurch
dieWirtchaftslagebedingteEinnahmeverminderungvon8,771. 000Schilling
auf8,180. 000Schilling.DieBetriebsausgabensindvon7,492. 000Schillingauf 6,860 . 000Schillinggesunken .Diebereits in AngriffgenommeneAusge-¬
staltungderGrossmarkthalledurchNeuherstellungderBrüclenhalleundFer-¬
tigstellungderLadestrassesollimJahre1934fortgesetztwerden.Hiefür
isteingesonderterBetragvon600. 000SchillingimVoranschlagsicherge-¬stellt .

DieLagerhäuserhabennachwievorunterdengeändertenwirt-¬
schaftspolitischenVerhältnissengegenüberderVorkriegszeitzuleiden .Immer¬
hinwirderwartet ,dassdieBetriebsergebnisseimJahre1934eineBesserung
erfahren.BeidensachlichenErfordernissendesAmtsbetriebes,diebereits
indenJhren1932und1933starkenEinschränkungenunterworfenwurden,wer-¬
denweitereSparmassnahmenvorgenommen.WährendfürKanzleierfordernisse
imJahre1933noch546. 000Schilling,fürdieNachschaffungundAusbes¬
serungderEinrichtungsgegenstände141,000SchillingundfürdieDienstkraft-¬
wagen80. 000Schillingvorgesehenwaren,sindfürdiese .ZweckeimJahre1934
nurBeträgevon510. 000Schilling ,82. 000Schillingund71. 000Schillingein-¬gesetzt .

FürdieErwerbungvonGründenundLiegenschaftenistwie
imJahre1933einBetragvon1,000. 000Schillingveranschlagt.DaallerdingsdieHälftedavonfürVerpflichtungenausdenVorjahreninAnspruchgenommen
ist ,sindtat sächlichbloss500,000SchillingfürNeuerwerbungenverfügbar.

AuchbeiderVerwaltungsgrappeAllgemeineVerwaltungsange-¬
legenheitenwurdedie grössteSparsamkeitbeobachtet.

DieAusgabenfür die Gemeindewachesindmit745 . 000Schillingumnahezu100. 000SchillinggeringeralsimVoranschlag1933,dereineAusgabe
summevon842. 000Schillingausgowiesonhat .

BeiderFeuerwehrsindAusgabenvon6,670. 000Schillingvor-¬
gesehen,daruntorfasteinehalbeMillionfürdenBetriebunddieErhaltung
desFahrparksundderMaschinensowiefürdieAusrüstungserhaltung.Trotz
derSparmassnahmensollenzurErhöhungderSchlagfertigkeitderFeuerwehrfür
neueGeräteundAusrüstungsgegenständesowiefürdenAubauderFernsproch¬
undMoldeanlggen60. 000Schillingaufgewendetwerden.Eingleichgrosser
BetragwirdzurEinführungdesGross-SchaumlöschverfahrensndashauptsächlichbeiBenzinbrändenangewendetwerdensoll ,bereitgestellt .

DieungeheureEinschränkungderMittelmachtsichvorallem
beidenInvestitionenbenerkbar.Siesindauf12' 5MillionenSchillingein-¬geschrumpft,währendsie einstmehrals 100MilliornSchillingbetragen
haben .WerderGemeindeGoldwegnimmt,ontziohtdamitdmWienerArbeits-¬marktAufträge.Umsowichtigerwirdos ,dassderBunddieTrefferanleihe,683
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dio zumgösstenTeile auf WienerBodenaufggbrachtwurde ,auchzumguten
Teile in Wianverwendet .Dasist eine der Forderungender Gemeindeanden
Bund .ArbeitschaffendeAusgaben,die mannichtals Investitionenbezeich¬

nen kann ,sind im Voranschlag noch mit dem Betrage von 34,190 . 000Schil¬
ling vorhanden,sodass immerhin14 Prozent der Ausgabenunmittelbar dem
Arbeitsmarktzugutekommen.

DieWirtchaftsplänederstädtischenUnternehmungenfürdlas
Jahr1934sindaufGrundderErgebnissedeslaufendenGeschäftajahresund
derderzeitgeltendenTarifeerstellt .DasGaswerkrechnetmiteinem
Gebarungsüberschussvon ' 7MillionenSchillingundbeabsichtigt ,für
Inzestitioneninsgesamt5,417. 000Schillingauszugeben,diedenAbschrei-¬
bungsbeträgenundKassenbeständenentnommenwerdensollen .

DasElektrizitätswerksieht einenGebarungsüberschussvon
10,570. 000SchillingundInvestitionsaufwendungenvoninsgesamt5,230.000Schillingvor .

DiestädtischenStrassenbahnen,aufderenwirtschaftlichen
ErfolgsichdieUngunstderZeitbesondersauswirkt,errechnenfürdas
Jahr1934unterZugrundelegungderbekanntlichkürzlichbeschlossenenTarif
massnahmeneineEinnahmeausderPersonenbeförderungvon103,058. 200
SchillinggegenübereinerAnnahmevon111,418. 000Schillingfür1933,die
aberbeiweitemnichterreichtwerdenwird .DieseZifferunfasstdieEinnah¬
menaufderStrassenbahn,StadtbahnunddemAutobusbetrieb .Dievoraussicht¬
lichenEinnahmenausderGepäck-undHundebeförderungwerdenmit495. 000
Schilling ,dasist um335. 000Schillingmehrals imJahre1933beziffert.
DiewirtschaftlicheEntwicklungderWienerstädtischenStrassenbahnendarf
trotzallemkeineswegsalsungünstigerangesehenwerdenalsdieanderer
curopäischerStrassonbahnen .ImGegenteilwirdderWienerStrassenbahnver-¬kohrstetsnochdurchdievielfachgewährtenBegünstigungendesfahrenden
Publikuma,zumBeispieldurchFrühfahrscheineundHin -undRückfahrscheine ,

Wochen-undbillig errechneteZeitkartenbelebt ;dieszeigtsichdarin ,dass
die für das Jahr 1934angenommeneFahrgastzahl von rund 130Millionen
( einschliesslich 35 Millionen Gratisfahrten der Arbeitslosen )noch immerum
rund107Millionenhöherist als die FahrgastzahlimJahro1913 . FürInvesti¬
tionen ,und zwar hauptsächlich für die Erhaltung dor Gleis -undLeitungsan¬
lagenunddenUmbaudr ReichsbrückehabendieStrassenbahneneinenBetrug
von6,173 . 700Schillingveranschlagt.
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DerGebarungsabgangin der Höhevon28 ' 8Millionen
Schillingsoll durchErsparungenbeimPersonalaufwand,Nichtverwendungeines
Teiles der Abschreibungenfür InVestitionenundErneuerungenundsonstige
EinschränkungenderBotriebs-ausgabenbedecktwerden.

DieungünstigenwirtschaftlichenVerhältnisse ,diesich
auchaufdieBrau-Industrienachhaltigauswirken,lassendasBrauhausfür
das Jahr 1934bloss einen Gebarungsüberschussven 50 . 000Schillingvor¬
aussehen ,gegenüber300 . 000Schilling für das Jahr 1933 . AnInvestitionen
sindeinschliesslichderRestzahlungenfürdasJahr193360. 000Schilling

vorgesehen .
DiestädtischeLeichenbestattungsunternehmungrechnetmit

einemGebarungsüberschussvon150. 000SchillingundveranschlagtfürIn¬
vestitionen insgesamt 100 . 000Schilling .

DiestädtischeAnkündigungsunternehmungerwartet
sichtrotzderUngunstderVerhältnissenachDotierungallernotwendigen
RücklageneinenGebarungsüberschussvon80. 000Schilling ,wobeisieihre
AnnahmenaufdiewirtschaftlicheBedeutungdesAnkündigungswesensstützt ,
diesichauchausdemvondenKundenderUnternehmungtrotzKrisenzeitstat-¬
bewiesenenVertrauenorsehenlässt .

DiamanteneHochzit .
AmSamstagbesuchtein Vertretungdes Bürgermeisters

amtsführenderStadtrat Honaydas NienerEhepaarPeter undAnnaSilbernagel .
DieEheleutefeierten an diesemTagimengstenFamilienkreisdiediamanta¬
neHochzeit.DerJubilarstehtim90 .Lebensjahrundist einbekannterMaurer
meister ,der durch57Jahrebei einer bekanntenWienerBaufimmabeschäftigt
war . Erarbeitete in seinem Berufe bis zu seinem 83 .Lebensjahr .Seine
Frau ist 79 Jahre alt . DieEheleute erfreuen sich einer bewundernswerten
Gesundheit . DerEhe entsprossen 5 Kinder ,von denen 3 leben .Die Feierfand
in der Wohnungdes Jubelpaares auf demNeubaustatt ,in der dieEheleute
nahezuein halbes Jahrhundertwohnen .Stadtrat Honayrichtete eineherz¬
liche Ansprachean die Jubilare und überreichte ihnen in einer geschmack¬
voll ausgeführten Lederkassette die Ehrengabevon 100 Schilling und
das in GoldrahmengefassteGlückwunschdiplom.
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Der neue Strassenbahntarif unddieStreckenkarten .
Die Strassenbahn - Direktionteilt mit :Mit derEinführung

des 20Groschen- Tarifes ,der am . Dezemberin Kraft tritt ,werdenmehrere
TeilstreckengrenzenimVerkehrsnetzderStrassenbahnenverschoben.DieBe¬
sitzer von Streckenkarten werden darum eingeladen ,beim Schaffner zuer¬
fragen ,ob ihre Streckenkartenumgeschriebenwerdenmüssen .DieUmschrei¬
bungwirdkostenlosanallenWerktagenzwischen8 Uhrund19Uhr ,an
Sonn- undFeiertagenzwischen9 Uhrund12Uhr ,imBüroderStrassenbahn,
Rahlgasse3 ,vorgenommen.FürdieUmschreibungist einLichtbildmitzu¬

bringen .

AngelfischenimDonaukanal .
DieBesitzereinerFischereibewilligungwerdendarauf

aufmerksamgemacht,dassdasFischenimDonaukanalausserin denbisher
werbotenenStreckenauchlängsdesEinfriedungsgittersdesHermanparkes
von der ersten demKanal nächst gelegenen Sitzgelegenheit im Parkan
biszurKaimauerverbotenist .DieStelle,vonderandasFischenvomEin¬
friedungsgitterkanalabwärtsverbotenist,istdurcheinenrotenStrei¬fenamEinfriedungsgittergekennzeichnet.

VondenBezirksvertretungen.
Die Bezirksvertretung Ottakring tritt am Freitag ,den24 .

November,um18UhrzueinerPlenarsitzungzusammen.
DieBezirksvertretungMariahilfhältamDonnerstag ,den.November,um18UhreineSitzungab.
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NeueSkimarkierungenimRaxgebiet .
DieGemeindeWienbesitzt ausgedehnteGrundflächenaufdem

Rax - undSchneebergstock ,die Quellenschutzgebietfür die WienerHochquellen¬
wasserleitungsind .DiezunehmendeAusbreitungdesWintersportsmachtesbe¬
greiflich ,dassin der letzten Zeit wiederholtan die WienerGemeindeverwal¬
tungherangetretenwurde ,derAnlagevonSkimarkierungenaufdiesenGrund¬
flächen zuzustimmen .Selbstverständlich könnennur solche Ansuchenberück¬
sichtigt werden ,bei denen die Sicherheit dafür gegeben ist ,dass die Mar¬
kierungennicht in unmittelbarer Näheder Quellender WienerHochquellen¬
wasserleitungvorüberführen.EinesdieserAnsuchenbetrifft eineneueSki¬
markierung ,die ihren AusgangvomOttohausnehmensoll ,dannzuerstüber
Schöller ' schenGrundführt und schliesslich amPlateaurand desRaxplateaus
auf Wiener Gemeindegrund kommt .Die neue Markierung soll dann zunächst über

schütteres Waldgeländeund weiter durch einen Grabenbis zurHöllentalstras¬
se führen .Geplantist die Durchührungder MarkierungdurchdenPächterdes
OttoschutzhausesCamilloKronichunter fachmännischerBeurteilungdesWin¬
tersportverbandes.Dadie neueSkimarkierungeinigeKilometerunterhalbder
HöllentalquellenderWienerHochquellenleitungverläuft,bestehtkeineGe¬
fährdungder Wasserleitung .DerGemeinderatsausschussfür technischeAngele¬
genheitenhatdaherin seinerletztenSitzungbeschlossen,dieAusführung
derneuenSkimarkierunggegenjederzeitigenWiderrufzugestatten.

Ausder Wohlfahrtspflegeder StadtWien.
NacheinemBericht der Magistrats - AbteilungfürStatistik

wurdenimAugustdes heurigenJahresin der offenenFürsorgederGemeinde
Wienfür Erhaltungsbeitragerund ' 2MillionenSchilling ,fürPflegebeiträge
rund322 . 000Schilling ,für Pflegegelderrund185 . 000SchillingundfürAus¬
hilfen rund72,000Schillingaufgewendet .Insgesamtbeträgtalso derAufwand
für diesen Zweig der Fürsoge der GemeindeWienim Berichtsmonat mehrals
117MillionenSchilling .

Die städtischen Mutterberatungsstellen führten imheurigen
August 20 . 979Beratungen durch .Die städtischen Kindergärten wurden imBe¬
richtsmonattäglich vondurchschnittlich . 069Kindern ,die städtischenKin¬
derhorte von täglich durchschnittlich . 710Kindern besucht . Beidenstädti¬

schenKinderausspeisungenwurdenimAugustdes heurigenJahres 333 . 134Spei¬
seportionenausgegeben.

Die städtischen Kranken - undWohlfahrtsanstalten nahmenimBe¬
richtsmonatinsgesamt. 117Personenauf .DieZahlderVerpflegstagebetrug
525. 189,wovon24 %116Verpflegstageaufdie Versorgungshäuser ,162 . 197auf
die Anstaltenfür Geisteskrankeund57 . 278Verpflegstageauf diestädtischen
Krankenanstaltenentfielen .

Für denRettungsdienstweist die Statistik imvergangenen
August . 928Hilfeleistungen aus .Der städtischen Sanitätsbetrieb führte im
Berichtsmonat . 339Krankentransporte durch .
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Die Bundesertragsanteile für Wienund für die anderen Länder undGemeinden .
DasFinanzministeriumhat eine Zusammenstellungveröffent¬

licht ,aus der sich ergibt ,dass gemässdemBundesvoranschlagfür dasJahr
1934 die Ertragsanteile der Länder und Gemeinden insgesamt 163 ' 7Millio¬

nen Schilling betragen .Davonentfallen 54 ' 1Millionen Schilling aufWien
als Land und Gemeinde ,wovonaber 36 Millionen Schilling noch in Abzugge¬
bracht werden ,die Wienals Lastenausgleichan den Bundzu entrichtenhat .
DerLastenausgleich,denWienandie anderenLänderzahlenmussundder
1013 Millionen Schilling beträgt,ist bereits in der Summevon 51 ' 1Millio¬
nen Schilling enthalten .Auseiner Aufstellungdes Finanzministeriumser¬
gibt sich ,dass die Kopfquote der Bundesländer zwischen 11 Schilling 21
Groschenund18 Schilling 75 Groschenschwankt ,währenddie Kopfquotedes
LandesWiennachAbzugdeshalbenLastenausgleichesnur3 Schilling89
Groschenbeträgt .Die Kopfquoteder Gesamtheitder Gemeindenjedeseinzel¬
nenLandesbeträgtamwenigstenimBurgenland,wosie nur1 Schilling87
Groschenausmacht ,weil dies ein Landohne Städte ist .Die Kopfquoteist am
höchsten in Salzburg mit 9 Schilling 55 Groschen .Die KopfquotederGemein¬
deWiennachAbzugderanderenHälftedesihr auferlegtenLastenausgleiches

macht nur 5 Schilling 81 Groschen aus und bleibt damit hinter der Durch¬
schnittskopfquote der Gemeindenaller Länder ausser demBurgenlandzurück .
Der Anteil also ,den Wienan den Bundessteuern bekommt ,die zurgrösseren
Hälfte in Wienaufgebrachtwerden ,ist nicht grösser als der Anteilder
DörferinOesterreich.

GoldeneHochzeiten.
AmSamstagbesuchtein Vertretungdes Bürgermeistersamts¬

führenderStadtratHonaydie WienerEhepaareJosefundLeopoldineHorvath,
MaximilianundBarbaraKlat ,DavidundJohannaKohn ,JosefundAntonieRehak
undMarkusundAmalieSchmehranlässlich ihres fünfzigjährigenHochzeits¬
jubiläums . Anden Feiern nahmenalle Kinder und viele Verwandteteil . Den
fünf Jubelpaarenwurdeninsgesamt35 Kindergeboren ; 17Kindersindam
Leben ,die 16Kinderhaben .StadtratHonaybeglückwünschtedie altenLeute
herzlich und überreichte ihnen die Ehrengaben der Stadt Wien .
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Die VerbauungdesWolfersberges .
WeitgehendeFörderungdurchdieGemeindeWien.
In einigenZeitungensind in denletzten TagenArtikeler -¬

schienen ,diesichmitderVerbauungdesWolfersbergesin Hütteldorfbefassen.
In diesenArtikelnwirdgegendie GemeindeverwaltungunteranderemderVor-¬
wurferhoben,dasssie deneinzelnenParzelleninhabernaufdiesemGeländeNachteilezugefügthabe .DieganzeDarstellungist irreführendundenthält
eineReihevonUnwahrheiten,dienichtunwidersprochenbleibensollen,zumal
dieGemeindeWiendenParzelleninhabernaufdemWolfersbergstetsdas
grössteEntgegenkommenbewiesenundauchbeträchtlicheSummenausöffentlichenGeldernfürdieAufschliessungdesWolfersbergesaufgewendethat .

DerWolfersberg ,der imEigentumder GemeindeWiensteht ,
warursprünglichmiteinemWaldbestanden.ImWinter1918/19wurdenundieserWaldwildundunsachgemässabgeholzt .DieGemeindeverwaltungwardahervordie
Fragegestellt,obsiedenWolfersbergwiederaufforstenlassenunddamitdas
ganæGebietalsWindschutzgebietundalsAusflugsortfürdieAllgemeinheit
erhaltenoderobsiedasGeländeandersverwertensolle. Schliesslichentschied
sie sich,dortKleingärtenzuerrichten .ZudiesemZweckewurdenaufKostender
GemeindedieWurzelstöckeausgesprengt.DieGründewurdensodannaneinen
Kleingartenvoreinverpachtet,dersieseinenMitgliedernweitervergab.ZurBe-¬
wirtschaftungdesGebieteswarnatürlichaucheineSchrebergartenwaserleitung
notwendig.AufErsuchenderKleingärtnerhatdaherdioGemeindeWiendemVereineinigeunverzinslicheKreditegewährt,damiteinesolcheSchrebergartenwasserlei -¬tungerrichtetwerdenkönne.

ZurZeitdosAufstiegesderSiedlungsbewegunginWiener-¬suchtendieKleingärtneraufdemWolfersberge,dieVerbauungdesGebietesmiteinerKleinhaussiedlungindasBauprogrammderGemeindeWieneinzubeziehen.
InderGenossenschaft,derdieKleingärtnerangehörten,warenallerdingsnicht
alleMitgliedereinig,WährendoinTeildieGrundflächenweiterkleingartenmässig
bewirtschaftenwollte,strebtenanderemitallenMittelndiesiedlungsmässige
Vorbauungan.DadasGebictfüreineKleinhaussiedlungwegenderhohenBaukostonundderüberauskostspieligenAufschliessungsarbeitenungeeignetwar,musstedieGemeindeWionesablohnen,aufdemWolfersbergeineGemeindesiodlungsanlage
zuorrichton.DashinderteallerdingsdieGenossenschaftnicht,einenUrbauung-¬planauszuarbeiten .TrotznachdrücklicherWarnungliesseneinigeParzelloninhaber
sichnichtabhalten,ohneBewilligungdesGrundeigentümersundohnoGenchmigungderzuständigenBaubehördeHäusermitAusserachtlassungallergesetzlichen
Vorschriftenzuerrichten.DabeiwurdekeineRücksichtdaraufgenommen,dassfürdasGebiotkeineVerkehrsstrassenbestandenunddasskeinedenAnforderungender
HygieneunddosFeuerschutzesfüreineWohnsiedlungentsprechendeWasserleitung
vorhandenwar;auchfürdieEinleitungvonGasundelektrischemStromundfürdie
KanalisationdesGebieteswardamalskeineVorsorgegetroffon.DieBaubehördebe-¬
mühtesich ,indiosowildeVerbaungregelndeinzugreifen,hataberdabeistets
dasgrössteEntgegenkommenbewieson,umnichtirgendwelchevorhandeneWertever-¬
nichtenzumüssen.DanämlichdieVorschriftenderWienerBauordnungbeider
wildenVerbauungdesGeländesvielfachnichteingehaltenwordenwaren,hätte
eigentlicheingrosserTeilderganzoderzumTeilfertigenObjektewiederde-¬
moliertwordenmüssen.Dabeisollnichtbestrittenwerden,dassvondonParzollen-¬
inhabernaufdemWolfersbergoftganzunfachgemässeunddarumunnötigoAufwen-¬
dungengemachtwurdon.DieSchulddaranliegtaberkeineswegsanderGemeinde,
sondernausschliesslichanderEigenmächtigkeitEinzelnerundderGenossenschaft,

UmdentatsächlichenVerhältnissenRechnungzutragen,hatdie
GemeindeWienderGonossenschaftschondamalsdenAbschlusseinesBaurechtsver¬660



RATHAUSKORRESPONDENZ
II .Blatt .

Herausgeberundverantw .Redakteur:
FRANZXAVERFRIEDRICH

Wien ,am. . .

trageszugesichertunddarüberhinaus,umdenVertragsabschlussüberhauptzu
ermöglichen ,zweiunverzinslicheKredite zur HerstellungeinesParzellierungs -¬
planesgewährt .AusserdemhatdieGemeindezweiStrassenzüge,dieBierhäuselberg-¬
strasseunddie Anzbachgasse,miteinemKostenaufwandvonrund160 . 000Schilling
hergestelltundin dieöffentlicheVerwaltungübernommen,ohnehiefürvonden
einzelnenParzelleninhaberneinenAnliegerbeitragzu verlangen .Alsdannder
GenossenschaftsvorstandinfolgeständigerKonflikteinnerhalbderGenossen¬
schaftnicht imstandewar ,imgemeinsamenInteresseder Parzelleninhaberge-¬
legeneAufgabenzuerfüllon,übernahmdie GemeindeWienausbesonderemEntgegen-¬
kommenundaufErsuchendesGenossenschaftsvorstandesauchdenBauderWohn-¬
strassen,dienurdemInteressedereinzelnenParzelleninhaberdienen .DerGe¬
nossenschaftsvorstandstellteselbstdenAntrag,dieKostenderErrichtung
dieser Wohnstrassendurch Pauschalbeiträge der einzelnenParzelleninhaber
hereinzubringen .Die Berechnungder Baukostenergab einenPauschalbeitrag
von1900Schillingfür jedeBaustelle ;dieHöhedesBetrageserklärtsichzum
Toil daraus,dass die Errichtungder Wohnstrassen ,die Bergstrassensind,be-¬
sonders hohe Kostenerfordert .

In einerGereralversammlungder Genossenschaftis PV- ¬vörträgesstand ausdrücklichermächtigtworden,beiAbschlüsseinesMusterbaurechtsy
einenBeitragvon1800bis 1900SchillingproBaustellefür dieHerstellung
der„ohnstrassenzuzusichern.TrotzdemhatsichdieGemeindeWiennachlang¬
dauerndenVerhandlungenentschlossen,denPauschalbeitragauf1500Schilling
fürjedeBaustolleherabzusstzenalsoselbsthooSchillingfürjedeBaustellezudenKostenderErrichtungderWohnstrassonzuzuzahlen.

NacheanemmitdemGenossenschaftsvorstandvereinbartenEnt-¬
wurfwurdendannmitdeneinzelnenParzelleninhabernBaurechtsvorträgeabgen,schlossen,diegegenüberallenanderenBaurechtsverträgenwesentlicheVortoile/
dieeinzelnonBauberochtigtenvorsehon.WährendnämlichnacheinemGomeinderats-¬
beschlussvomJahro 1923Baurochtesonst grundsätzlichnur auf die Dauwrvon

Baurochto30Jahrenerteiltwerden,habendioParzelleninhaberaufdemWolfersborg
biszum31. Dezember2011erhalten .Dazukommt,dassgoradoaufdemWolfersberg
nichteineGenossenschaft,sondernjedereinzelneParzelleninhaberbauberechtigt
ist,alsovollkommenfrei,ohneirgendeinerZustimmungzubedürfen,überdasBau-¬
rochtverfügenkann .IndenBaurechtsverträgenwurdedieEntrichtungdosPau-¬
schalkostenbeitragesfür die ErrichtungderWohnstrassenalsprivatrechtliche
VerpflichtungderBauberechtigtenfestgesetzt,sodassvonAnliegerbeiträgen
üborhauptkeine Rodoseinkann .

DioWasserleitung,dieseinerzeitzumTeilmitKredithilfeder
GomeindeWienaufdemWolfersbergerrichtetwordenwar,warzwarfür einoKlein¬
gartenanlagezureichend,genügteaberkoineswegsfüeeinWohnsiedlung,weilan
dasRohrnetzeinersolchenAnlagoschonimHinblickaufeineentsprechende
TrinkwaaserversorgungundeinengenügendenFeuerschutzandereAnforderungenge-¬
stellt werdenmüssenals an eine blosse Schrebergartenwasserleitung.Alsdaher
bei donVerhandlungendesGenossenschaftsvorstandesmitderGemeindeWienvon
derUebernahmederWasserleitungdurchdieGemeindogesprochenwurde,musste
sich der städtischeWasserversorgungsbetriebauf denStandpunktstollon ,
dass das der GenoseonschaftgehörigeRohrnotzals durchausungedignetnicht
übernommenwordenkönne .Dadie Genossenschafterklärte ,dasssie nichtinder
Lagesei ,die notwendigenAuswechslungenundNeuherstellungenaufoigeneKosten
Qurchzuführen,fandsichdieGomeindeWienbereit,aufihreKostendasRohrnetz
zu erneuern .Schonim Jahre 1932wurdevon der GemaindeWienoin 800 Meterlanger
Rohrstrangerbaut ;imJahre1933wurdedanndargrössteTeildosRohrnetzesauf
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domWolfersbergsalbstausgewechselt. HierauserwuchsenderGemeindeWienKosten
imBetragevon230. 000Schilling .BeidenVerhandlungenmitderGonosenschaft
iat aber ausdrücklichvertraglich bestimmtworden ,dass die Kostenfürdie
HerstellungderAbzweigleitungenvondenneuenRohrsträngenin dieHäuserundgosotz . vorschreibt ,Baustellen,sowieds dasWasserversorgungs' /für alleGrundstücke/
vondeneinzelnenParzelleninhabernzutragensind .DieGemeindeWienhatdabi
zugesichert ,dassalle jeneBestandteile ,deraltenAbzweigleitungenbeibehalter
werdenkönnen ,die mitRücksichtauf die Sicherheitder Häuserundauf diefürganzWiengeltendenBestimmungenanerkanntwerdenkönnon.Durcheinbesanderes
Uebereinkommengelang es überdies dem städtischen Wasserversorgungsbetrieb .

gogonuberdieKostonderErrichtungdernouenAbzweigleitungenumetwa10Prozent.inhaborndenüblichenKostenherabzudrücken.UeberdieswurdedeneinzelnenParzellen/
beiderBezahlungderKostenderAbzweigleitungen,dieproLeitung etwa
200bis 300Schillingbotragen,mehrjährigeRatenzahlungenbewilligt .Derweitaus

erklärtüberwiegendeTeilderParzelleninhaberhatsichauchohneweitersbereit /
dieKostenzubezahlen.Nurwenigeverweigernseit MonatendenAnschlussandas
noueRohrnetz,weilsie dieKostenderneuenAbzweigleitungennichttragen
wollen .Diealten ,vollständigdefektenRohrsträngemüssennunausdenbereitserwähntenGründenundwegendesgrossenWasserverlustesabgesperrtwerden.
DamitverlierennatürlichalleParzelleninhaber,diesichweigern,denAnschluss
andieneueRohrleitungdurchführenzulassen ,dieWassorversorgungihresGrund-¬stückes .

ZurIllustrationderVorgängeinderGenossenschaftaufdem
WolfersbergkanneinFlugblattdienen,dasvonderGenossenschaftimApril1932,
nachAbschlussdesMusterbaurochtsvertragesmitderGomeindeWien,ausgegeben
wordenist .DasFlugblattist fürdenVorstandderGenossenschaftvondenHerren
GoberundKristinus gezeichnet .In diesemFlugblatt wirdder Abschlussdes
MusterbaurochtsvertragesmitderGemeindeWion,insebesondereaberdieVerpflich-¬
tung der GemeindeWien,aus Gemeindomitteln hoo Schilling pro Baustelle für
dieHerstellungderWohnstrassenboizusteuern,alsgrosserErfolgdosVorstandes
der Genossenschaftbozeichnet .Damwird eingehendausgeführt ,dass dieZentral -¬

leninha - ¬sparkassoderGemeindeWiensichbereiterklärthabe,deneinzelnenParzel-/
bern ,die nicht in der Lagesind,denPauschalbeitragvon1500Schillingsogleich

Ausnahmo - ¬zuentrichten,Darlchenzugewähron.DaswirdindomFlugblattsolbstals
zugeständnisbezeichnetundhervorgehoben,dassdieAbstattungdieserDarlchnn
imVerlaufevon10Jahrenerfolgenkönne.Schliesslichwirdhervorgehoben,dass
dieGomeindoverwaltungunddieZentralsparkassedorGemeindeWienderGenossen-¬schaft das grössto Entgegenkommenbowiesonhabon .

Esergibtsichalso,dassalloAngriffegegendioGemeindoWien
imZusammenhangemitderVerbauungdesWolfersbergesvollkommenungerechtfertigt
sind .DieeinzelnenParzelleninhaberhabennichtnur80JahrewährendeBaurechte
orhalten,ossindnichtnurdiedomöffentlichenVerkehrdienendonStrassendes
Gobietes,sondernesist auchdieWasserleitungaufKostenderGemeindeWienneu
hergestelltworden.Dazukommtnoch,dassdieGemeindeWienfürjodenParzellen-¬
inhaberhooSchillingKostenzuschussfürdieErrichtungderinnerenWohnstrassenderSiedlungloistetunddasssiebeiderbaubehördlichenBehandlungderwild
errichtetenSiodlungshäuserdasgrössteEntgegenkommenboweist .Uebrigenswird
dieGemeindeWienStrassen ,Waser- undLichtleitungimganzenGebietederSiodlung
aufeigeneKostendauernderhaltenmüsson .AusserdomerwähntoneinmaligenPau-¬

durhschalkostenbeitragfürdieErrichtungderWohnstrassen,wobeidieKredlthilfe
dieZentralsparkassederGemeindeWienwesentlicheErleichterunggewährt,habendieeinzelnenParzelleninhabernurganzgeringfügigeBauzinsezubezahlen.DieC
647
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GemoindoWienhat also auchin diesemFall alles gotan,umdieSiedlungs-¬
bowegungin woitestgehondemMasszu fördern .Die Parzelleninhaberauf

demWolfersberghabondasauchwiederholtdurcheinmütigeBeschlüsse,die
vomVorstandderGonossenschaft,insbesonderevonHerrnKristinus,der/
Gemeindeverwaltungpersönlichübermitteltwurden,ausdrücklichanerkannt,
offenbarin vollemBewusstsein,dassdasEntgegenkommenderGemeindeWienausserordentlichweitgehendwar.

DiamanteneHochzeit.
AmMittwochfeierte dasWienerEhepaarJosefundMarie

StegbauerdiesechzigsteWiederkehrseinerEheschliessung .InVertretungdes BürgermeistersnahmamtsführenderStadtrat Honayan demFestteil ,
beglückwünschtein einerherzlichenAnsprachedasJubelpaarundüberreieh-¬
teihmdieEhrengabederStadtWien.StegbauerbetreibtmitseinerGattinseit58JahreneinLebensmittelgeschäftaufdemNaschmarkt.ImJahre
1903wurdeihmdasBürgerrechtverliehen.Erist87Jahre,seinoFrau79Jahrealt .VondenfünfKinderndesEhepaareslebennochzwei.
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DerRechnungsabschlussderGemeindeWienfürdasJahr1932.
Heutenachmittagtraten cr WienerStadtsenatundder

städtischeFinanzausschusszueinergemeinsamenSitzungzusammen ,inder
derRechnungsabschlussderGemeindeWienfürdasJahr1932zurVerhandlunggelangte .

StadtratDr .DanneberkleitetedieGeneraldebattemiteinom
ausführlichenBerichtein ,indemerunteranderemmitteilto ,dassdervor¬
liegendeRechnungsabschlussimZeichenderverschärftenWirtschaftskrise
steho. SchonbeiErstellungdesVoranschlagesseiaufdieVerschlechterung
derwirtschaftlichenVerhältnisseRechnunggenommenwerden .Dietatsäch¬
licheEntwicklungseijodochnochungünstigergewesen.DieFolgedavonsei
einRückgangderEinnahmenderGemeinde ,demimLaufedesJahresimmer
wiederdurchweitgehendeSparmassnahmenRechnunggetragænwerdenmusste.
DasRechnungsjahr1932schliessemiteinemGebarungsabgangvon9,017.000
Schilling.DiesesErgebnisseidaraufzurückzuführen,dassdurcheineVer¬
ordnungderBundesregierung,dieerst langenachAblaufdesRechnungsjahres,
nämlicham16 .Juni1933 ,erlassenwordensei ,die imFinanzausgleichvorge-¬
seheneGewährleistungsklauselrückwirkendfürdasJahr1932ausserWirksam.
keitgesetztwordensei .DadurchseiderGemeindenachträglicheineEinnah-¬
mevon19 ' 7MillionenSchilling,mitdersieaufGrunddergeltendenGe-¬
sotzegerechnethatte,entzogenworden .Bekanntlichhabedie GemeindeWien
dieseAngelegenheitbeidemVerfassungsgerichtshofanhängiggemacht.Der
VorfassungsgerichtshofhabedasVerfahrenunterbrochen ,umvonAmtswegen
indiePrüfungderGesetzmässigkeitderVerordnungderBundesregierungbe-¬
treffendAenderungdesVerfassungsgerichtshofgssetzesvomJahro193eein-¬
zugehen .DieEntscheidungstehenochaus . WenndemStandpunktderGemeinde
WienzurGänzeRechnunggotragenwerde. ,sowerdesichderGebarungsabgangdesRechnungsjahres1932in einenGebarungsüberschussvon6,483. 000Schil-¬
lingverwandeln.DerRechnungsabschlusskönnedemnach,daseinEndergebnis/vondemAusgangeinesanhängigenFrozossesabhänge,nichtalsendgiltigbetrachtetwerden,

StadtratKunschakbeschäftigtsichmitderEntwicklung
derWohnbausteuer.DiesehabeimRechnungsjahr1932aufGrunddervom
GemeinderatbeschlossenenErhöhungeinenMehrertragvon8MillionenSchil-¬
linggebracht.DieErhöhungseiwirtschaftspolitischvorfehltgowesen;dies
kommein dersteigendenZahlvonLeerstehungenzumAusdrucke.DerRückgang
derFürsorgeabgabogebeeinerschüttorndesBildderWirtschaftskrise.Eine
flüchtigeBerechnungergebeeinenLohnsummenrückgangimJahro1932vonrund280MillionenSchilling.StadtratKunschaktadeltanderHausporsonalabgabe
diestarkeProgressionundbezeichnetdieUntersaheidungzwischenweibli¬
chenundmännlichenHausgehilfenalsunbegründetundunhaltbar.DieAufrecht¬
erhaltungderHausparsonalabgaboseinurmitRücksichtaufdieschwierige
FinanzlagederGemeindoverständlich.JedenfallsseieinegründlicheRevisiondosSteuersystemsderGemeindeWiennotwendig,wennsieauchnichtnachden
bereitslautgewordenenVorschlägenerfolgenmüsse. DieGomeindemüssesichaberdengegebenenwirtschaftlichenVerhältnissenanpasson.DerRechnungs-¬
abschlusszeigealle NachteilodesimJahro1922aufgestelltenSteuersystoms,
dasheute- nachzehnJahren- obenrovisionsbedürftigsei .Diechristlich¬
sozialeFraktionkönnedemRechnungsabschlussdieGenehmigungnichterteilen.693
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Stadtrat Dr .AlmaMotzkostellt fest ,dass nicht nureine
Revision der Einnahmen ,sondern auch eine Revision der AusgabenderGemein- ¬
de notwendigsei . DasFehleneines VermögensausweiseserschweredieBeurtei¬
lungder FinanzlagederGemeime.

GemeinderatDr. ZõrnlaibbeschäftigtsichmitderFromden-¬
zimmerabgabeundmitderWertzuwachsabgabeundmeint ,dassgeringeroAbga¬
bensätze bei der Wertzuwachsabgabezu einer Ertragssteigerung führenwür- ¬

den .
In seinemSchlusswortbezeichnetStadtrat Dr .Danneberges als unrichtig ,dass der Wohnbausteuerzuschlagdie UrsachederLeerste-¬

hungen sei .Die Ursache sei die Wirtschaftskrise .Dies gehe schon daraus
hervor,dass auch in allen anderen Städten die Zahl der leerstehenden Lokale
undWohnungenzunehme. DieWohnbausteuersei keineInflationssteuer .Die
MietensteuernhabonvordemKriegein Wien190MillionenSchillingeinge-¬
bracht ,dassei mohr ,als jetzt alle Gemeindeabgabenzusammenergeben .Die
Bohauptung,dassderFremdenverkehrvonderFremdenzimmerabgabeabhängo,
soi unrichtig .DieHauspersonalabgabe,die als drückendbezeichnetwerde,
sei beigeringemHausporsonalniedrigerals dieFürsorgeabgabe,diesonstfür jedenLohnempfängerin ganzOesterreichzu zahlensei .Dasseingrosser
HauspersonalstandeinerstärkerenBesteuerungunterzogenwerde ,seibe-¬
gründet ,da es sich hiebei ebenumeinenausgesprochenenLuxushandle .Den
vonStadträtinDr. MotzkogefordertenVermögensausweisgebees auchbeim
Bund nicht ,er hätte auch nur einen problematischen Wert ,da eine Bewor- ¬
tung vieler Vermögensobjektepraktisch unmöglichsei .

Damit ist die Generaldebatte abgeschlossen ;in der Spozialde - ¬

batte werdensodanndie einzelnenKapitel desRechnungsabschlusses,nach
einem Bericht des Vizebürgermeisters EmmerlingdieVerwaltungsberichte
derstädtischenUnternehmungenfür dasJahr1932,dorBerichtdesRechnungs-¬
hofes und der Boricht des Kontrollamtes genchmigt .

Betriebsänderungbei der StrassonbahnlinieH2.
DieStrassenbahndirektionteilt mit :Wiein früherenJahren

wirddieLinieH2auchheuerimWinteranSonn-undFeiertænvonübermorgen,
Sonntag,anbisaufweitereswiederorstab11Uhr30inBatriebgesetzt.
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Sitzungen imRathaus .
In der kommendenWochetritt amFreitagum16UhrderWiener

Landtagzu einer Sitzung zusammen .Anschliessend an die Landtagssitzunghält
der Gemeinderatder Stadt Wieneine Sitzungab .

RettungsdienstbeiWintersportunfällen.
Auf Einladung der Sportstelle der GemeindeWienfand amFrei¬

tag eine BesprechungzwecksOrganisierung eines Rettungsdienstes beiWinter¬
sportunfällen in der ummittelbaren UmgebungWiensstatt .Andieser Bespre¬
chungnahmenVrtreter des Alpinen RettungsausschussesWien ,des ArbeiterSa¬
mariterbundes ,des LandesvereinesvomRotenKreuzfür Nieder Oesterreich ,des
Landesverbandesder FreiwilligenFeuerwehrenWiensundderBundespolizeidi¬
rektion teil . Eswurde die Errichtung eines Unfall - Rettungsdienstes ,wieer
schon im Vorjahre bestand ,beschlossen und der Alpine Rettungsausschuss zum
Vorsitzendender zu bildendenArbeitsgemeinschatbestimmt .Diefreiwilligen
FeuerwehrenwerdendenRettungsdienstinnerhalbder GrenzenWiens ,derAr¬
beiter Samariterbund und der Alpine Rettungsausschuss ab Gemeindegrenze
übernehmen .Die Vermehrung der Polizei - Skipatrouillen zur Unterstützung des
Rettungswerkeswurdeals ausserordentlich wünschenswertbezeichnet .

DieAusgabederSchneearbeiter-Karten.
Bekanntlichhat der Magistrat durch dieArbeitslosen -Aemter

Bezugsscheine für Schneearbeiter - Kartenausgegeben .GegenVorweisungdieses
Bezugscheineswerdenin denStrassensäuberungsdepotsin allen Bezirkenan
die Inhaber dieser Bezugscheine die Schneearbeiter - Kartenausgegeben .Wie
sich jetzt aber herausgestellt hat ,ist ein Grossteil der behobenenBezug¬
scheine an den festgesetzten Terminen nicht eingelöst worden .DerMagistrat

hat daher eine neuerliche Ausgabeder Schneearbeiter - Kartenam24 ,und25 .
Novemberverfügt .Die Inhaber der noch nicht eingelösten Bezugscheinewer¬
den daher aufmerksam gemacht ,dass sie die Schneearbeiter - Kartengegen Ab¬
gabe des Bezugscheines an diesen zwei Tagen in einemStrassensäuberungsde¬
pot ihres Wohnbezirkesbehebenmüssen ,da eine Aufnahmezur Schneearbeitnur
auf Grund der Schneearbeiter - Karteerfolgt .Die Ausgabestellen sind in allen
Strassensäuberungsdepots durch Anschlag ersichtlich gemacht .
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DioWionerKinoabgabe.
HeuteerschienPräsidntWeilervomVerhandderKlein-und

Mittelkinoabei StadtratDr. DannebargundgabeineDarstellungderVerhält-¬
nisse,wiesie sichin derBrancheimLaufedesOktoberentwickelthaben.
Darausergibt sich ,dass eine grössere AnzahlvonWienerKinoseineMinder¬
einnahmezu verzeichnenhatte .DieseTatsachekonnteausdenbereitsvorge¬
legtenAbrechnungenbestätigtwerden .StadtratDr .Dannebergerklärte ,dasser
mitRücksichtaufdieseTatsachedemMagistratdenAuftraggegebenhabe,bis
zumEndedes laufendenJahres voneiner SteuererhöhungAbstandzu nehmen ,so
dassdie SkaladeserstenHalbjahresfür daszweiteHalbjahrunverändertin
Geltungbleibt .EineHerabsetzungder Steuersei aber gegenwärtigsachlich
nicht gerechtfertigt .Ueberdiessei eine solcheHerabsetzungauchbishervom
Bundder Lichtspieltheaterbei Magistratnicht verlangtworden .Es seibe¬
kannt ,dass die Steuerskala unter Berücksichtigungder Verhältnisse injedem
Jahr vomneuemaufgestellt werdeund dass der Magistrat seit demJahre
1927eine schrittweiseHerabsetzungder Durchschnittssteuervorgenommenha¬
be .Wennsich die VerhältnisseimWinterungünstigentwickeln ,so werdedies
bei der Aufstellungder Skalafür daserste Halbjahr1934selbstverständlich
Berücksichtigungfinden.

AusländischesInteressefür das neueWien.
KürzlichbesuchteFrauDr .Julia Trigo ,eine spanischeFür¬

sorgebeamtin ,die auch Chefin des Frauengefängnisses in Madrid ist ,eineRei¬
he vonSchöpfungendes neuenWien ,so die Kinderübernahmestelle,einigeKin¬
dergärten ,zahlreiche Wohnhausanlagen und Siedlungen ,das Kinderheim Schloss

Wilhelminenberg,Schulzahnklinikenunddas Amalienbad .Sie sprachsichüber
dasGeschenein äusserstanerkennendenWortenaus.

- . . - - - - - - ¬
Trauungen,EhedispeneeundKonfessionsänderungenimAugust1933.

Nach einem Bericht der Magistrats - Abteilungfür Statistik
wurdenim Augustdes heurigen Jahres in Wien . 150Trauungenvollzogen ,um
73 Eheschliessungen mehr als im vergangenen Juli und um65 mehr als imAu¬
gust 1932 .Vorrömisch - katholischenSeelsorgernwurdenimBerichtsmonate
975 Ehen ,vor der politischen Behörde193 Ehengeschlossen .

ImBerichtsmonatewurdenvomWienerMagistrat 207Ansuchen
umEhedispensbewilligt .Vondiesenbetrafen116AnsuchenumDisponsvom
Hindernissedes bestchendenEhebandes.

Wie weiters berichtet wird ,wurden im heurigen Augustan
den Magistrat 511 Anzeigen über Konfessionsänderung erstattet . 355Person - ¬
nen zeigten ihren Austritt aus der römisch - katholischen Kirche ,61ihren
Austritt aus der mosaischen Roligionsgemeinschaft an ; 231Personenerklärten ,
konfessionslos bleiben zuwollon .
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DiamanteneHochzeit.
In Vertretung des Bürgermeisters nahmamtsführenderStadt¬

rat Honayam Samstag an der diamantenen Hochzeitsfeier des EhepaaresLazar
undJohannaWaldnerteil .DerJubilar ,der im89. Lebensjahrsteht ,leitete mehr
als vierzig Jahre hindurch ein bekanntes Wiener Lebensnittelgeschäft .Seine
Gattin ist 82 Jahre alt . DerEheentsprossen13 Kinder ,vondenen7 amLeben
sind ;das Jubelpaarhat 5 Enkelkinder .In einer herzlichenAnsprachebeglück¬
wünschteStadtrat Honaydie EheleuteundüberreichteihnendieEhrengaben
der StadtWien.

StrassenbauteninWien.
DerGemeinderatsausschussfür techischeAngelegenheiten

hat in seiner letzten Sitzungneuerlichdie DurchführungverschiedenerStras¬
senarbeiten in Wien beschlossen .Auf dem Alsergrund wird die Rummelhardtgas¬

se als Asphaltbetonstrassehergestellt .DieAnschlusstreckebei derHöfergas¬
se ,dienichtmehrzurRummelhardtgasse ,sondernzueinerplatzartigenErwei¬
terungder Höfergassegehört ,soll nunmiteinemKostenaufwandvonrund. 000
Schilling ausgepflastert werden .Die Arbeiter -Unfall-Versicherungsanstaltfür
Wien ,Niederösterreich unddas Burgenlandhat beimehemaligenMalfatti -Schlös¬
sel an der Lainzerstrassein HietzingfünfzehnHäusererrichtet .Dievondie¬
sen Häusernverlaufende ,derzeit nochunbenannteStrasse ,die bei derGloriet¬
tegassebeginnt,hatnureineleichteBefestigung ,die durchverschiedeneEin¬
bauten und durch Baufuhrwerk zerstört wurde . Essoll nunmehr eine fünf Meter
breite Betonstrassemit einemKostenaufwandvon26 . 000Schillingerrichtet
werden .In Hernalswirdin der Beheimgasse ,undzwarin der Streckezwischen
Hormayergasse und Lacknergasse ,eine Alsphaltbetondecke mit einemKostenauf¬

wandvonrund37 . 000Schillinghergestellt .SchliesslichwirdinFloridsdorf
der Teil der Siemensstrasse bei der Unterfahrung der Nordbahn ,der nochma¬
kadamisiertist ,gepflastertwerden.ErerhältKleinsteinpflasterungaufMaka-¬
damunterlage . DieFahrbahn ,die durch Leistensteine abgegrenzt wird,wirdsechs
Meter breit sein .Hiefür wird ein Kostenbetrag von 24 . 000Schilling aufge - ¬

wendet .

BesichtigungdesRathauses.
Wie die Rathausver altung mitteilt ,haben im Septemberund

Oktoberdes heurigenJahres insgesamt . 019Fremdedie Sitzungs - undFestsälo
des WienerRathauses besichtigt . Eswarendies 166 Einzelbesucher und 23Rei¬
segruppen mit zusammen 883 Teilnchmern .Die Besucher stammten aus den öster¬

reichischenBundesländern,ausDeutschland,Jugoslawien,Rumänien,Bulgarien,
Griechenland ,aus der Schweiz ,aus der Tschechoslowakei ,aus Frankreich ,Bel¬

gien ,Holland ,England ,Schottland ,Spanien ,Polen ,Italien ,aus denVereinigten
Staaten ,Britisch-IndienundausHolländisch-Indien.
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DieGrosstadtinZahlen.
Statistische DatenvomvergangenenAugust.

Strassenbahn - undAutobusverkehr.
WiedieMagistrats-Abteilungfür Statistikmitteilt ,fuhren

die WienerstädtischenStrassenbahnenimAugustdesheurigenJahresinsge¬
samt 10,872 . 000Wagenkilometerund die städtischen Autobusse269 . 000Wagen¬
kilometer .Die Strassenbahnen beförderten im Berichtsmonate 34,091 . 000Fahr¬
gäste ,diestädtischenAutobusse1,298. 000Fahrgäste.

Strom - ,Wasser - undBrennstoffverbrauch.
DieWienerstädtischenElektrizitätswerkeerzeugtenimAu¬

gustinsgesamt31,636. 000KilowattstundenStrom .DerWasserverbrauchWiens
betrugimBerichtsmonate8,915 . 000Kubikmeter.VerbrauchtwurdeninWien
imAugust159 . 000TonnenBrennstoffe,um11 . 000Tonnenmehrals imJuli ,aber
um19 . 000Tonnen weniger als im August 1932 . Vonden 159 . 000TonnenBrenn - ¬
stoffe ,die imAugustin Wienverbrauchtwurden ,waren63 . 000Tonneninlän¬
discherHerkunft ,währendimJuli 54 . 000TonnenundimAugust193259. 000
TonnenBrennstoffeinländischerHerkunftin Wienverbrauchtwordenwaren .
Der Brennstoffverhrauch der Industrie in Wienbetrug imBerichtsmonate
15 . 000Tonnen,um . 000Tonnen mehr als imJuli .

DieSpareinlageninWien.
DieHöheder Spareinlagenin WienbetrugEndeAugustdesheu¬

rigen Jahres 1,183,177 . 000Schilling ;das ist um9,334 . 000Schillingweniger
als imvergangenenJuli ,aberum70,278. 000Schillingmehrals imAugust1932.

DieBautätigkeitinWien.
ImvergangenenAugustwurdenin Wien66Baubeginnsanzeigen

erstattet,um11wenigerals imJuli undum20wenigerals imAugust1932.
ImBerichtsmonatewurdenin Wien18 Wohnungenfertiggestellt .

355AusrückungenderFeuerwehr.
DieStatistik weistfür denAugustdesheurigenJahres355

Ausrückungen der wiener städtischen Berufsfeuerwehr aus,um 12 weniger als
im vergangenenJuli und um22 weniger als im August1932 . Vonden 355Aus- ¬
rückungender FeuerwehrimvergangenenAugusterfelgten 64 zu Bränden ,während
im Juli des heurigen Jahres 65 Ausrückungen zu Bränden und im August1932
80 Ausrückungenzu Brändenerfolgtwaren .

558VerkehrsunfälleinWien.
ImAugustcreignetensichin Wien558Verkehrsunfälle,um97

wenigerals imheurigenJuli undum82wenigerals imAugust1932.
. . .699
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DieHöllentalstrasseimRaxgebietwirdinstandgesetzt .
Im Jahre 1921 ist von der niederösterreichischen Landesre¬

gierungmit sofortiger Wirksamkeitdas Befahrender Höllentalstrassevon
Hirschwang bis zur Singerin mit Lastkraftwagen untersagt worden .DasVerbot
ist mitder geringenTragfähigkeitder Brückeundder unzulänglichenStras¬
senbreite begründetworden .Die GemeindeWienist nunan der Erhaltungder
Strasse undan der Möglichkeit ,diese Strasse auchzumLastkraftwagenverkehr
zu benützen ,sehr interessiert ,weil die Benützungder Strasse für dieErhal¬
tungverschiedenerObjekteder ErstenWienerHochquellenwasserleitungnot¬
wendigist .Wiederholthat daherdie WienerGemeindeverwaltungdienieder¬
österreichische Landesregierungersucht ,die Strasse wiederinstandzusetzen .
DieniederösterreichischeLandesregierunghat nunmehreinenEntwurfzur
Instandsetzungausgearbeitet .In seiner letzten Sitzunghat derGemeinderats¬
ausschuss für technische Angelegenheitenden Beschluss gefasst ,zurInstand¬
setzung der Höllentalstrasse nach demEntwurf derniederösterreichischen

Schilling
LandesregierungeinenBeitragvon30. 000zulefsten .DieInstandsetzungder
Höllentalstrasse ist daher in nächster Zeit zuerwarten .

UnfallwährenddesPhysikunterrichtes.
Heutevormittags ereignete sich im Physiksaal derKnaben¬

hauptschule in der Zieglergasse im Rahmendes lehrplanmässigen Untor¬
richtes bei einemVersuchmit Kaliumchlorateine Explosion ,durchdieje¬
doch weder der Lehrer noch die Schüler zu Schaden kamen .Es wurdenlediglich
einige Frnsterscheibenzertrümmert .

SonderklassenundHeilkursefür sprachgestörteschulpflichtige KinderinWien.
Zu Beginn des laufenden Schuljahres hat der Stadtschulrat für

Wien drei Sonderklassen und dreiundzwanzig Heilkurse für sprachgestörte Kin¬

der eröffnet .Nunmehrhat der Gemeinderatsausschussfür allgemeineVerwaltungs¬
angelegenheiten der Eröffnung dieser Sonderklassen und Heilkurse für sprach¬
gestörte schulpflichtigeKinderüberAnsuchendes StadtschulratesfürWien

zugestimmt.

BezirksvertretungAlsergrund.
Die Bezirksvertretung Alsergrund tritt am Mittwoch ,den29 .

November,um18UhrzueinerPlenarsitzungzusammen.
. - - - - - - - - ¬700
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NeueWienerStrassennamen .
BenennungvonVerkehrsflächenin derSiedlungNeustrassäckerinFloridsdorf.

In der Siedlung Neustrassäcker in Floridsdorf ist die Be¬
nennungvon Verkehrsflächennotwendiggeworden .Der Gemeinderatsausschussfür
allgemeineVerwaltungsangelegenheitenhat daherin seinerletztenSitzung
beschlossen ,diese Verkehrsflächennach HermannGreulich ,EduardHöchsmann,
Georg Joachim Göschen ,Anton Philipp Reclam ,Otto ErichHartleben,Heinrich
Zschokke,FranzKeimundKarlGrüblzubenennen.DieErläuterungstafelnwer¬
denfolgendeAufschriftentragen :„HermannGreulich( 1842- 1925) ,Organisator
und Führer der Arbeiterbewegung in der Schweiz " ,„ Eduard Höchsmann ( 1871 - ¬

1921),Modelltischler,Bezirksrat ",„GeorgJoachimGöschen(1752-1828) ,Gründer
eines der angesehenstonVerlagshäuser Deutschlands “," AntonPhilippReclam
(1807- 1896) ,deutscherVerlagsbuchhändler"" OttoErichHartleben(1864-1905),
deutscherSchriftsteller ","HeinrichZschokke(1771-1848) ,deutscherSchrift¬
steller " ," FranzKeim( 1810 - 1918 ) ,oesterreichischer Dramatiker " und" Karl
Grübl(1869- 1925) ,OrganisatordesVerbandesderArbeiterschaftderchemischer

Industrie".

WiensStellungimDonauverkehr.
DieMagistrats-Abteilungfür Statistik veröffentlichteine

Zusammenstellungüber den Warenvorkehrauf der österreichischen Donaustrecke .
ImJahre 1932wurdenauf dieser Strecke der Donauinsgesamt1,671 . 315Ton¬
nen verschiedenerWarenbefördert .Vondioson wurden10l . 012Tonnendurch
Ocsterreichbloss durchtransportiert ,während928 . 630TonneninOesterreich
ausgeladen und 341 . 673Tonnen in österreichischen Donauhäfen eingeladen wur¬

den .Dengrössten Anteil amDonauverkehrhat selbstverständlich Wien .Während
der letzten sochs Jahre betrug der durchschnittliche Anteil Wienan derGü¬
terbewegungaufderDonauimganzen18Prozent ,undzwar82Prozentbeider
Löschungund12 Prozent bei der AbsendungvonWaren .ImJahre 1932betrug
der Wiener Anteil am Gesamtverkehr auf der Donau971 . AlTonnen oder58
Prozent ;711 . 220Tonnenwurdenin Wiengelöscht ,230 . 224Tonnenabgosendet .
Derdurchschnittliche Anteil Wiensan den gelöschten Warenliegt mit 80Pro¬
zent otwasunter demDurchschnittder letzton sochs Jahre ; beidenverfrach¬
teten Warenorgibt sich jedochmit 67 Prozentdes Gesamtverkehrseinebo- ¬
deutende Steigerung .Wienhat also trotz derWirtschaftskrise

seine überragendeBedeutungalsUmschlag¬
platz auf der österreichischenDonaustreckenicht nur behauptet ,sondernder
WienerHafenkonntesogarnochseinenAnteilamGesamtverkehrvon18auf
58Prozentsteigern .
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DerVoranschlagderGemeindeWienfür1931.
In der kommendenWochenehmenamDienstagum15Uhr30der

WienerStadtsenat undder städtische Finanzausschussin gemeinsamerSitzung
die BeratungüberdenVoranschlagderBundeshauptstadtWienfür dasJahr193½auf .

. - . . . - - ¬
AblenkungderBahnhofrundlinie.

InderNachtvonMontugaufDienstagwirddieBahnhofrund¬
linievomNeubaugurtelüberinnerenMariahilfergürtel-Gumpendorferstrasse¬
ReinprechtsdorferstrassezumMatzleinsdorferplatzgeführt .DieAblenkung
gilt für beideFahrtrichtungen .
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WIENER LANDTAG
Sitzungvom24 .November1933.

Präsident Dr .Neubauereröffnet nach 16 Uhr dieSitzung .
Erteilt mit,dassderzweitePräsidentdesWienerLandtages,Abgeordneter
Leopold Thaller,am 12 .Novembervon einem Polizeiorgan mit einemGummi¬
knüttelins Gesichtgeschlægenwordenist .Abg .Thallerhat mirineinem
Schreiben von diesem Vorfall Mitteilung gemacht und auch die Strafanzeige
erstattet .In der Strafanzeigegeisstes :

" .Als gestern vormittagumca 1/2 11 UhrdiePolizei
die LandstrasseHauptstrasseräumte,standich mitzweioderdreiHerren,
darunter demBezirksvorsteherLahner ,unter demHauseiggangdesHauses
LandstrasseHauptstrasse99/101 ,in demsich bekanntlichunserBezirks-¬
parteisekretariat hefindet .Als der Räumungskondonder Wacheanrückte,woll-¬
ten wir weiter ins Haustor hinein .Die Folizisten verhindertæen dies mit

denRufen"Heraus!".IchhattebereitseinigeSchritteinsHaushineingetan,
als mireinigeWachleutenachstürzten .Ungefährin der MittedesHausflures
hattensie mirdenweiterenWegabgesperrtundwolltensich auf michstür¬
zen .MeinRuf„ Ichbin Abgeordneter "brachtesie sofort zumStillstand .
Ich waran die Wandgedrückt ,die drei Wachleuteumringtenmichundzwar
so,dasseinerunmittelbarvormirstand ,eineranmeinerrechtenSeiteund
einerhinterdenbeidenanderen .Ichbemerktenocheinmal ,dassichAbge-¬
ordneterbin .In diesemAugenblickstürztevonderStrassehereinvierter
WachmannmitgeschwungenemGummiknüttelunddemRufe„ Wasist er !Waswill
or ! "chereinundschlugmit seinemGummiknüttelmitdemweiterenRuf"S0! "
in meinGesicht .DerSchlagtraf michaufderlinkenGesichtshälfteun¬
mittelbarnebenderNase ,vonderStirnüberdaslinkeAugezurlinkenWänge.Als ich nocheinmalrief „ Ichbin Abgeordneter "ranntenalle vierWachleu-¬
te davon. VordemHauseingangstandderWachkommandantSteinbauer.( Der
Nameist mirnicht ganzgelüufig,eskannauchSteinbergeroderStein¬
bauer heissen . Auchist mir sein Rangnicht bekannt ;wohl aber fällt erjedem
durchseineGrösseundseinbekanntesscharfesVorgehenauf . )Ichtrataufihnzuundrief :„ Siekennenmåchdoch ,wiekönnenSieAbgeordneteschlagen
lassen ! "DaraufhobderWachkommandantseineHand,sowiewenner mireine
Ohrfeigegebenwollteundrief : "SchreienSie nicht so mitmir " .Darauf
stürzte erdavon .

Dies ist der Tatbestand,denich gestern schonmündlichmel¬
dete .Ich füge nochhinzu ,dass sich der ZustandmeinesAugesim Laufedes
Zagesverschlechterte ,dassdieAnschwellungin derganzenlinkenGesichts¬
hälftesogrosswurde,dassdasAugevollkommengeschlossenwar .AmNachmit¬
tagtratenstarkeSchmerzenundFieberauf .Heuteist dieAnschwellungzu-¬
rückgegangen ,das Auge ist jedoch noch immer vollkommen geschlossen undstar¬
ke SchmerzenamStinnknochensindvorhanden .

GegenüberdemWacheorgan,dasdenSchlaggegenmichgeführt
hat ,erstatteih dieAnzeigewegenKörperverletzung.NameundDienstnummer
das Wachmannessind mir selbstverständlich nicht bekannt .Die wenigenWach- ¬
leute ,die an demVorfall beteiligt waren ,müssensich leicht feststellen
lassen . DerMann ,der denSchlagführte ,warmittelgross ,vonschmächtigerGe¬
stalt ,in mittleren Jahren ,hatte strohblondes steifes Haar,unreines Gesicht
undeinenkaumzu bemerkendenlichten Bart ."703



RATHAUSKOARLSPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFRIEDRICHII .Blatt Wien ,am

Es ist also festzustellen ,dass die Polizeiorgane,obwohl sie vomHerrn
Präsidenten Thaller wiederholt auf seine Funktion als Landtagsabgeord¬

neter aufmerksam genacht worden sind ,die Immunität eines Landtagsabgeord - ¬
neten nicht geachtet haben .Ich werdedemHerrnLandeshauptmannvondiesem
zweifellosen Ausserachtlassenverfassungsgesetzlicher BestimmungenMittei -¬
lungmachenundihnersuchen ,in geeigneterFormdasWeiterezuveran¬

lassen .
Es wirdsodannin die Tagesordnungeingegangen.

Die Gesetzesvorlagenbetreffend die NovellierungdesLust- ¬
barkeitsabgabegesetzes ,des Gesetzes betreffend die Nahrungs -oderGenuss- ¬
mittelabgabeundbetreffenddiezeitlicheBefreiungvonderWohnbausteuer
aus demTitel der BauführungwerdennachdemReferatedesSt. . Danneberg
dieGesstzesvo-rlagebetreffenddieNovellierungdesWienerTheatergesetzes
nach demReferate des St . . Richterin erster und zweiten Lesungangenommen.

St. . Richterreferiert sodannüberdieGesetzesvorlage
betreffend die BefreiungvonAnliegerbeirrägen .DieNovelle setzt fest ,dass
die in dembisherigenGesetzbis zum31 .Dezemberd .JahresgeltendenBe-¬
stimmungenauchaufBaubewilligungenausgedehntwerden ,die bislängstens31 .Dezember1934gegebenwerden .

Abg. Ullreich ( chr .soz . )begrüsst die Vorlage,da sie eine
ErloichterungfürBauführungenbringt .DochsolltedieGemeindeweitergehn
unddie private Bautätigkeitnochviel weitergehendentlasten .Wehindie
ausserordentlicheBelastungder privatenBuführungdurchdieAnliegerbei¬
träge undandereLastenführt ,geht aus VeröffentlichungendesIngenieur¬
undArchitektenweredneshervor ,die aufzeigen ,dasssich infolgederBelastun
derBgutätigkeitdiebaulicheEntwicklungin Wiennichtsovallzieht,wie
manes sich gedachthat ,dass sie nämlichvomverbautenStadtkernerganisch
weiter geht ,sondernso,dass gegendie äusserste Peripheriein Wieneine
Zene ,dieleerbleibt,übersürungenwird ,sodassgeradedieFlächen,dieim
Stadtbauplanals Grünflähhenvorgesehensind ,vorzeitigzuWohngebieten
werden,währenddas eigentliche Bauland unverbaut bleibt .Auchdiegenossen¬
schaftliche Bgutätigkeit fördert man nicht ,sondern sucht sie auf alle
mögliche Art zu erschlagen .Da werden den priwaten Buwerbern die Anlagekos - ¬
ten aber auch die dauernd mitder Strassenerhaltung und - betreuungzusanmen¬
hängendenLastenauferlegt .Dazukommtdannnochdie aufreizendwirkonde
Tatsache ,dass für diese Strassenflächen auch die Steuer vonunverbautom

Grundgezahltwerdenmuss( HörtHört . . Chr. soz. )Dasgibtesaufderganzen
Weltnicht .In demeinenPunktist die Gemeindekonsequent ,dass sieallen
Genossenscha ten Lasten auferlegt .Sonst aber scheint die Haltung derGe- ¬

meindedeneinzelnenGenossenschfftengogonübernichtdiegleichezusein.
In der letzten Zeit wird viel übr die Wolfersbegger Siedlunggeaprochen .
Dahat es in der letzten Zeit einen Krachgegeben,sodass solbst dio"Rathaus-¬
korrespondenz"miteinemBerichtausrügkenmusste,dermanchesInteressan¬
te onthält .Es gibt eine ReihevonSiedlungen,beidonensich dieGemeindo,
obwohlsie dazuverpflichtet wäre,beharrlichweigert ,die Rand -undDurch¬
zugsstrasseninihreObhutzuübernehmenundsiozuorhalten.InWolfersberg
hat die GomeindezweiStrassenübernommen.Ja sie hat sogar denBauder
Wohnstrassenübernommon.DieGemeindehat allerdingsvondnWolfersberger
SiedlernKostenersatzverlangt undist diosenSiedlernschliesslichont-¬
gegengekommen .Dagegenist nichts einzuwenden .Warumkommtmanabernicht
anderenSiedlernebensoentgegen .DieErklärungfür diesobesondereHaltung
dor Gemeindoim Fallo Wolfersberg ist wohl darin zu suchen,gass seinerzoit
die sozialdemokratischenGomeinderatskandidatenalles Interessodaranhatton ,
für die WolfersbergerSiedlungotwaszu erreichenundeiner dieser Herrenist
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sogar soweit gegangon ,dass or in Wolfersberg nicht als Politikor ,sondern
als Vertreter der Gemeinde aufgotroten ist .

Jetzt geht der Streit umdie Kosten der Wasserleitung .Den
Leutenist seinerzeitzugesichertworden ,dassdasbezüglicheStadtamt
Druckprobenvornehmenwerde ,umfestzustellen ,ob die bestehendeWasser¬
leitungdenVorschriftenentspricht ,es ist auchgesagtworden ,voraus¬
sichtlich werdenur inø einemZehntelder Fälle eine neueAnschluss¬
leitung notwendigsein .Nunwird den Leuten nacheinander dasWasser
abgesperrt .VordenAprilwahlenimJahre1932hat manmitdenLeutenein
Uebereinkommengeschlossen ,um sie für die sozialdemokratische Partei
zugewinnen ,undin einemdamalserschienenenFlugblatthat esgeheissen:
Wirhoffen ,dass die Siedler vonWolfersbergaus demVerhaltenaller in
Betracht kommendenStellen am24 .April die einzig richtige Konsequenz
ziehen und geschlossen für die sozialdemokratische Liste stümmenwerden

( Hört,hörtbei denChristl .Soz . )Ausder VeröffentlichungderRathaus¬
korrespondenzgeht hervor ,dass den Leuten ,die nicht das Geldhatten ,
um die Anliegerbeiträge zu erlegen ,ein langfristiges Darlehen vonder
Zentralsparkasse gewährt worden ist ,obwohl es sonst ungeheuerschwer
ist ,ein solches Darlhen zu erlangen .Sie haben auch einenachtzig¬
jährigen Baurechtsvertrag erhalten ,während die Gemeinde sonst über
dreissig Jahre nicht hinausgeht .Jetzt ist es zu demStreit gekommen,
weil manihnen seinerzeit Dinge in Aussicht gestellt hat ,die manhinter¬
hernichteinhaltenkonnte .Rednererklärt ,er sei nichtgegeneinEnt¬
gegenkommender Gemeindean die Siedler vonWolfersberg ,sondernnur
gegendie ungleiche Behændlungder Siedlungsgenossenschaften .Die
GemeindemussallenBaugenossenschaftenin gleicherWeiseentgegenkommen,
wennsie will ,dasArbeitundVerdienstgeschaffenundneueWohnungen
hergestellt werden .( Lebhafter Beifall bei den Uhrisgl .Soz . )

Stadtrat RICHTERbemerktzu denkritischenAeusserungendes
Vorrednersüber die bauliche EntwicklungWiens ,dass die Schaffungeiner
unverbautenMittelzoneaufeinenatürlicheWeisezuerklärensei .Die
BevölkerungszahlWiensist seit demKriegeungefährum100 . 000gefallen ,
andererseitsist das BedüfnisnacheinemEigenheimin derBevölkerung
so stark geworden ,das naturgemässdie Leute an die äusserstePeröpherie
gegangen sind ,wo die billigsten Grundpreise sind .Durch die ziemlich
weitgehendeVerarmungwurdevor allemdas kleinere undmittlereBürger¬
tumgetroffen ,dasdie Mittelzonedurcheinen :Gürtelvonkleineren
Häusernhätte ausfüllen sollen .Die Gemeindegewährt absoluteSteuer¬
freiheit ,wassonst nirgendsgeschieht ,sie verlangt keineAnliegerbei¬
träge ,stundetdie Kanaleinmündungsgebühr,kurzsie tur alles ,umdie
Bautätigkeit zu fördern .Das haben auch die Ausführungen des Gemeinde¬

rates UllreichüberWolfersbergbewiesen .DieBewilligungvonachtzig .
jährigen Baurechtsverträgenist darauf zurückzuführen ,dass die Siedlerbei
einemkürzerenBaurechtsvertragdasDarlehenvon . 500Schillingvonder
Zentralsparkasse nicht bekommenhätten .Die alte Wasserleitungwarfür
ein Schrebergartengebiet angelegt ,wodas Wassermicht währenddesganzen
Jahres und nicht in so grosser Mengegebraucht wird .WennBaurechteauf
achtzig Jahre gegeben werden sollen ,muss man für eine ordentliche Wasser¬
leitung sorgen .AufdemWolfersbergwarenin zwei MonatensechzehnWasser¬
gebrechen zu verzeichnen ,ein Beweis ,dass die alte Wasserleitung ihrem
Zwecknicht entspricht .Die Stadtverwaltung kann nicht vor demStarrsinn
von 30 oder 35 Menschenkapitulieren ,die unter 500 die Zahlungverweigern .
Es ist den Leuten nichts versprochen worden,mdie Verträge sind vom

Gemeinderatin aller Oeffentlichkeit beschlossenworden .
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Tatsache ist ,dass die Gemeinde auch im Falle Wolfersberg alles getan
hat ,umden Leutendie Existenz zu erleichtern,und dass sie auchin
Zukunftbestrebtseinwird ,dieBautätigkeitzufördern .(LebhafterBeifall bei denSoz .Dem. ) .

AbgeordneterULLREICH( Christl .Soz . )stellt in einertatsächlichen
Berichtigungfest ,dass er sich nicht über ein zu weitgehendesEntgegen¬
kommengegemüberdenSiedlern vonWolfersbergbeschwerthabe .

Der Gesetzentwurfwird hierauf in erster und zweiterLesung
angenommen.

StadtratSPEISERreferiertüberdieGesetzesvorlage,betreffend
die Aufnahmevon Hilfslehrern und Hilfslehrerinnen .DerGesetzentwurf
dient der Hera nbildung eines geeigneten Nachwuchsesfür den Dienstan
öffentlichen Volksschulen in Wien und verfolgt den Zweck ,Lehramtsan¬

wärtern die notwendigeAusbildungim Schuldiensteunddie Erlangungder
für die Ablegungder Lehrbefähigungsprüfungvorgeschriebenen Praxiszu
ermöglichen .Die beantragten Massnahmentragen der in dergegenwärtigen
ZeitimmerstärkerhervortretendenForderungnachSchaffungvonArbeits¬
gelegenheiten für die Jugend Rechnung .Nach dem Entwurf können Lehr¬

personen ,die die allgemeinenundbesonderenErfordernissefür dieAn¬
stellung im öffentlichen Schuldienst erfüllen ,als Hilfslehreroder
Hilfslehrerinnen angestellt werden .Die Lehrverpflichtung ist grund¬
sätzlich die gleiche wie für Lehrpersonenan öffentlichen Volks -oder
Hauptschulen ,darf aber imInteresseder Ausbildungnichtunter
15Stundenwöchentlichbetragen .DasDienstverhältnisist mitzweiJahren
befristet und kann ausnahmsweise verlängert werden .Es ist währenddieser
Frist gegen einmonatliche Kündigungaus wichtigen Gründensofort lösbar .

Ein Rechtsanspruch auf Uebernahme in den öffentlichen Dienst wird nicht

begründet .HinsichtlichderallgemeinenRechteundPflichtengeltendie
einschlägigenBestimmungendes Wiener-Lehrer-Dienstgesetzes .Fürdie
Hilfalehrer ist eine monatlicheEntschädigungvon120Schillingfest¬
gesetzt .Schliesslich sieht der Gesetzentwurf im Interesse derHilfs¬
lehrervor ,dassdie in dieserEigenschaftzurückgelegteDienstzeitfür
dieErlangungdesLehrbefähigungszeugnissesangerechnet. :undim
Falle der definitiven Anstellungmit ZustimmungderGemeinde/teilweise
oderin vollomAusmassfür dieFestsetzungdesRangstagesg

angerechnet wird .
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Abgoordnete Schlösinger ( chr . soz . )begrüsst die Vorßage ,

die demZustandein Endebereite ,der die JunglehrervoneinerAnstellung
förmlich ausgesperrt habe . Wirhaben schon immer darauf gedrängt,Hilfslehrer

anzustellen,unsere Forderungenseien aber immerabgewiesenworden .Die
christlichsoziale Fraktion habe dem Lehrernachwuchs stets das grösste Au¬
genmerkzugewendet . Heutemüsse mit Bedauern konstatiert werden ,dassdie
GemeindeWienmitderEinstellungvonHilfslehrernzulangezugewartethab
Die finanzielle Not der Gemeindezwinge sie jetzt,billige Kräfte einzu - ¬
stellen .DieVorlagesei /auseinemNotstandhervorgegangenundeswäre
wünschenswert,dassdasGesetzauchals Notstandsgesetzbezeichnetwerde.
Wirverlangen eine gerechte Auswahlder Gesuchswerberund werdendarüber
wachen ,dass die Anstellungennicht nachparteipolitischen Grundsätzener - ¬
folgen .Fürdie Anstellungdürfennurdie gesetzlichenVorschriftengelten
unddie Gesuchswerbermüssengeeignetsein,nachsittlich religiösenund
vaterländischenGrundsätzen .Die Rednerinbeantragt ,dass der Absatz1des
§ 1 desGesetzeslautensoll : "InAnbetrachtderschwierigenFinanzlageder
Gemeinde Wienundder grossenZahlvonstellenlosen Lehramtsanwärternsind
ausserordentliche Massnahmenfür die notwendigeErgänzungderLehrerzahl
an öffentlichen Schulender GemeindeWiennotwendig .AusdiesemGrunde
könnenimDiensteanöffentlichenVolksschulenin WienLehrpersonen
zuraushilfsweisenVerwendungangestelltwerden . "FernerbeantragtdieRed
nerin ,dassdieWirksamkeitdesGesetzesam31 .Dezember1935endensoll ;
ferner sollen die Hilfslehrer undHilfslehrerinnendenAnforderungenent¬
sprechen,diefürdieAnstellungimDiensteanöffemtlichenVolksschulen
in denParagraphen38und18desReichsvolksschulgesetzeshiedergelegtsind
Siemüssenvondenim§ 105derSchul -undUnterrichtsordnungangeführten

Hindernissen für die Verwendungim Lehramte frei sein und dies durch
BeibringungeinesLeumundszeugnissesausjängsterZeiterweisen .EineEntlas
sungsoll nur dannerfolgen,wenneine schuldbareVerletzungderDienstes-¬
pflichtenvorliegt. HilfslehreroderHilfslehrerinnen,dieeineMindestens
zweijährigetatsächliche Dienstleistungmit einer Verwendungvonmindesten
15 Wochenstunden an öffentlichen Volksschulen aufweisen,sollen zuproviso - ¬

rischenVolksschullehrernernanntwerden .Fernersoll diezufriedenstellend
Dienstleistungangerechnetwerden.SchliesslichbeantragtAbg.Schlösinger,
dassdieHilfslehreruderHilfslehrerinnen,diewährenddesSchuljahres
mehrals insgesamt23Wochenin Verwendungstanden ,dieEntschädigungvon
120Schillingauchin denHauptferienerhaltensollen .

GR. Stöger(chr. soz. )bemerkt,dielangjährigeForderungder
MinoritätnachPerücksichtigungder Junglehrerschafthabedochendlich
Gehörgefunden ,aberesmise schärfsterProtestdagegenerhobenwerden,
dass nur die Absolventendes PädagogischenInstituts Berücksichtigung
findensollen ,diemitganzwenigenAusnahmenMarxistensind .EineganzeReih
vonPehramtsanwärternkönnenauf dasDoktonatoderauf denBesuchmehrerer
Semester der Univerzität hinweisen .Der Geist des Pädagogischen Instituts

stimmtsicher nicht mit der Einstellung überein ,die die Wieneründ
österreichisheBevölkerungvonder Lehrerschaftzu fofdernberechtigtist .
EinGrossteilder männlichenHörerdesInstituts sindMitgliederderakadem
schenLegion,dieeineGruppedesRepublikanischenSchutzbundesware .Am
FädagogischenInstitutereignetensichaucheineReihevonDingen,
die zumschärfstenProtest herausfordern .Sowurdein einer derArbeitsge-¬
meinschaften des Instituts anlässlich von Vorträgen über die sexuelleAuf¬
klärungvondenHörernundHörerinnendie AusfüllungeinesFragebogens
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verlangt ,in welchemFragenüberdieeigenesexuelleAufklärungdesHörers
undderHörerinundihreWirkungenimpsychischerundphysischerBeziehung
gestellt waben .Die Mehrzahl der Hörer und namentlich der Hörerinnenverwei¬
gerten die Ausfüllungdes Fragebogens .Odereinmalhatte ein Dozentkeine
Zeiitzuunterrichten ,darauschteseineFrau: in denLehrsaalherein
undübernahmfürihndenUnterricht( Abg.Furtmüller: Dasist einlängst
richtiggestellterBlödsinn. )BeidieserEinstellungdesPädagogischeninstituts ist es nichtzuverwundern,dassimJahre1930die aneinerSchule
ernannten4 LehrerinnenJüdinnenwaren .Die Minorität mussdie ernsteFor¬
derungstelden ,dassdieAnstellungderLehrerschaftnachgerechtenGrund-¬
sätzenerfolgt .DerRednerrichtet schliesslichandenReferentendieFrager
obeswahrsei ,dass50AbsolventendesPädagogischenInstitutsseit8Tager
bereits angestellt sind,wiegrossdie Zahlder in AussichtgenommerenAn¬
stellungenist undobderReferentgesonnenist,parteiischeWillkürbei
AnstellungderHilfslehrerschaftauszuschalten.( Lebh.Beifallb .. Chr. soz. )

Abg .Dr - Zörnlaib( chr,soz . )bemängelt die Diktion desGesetz
DaFun “heisstes . B,in dem§ : "DieBestimmungender§ §30bis32
433,Abs.1und2,34bis37,42und15desGesetzesvom27 .Juni1923,L.
. Bl .. 2 .fürWienNr .72,inderFassungderGesetzevom16 .Juli1924,. . Bl .für WienNr .19,vom15 .Mai1925,L. . Bl.für WienNr .35,vom10 .

Juli 1931,L. . Bl.für WienNr .36undvom24 .Juli 1933,L. . Bl.fürWien
Nr .38finden. . . . .Anwendung".EinesolcheDiktionist geradezuirrsinnig.
Beieiner solchenFassungeines Paragraphenkommtmanlangsamaus derFas¬
sung .DieerstePflichtdesGesetzgebersmüsstedochsein ,deBestimmungen
klarzufassen .ErerhebediesenVorwurfdurchausnichtgegendieWiener
Landesgesetze ,es wäreaberhochan der Zeit ,so vielfachnovellierteGesetze
einmalzu vereinheitlichen .( Lebh .Beifall . d .Chr. soz. )

St . . Speiserstellt zunächstgegenüberder Abg .Schlösinger
fest,dass in WienvomJahre 1919 bis 1931 579 NeuanstellungenvonJungleh - ¬
rernerfolgtsindundvomJahre1928bis1931allein126solche /Anstellun-¬
gen .Dabeiist dieSchülerzahlvon1919bis1933umrund54. 000gesunken.
BekanntlichwarimJahr1919dieZahlderLehrerin Wienausserordent-¬
lichgress ,daindenKriegsjahrenfürdieeingerücktenmännlichenLehr¬
personenweiblicheAushilfslehrkräfteeingestellt wurden ,die manausso¬
zialenGründennachdemUmsturznichtentlassenwöllte .Esist sehrsonder-¬bar ,wennmandarausdemLandWineinenVorwurfmacht. WennmanderGemeinde
WiendasLndNiederösterreichals Mustervorhält ,soseidemgegenüber
fæstgestellt ,dassin denJahren1924bis 1925in Niederösterreichdiedurch-¬
schnittlicheSch-üleranzahlin deneinzelnenKlassen4l ,in Wiennur30
" undc imletztenSchuljahrin Niederösterreich18undin Wiennur35war( HörtHört. .Soz.dem.)St. .Speiserwendetsichsodanngegendie
vonAbg.StögererhobenenVorwürfegegendasPädagogischeInstitutundbe-¬
merkt ,derGeistdieserAnstalterscheineihmdurchausrichtig . Esseimöglich
dassZöglingediesesInstitutsMitgliederdesRepublikanischenSchutzbundes
waren ,ebensomöglichist es aber ,dassZöglingebeimFreiheitsbundoder

inbeidnStæmmscharensind ,Esist nichtrichtig ,Anstellungsbedüngnggan
parteipolitischeAnschannzngenhinainzubringen.DervomAbg.Stögererwähnte
furchtbareVorfallhatsichwirklichereignet.EinVortragender,nämlich
EsrTHofratFurtmüller,derfranzösischenUnterrichterteilt,istimletztenMo¬
menterkranktundseineFrau,dieaufdiesemGebiethervorragendfachlichqualifiziertist,undvondrauchdasLehrbuchfürdiefranzösissheSprache
amPädagogiumstammt,ist fürihrenManneingesprungen.Wennr es in
allen anderenBeziehungenamPädagogiumso furchtbar ausschaut kannman708
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mi - tdieseranstaltwirklichzufriodensein . St .. Speiserorklärtessodann
als unrichtig,dassschonseit 8 TagenHilfslehrkräfteeingestelltworden
seien,es seien vielmehr nur einige Hospitanten zugelassen aber noch
keiner von ihnen angestellt worden( Beifall b . . Soz .dem )

Abg .Schlösingerstellt in einerkatsächlichenBerichtigung
fest ,dass im Jahre 1919 die letzte normale Lehreranstallung in einer
grösserenZahlerfolgte ,dassabervon1920bis 1932nicht mehrals194
Junglehrerangestelltwurdengweitersberichtigtsie ,dasseinSinkender
Schülerzahlnurbis zumJahre 1927erfolgte .Von1927bis 1932nahmdie
Schülerzahl um25 . 000zu ,während die Lehrerzahl um810 gesunkenist .

DasGesetzwird hierauf unter Ablehnungder vonderAbg.
SchlösingergestelltenAnträgeinersterundzweiterLesungangenommen.

. . ! : ufübor oin Coetz ,ba - ¬3 .
mehme :Me ." . ringerung der zanl anLenrpersonen

Stadtrat Speiser berichtet hierauf über eine Abänderung
des Lehrerabbaugesetzes .Der Zweckdes Gesetzentwurfes ist dieVerlän¬mit
gerung der Ziå % .Dezember 1933 befristeten Massnahmenzur Verringerung
der Zahl der Lehrpersonenan öffentlichen Volks -undHauptschulenin
Wienbiszum31 .Dezember1934 .IndemGesetzewirddieamtswegigePensi¬
nierungvonLehrpersonenmit einer DienstzeitvonmindestenszehnJahrenfür zulässigerklärt .AufWunschdesBundesministeriumsfürUnterricht
wurdeeine neue Bestimmungaufgenommen ,wonachder AbbauunterBerück¬
sichtigungdersozialenBedürftigkeitundderallgemeinenEignungvorzu¬dgnehmenist .Der Referent bermerkt hiezu ,dasse Abbauselbst - ¬
verständlich nach sozialen Gesichtspunkten und unter Berücksichtigungder
Eignungdurchgeführtwerdenwird ,under sprichtdie Hoffnungaus ,dasses
nicht notwendigsein werde ,imfolgendenJahrevondiesenAbbaubestimmungen
einen umfangreicherenGebrauchzu machen ,weil ja allgemein derWunsch
vorherrscht ,nicht zu viele Lehrpersonen aus dem Wiener Schuldienst zu
entfernen und auf diese Weise das Wiener Schølwesen auf seiner Höhezu

erhalten . e FrauSchlösinger( Chr .Soz . )Bezeichnetesals
eine Schands ,dass die Hauptschulen in Wien mit ungeprüften Lehrern über¬
flutet sind und dass die Volksschullehrer von Klasse zu Klasse ,von
Schulezu Schulegejagt werden .Die nach demUmsturzzweifellosvorhandene
UeberzahlwurdeschondurchdehUmstandstark ausgeglichen ,dassdie
Schulreform ,die eine geringere Schülerzahl voraussetzt ,einengrösseren
Bedarf an Lehrern zur Folge hatte .DenLehrern wurdemit derDrohung ,
dass sonst die jungen Lehrer entlassen werden müssten ,die Zustimmungzu
demLehrerdienstgesetz :abgezwungen,das die Lehrerfreiheitenso gutwie
ganz vernichtet und in achtundzwanzigfacher Weise das freie Ermessen ded

Dienstgebersverankert .Es ist eine starke Zumutungan dieOpposition,
die Verlängerung dieses Gesetzes ,dessen erste Beschlussfassung sie schon
abgelegnt hat ,bis zum31 .Dezember193 )zuzugestehen .Eine sachliche und
auch eine finanzielle Begründunggibt es dafür ganz gewissnicht .Dafürgib
es aber eine parteipolitische Begründung .Ander Abbaulistehatweniger
Stadtrat SPEISERein Interessc ,als vielmehr Herr Neumann ,denn wenndas
Damoklesschwertdes Abbauesdroht ,dannwehtfür denStädtischenVerband
der Angestellten ein günstiger Wind ,der Geschreckte in den Verband ,aus
demsie in Massengeflohen sind ,wieder zurückdrägt .Die Christl .Soz .Partei
protestiert energischdagegen ,dassder Abbauals ein Mittelverwendetwird ,
umdie Lehrerschaft ständig in Beunruhigungzu erhalten .Ein solcherZu¬SLa kreh .
stand muss den notwendigen SchwungderLchrerarbeit . Die Chr .Soz .
Stimmengegen das Gesetz nicht bloss deswegen ,weil der Schulbetrieb in
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Wieneinen Abbaunicht verträgt ,sondernweil dieses Gesetzausge¬
sprochenLehrerfeindlich ist .Es ist das härteste Abbaugesotz ,das
überhauptin Oesterreichgeschaffenwurde .DerBundunddasLand
Niederösterreichhabensich bemüht ,denAbbaumöglichstschonenddurch¬
zuführen .DasWienerGesetzist ein ausgesprochenesZwangsgesetz.Es
gibt wohleine freiwillige Meldungfür das Ausscheidenaus demDienst ,
abernurgegenAbfertigung.DassdieseMassnahmeganzunmöglichist ,be¬
weist der Umatand ,dass sich nur eine Lehrpersonfür dasfreiwillige
Ausscheidengemeldet hat .Eine Meldungzur freiwilligen Pensionierung
sieht das Gesetz nicht vor .Es enthält auch gar keine Richtli nien für
die Durchführung des Abbaues ,sondern stellt ihn vollkommenin das
freie Ermessendes Dienstgebers .Eine Verschlechterung gegenüberder
ersten Fassung bedeutet die Abbaumöglichkeitvon Lehrpersonenmit
zehnDienstjahrenundeinebesondereHärteliegt darin ,dassdasGesetz
keine Wiederverwendungsmöglichkeit vorsieht .Aus denangeführten
Gründen ist die christlichsoziale Partei nicht in der Lage für die Ver¬

längerungdiesesganzunsozialenundhartenLehrerabbaugesetzeszu
stimmen .( Beifallbei denChr .Soz. )

dem
Abgeordneter Stöger ( Christl .Soz . )erklärt ,dassSchulwesen

gerade in der heutigen Zeit die grösste Bedeutungzukomme .Essei
daher klar ,dass der Schulbetrieb ungestört bleiben undderLehrkörper
seine Arbeit ungehindert von äusseren Einflüssen leisten müsse .Der
Rednergibt der HoffnungAusdruck ,dass die WirksamkeitdesGesetzes
tatsächlich mit 31 .Dezember 1931 erlöschen möge .( Beifall bei den
Chr .Soz . ) .

In seinem Schlasswort stellt Stadtrat SPEISERfest ,dass es die
Gegenwartleider verhindere ,gewisseIdealebestehenzulassen .Von
einemparteimässigenAbbaikönnenicht die Redesein ,da der Abbaunur
nach rein sachlichen Gesichtspunktendurchgeführtwerde .Wenndie
Finanzender GemeindeWiennicht immergestört werdenwürden ,brauchtedi
Verwaltungkeinen Lehrerabbauen .

Damitist die Debattegeschlossenunddie Vorlagewirdin
erster und zweiter Lesungbeschlossen .

DieTagesordnungist erledigtundPräsidentDr .NEUBAUER
schliesst um19 Uhr25 dieSitzung .
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VerhandlungenzwischenBundesregierungundGemeindeWien.
Die in den heutigen Morgenblätternveröffentlichte

Mitteilung über das Ersuchen des Finanzministers Dr .Buresch an
die Gemeinde Wien ,sich über die Wünschebezüglich der Wertzuwachs - ¬
abgabe und der Hauspersonalabgabe zu äussern ,ist von einigen Zei¬
tungendahingedeutetworden ,dass eine Einigungder GemeindoWien
und der Bundesregierung über die Aenderungvon WienerLandessteuer - ¬
gesetzenauf demWegesei .Demgegenüberwird aus demRathausmitgeteilt ,
dass Stadtrat Dr .Danneberg allerdings eine Antwort auf den Brief
des Finanzministers bis Montagzugesagt hat .Ueber denvoraussicht - ¬

schonlichen Inhalt dieser Antwort konnte jedoch/deshalb nichts Bestimm- ¬
tes gesagt werden ,weil sich erst die zuständigen Körperschaften
der GemeindeWienmit den Fragen befassen müssen .
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Wiener Gemeinderat
Sitzungvom24 .November1933.

BürgermeisterSeitz eröffnet um39 Uhr30 dieSitzung .
Ohne Dabatte werden die Anträge auf Errichtung eines zentralen Gemeinde - ¬
vermittlungsamtes ,auf Abänderung und Ergänzung des Flächenmedmungs -und
BebauungsplanesundaufErteilungvonBaubewilligungengenehmigt .

St . . Dr .Danneberg referiert über denRechnungs¬
abschluss für 1932,über die Aeusserungender Beauftragten und desDirektors
des Kontrollamtes zu diesem Bericht sowie über den Bericht desKontrollam¬
tes . Erhebthervor ,dassdasJahr1932daszweiteJ,hr ist ,dasimZeichen
der Wirtschäftskrise stand ,die natürlich auch ihre Auswirkungenaufdie
Gemeindezeitigenmusste .In diesemJahr sinddie EinnahmenderGemeinde
zurückgegangenundesmusstedaherauchschoneineganznamhafteDrüsse¬
lung der Ausgabenvorgenommenwerden .Währendim Voranschlag anEinnahmen
rund 397MillionenS präliminiert waren,habendie tatsächlichenEonnahmen
nur 372 Millionen S betragen gegenüber .Ausgabenvon 397 MillionenS ,
die veranschlagt waren ,wurdendie tatsächlichen Ausgabenauf 381Millionen
Sherabgesetzt.DerRechnungsabschlussschliesstmiteinemDefizitvon9
MillionenS ab ,dasabernicht vddldaidhtauf eine mangalhafteGebarunga
der Gemeindezurückzuführen ist ,sondern darauf ,dass beinahe 6Monate )relle

dieses Rechnungsäähres,nämlicham16 .Juni des heurigenJhres ,jeneVer¬
ordnung auf Grund des kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzeserschie¬
nenist ,durchdie der Gemeindeder Anspruchauf Grundder sogenanntenGe¬
währleistungsklauselrückwirkendfür dasJahr1932genommenwurdejustan
demTag vor der Gerichtsverhandlung beim Verfassungsgerichtshof,inder über
denAnspruchder Gemeindeentschiedenwerdensollte .DervolleAnspruch,
dendieGemeindeaufGrundderGewahrleistungsklauselgeltendgemachthat,
beträgt19 ' 7MillionenunddieserBetragfehltnunin demRechnungsabschlus
NachderMeinungdesMagistrates,derauchdasKontrollamtundderRechnungs-¬
hof beigetreten sind,war der Rechnungsabschlussso abzufassen ,dassmit
diesemBetragzunächstnichtgerechnetwerdenkann,ohwohldieVerordnung
derRegierungvonderGemeindeangefochtenunddieVerhandlungbeimVer-¬
fassungsgerichtshofunterbrochenwurde ,das Endealso nochaussteht .Lässt
mandiesenBetragweg,sokommtmanzudemDefizit .WürdederBetragspäter
voll eingehen ,so würdesich das Defizit in einenUeberschussverwandaln .
WasdieSteuernderGemeindeanlangt,sostimmendietatsächlichenErgebniss
in derEndsummemitdenEingängenfast genauüberein .DerGomeindeistin
derKrisenzeitzugutegokommen ,dassaufdemHäusermarktin Wieneinever-¬
hältnissmässiggünstigeKonjunkturbestand,sodasssowohldieWertzuwachs-¬
abgabeals auchderZuschlagzudenImmobiliargebührendesBundosunddieseImmobiliargebühr/selbstmandenendie Gemeindebeteiligt ist ,einenwosent-¬
lich höheren Betrag als präliminiert gebracht habe . Wasdie Ausgabenbe¬
trifft ,so machendie Wohlfahrtsausgabenunddie SchulausgabendieHälfte
derGemeindeausgabenaus .Investitionensindmit47MillionenimRochnungs-¬
abschlussonthalten,ein Betrag ,der schonwesentlichgeringer iat alsin
denVorjahron,einPetrag ,derleiderimheurigenJahronochgeringersein
wirdundfür dasnächsteJahrunterdengegenwärtigenVerhätlnissennochvielgeringerveranschlagtwerdenkann .Imübrigenist zusagen ,dassdie
VorhältnissesichnichtnurdurchdieWirtschaftskrise,sondernauchdurch

diepolitischenTatsachensosehrveränderthaben,dassausdemRochnungs-¬
abschlussdosJahres1932keinebesonderenSchlüssefürdieGogenwartgezogen712
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werdenkönmn .
GR.Dr .Zörnlaib(chr,soz . ): WennwirdonRechnungsabschlus

für 1932nachprüfen,sindwirunsdossenbewusst ,dassossichhiernurum
oine historische Studie handelt,allerdings umeine Studio ,dielehrroich
ist .FürdiesenRochnungsabschlusshatdasWortvonWilholmBuschGeltung:
Hieunddaundüberhauptkommtosanders ,als manglaubt .DieMohrheit
glaubtebeiErstellungdesVoranschlagesfür1932aufdasSinkendorEin¬
nahmengenügendRücksichtgenommenzu habenunddie präliminiertenAusgabon
machenzukönnen. Eskamanders .Nunorgibtsichein Gobarungsabgangvonüber
9MillionenSgegenübereinomveranschlagtenGobarungsabgangvonnur' 8
MillionenS .DieEinnahmensindgegenüberdemVoranschlag24Millionen
SgesunkenunddieAusgabonmusstenum16MillionenSverringertwwerden.
DerFinanzreferenthatsichaufdieca19MillionenSberufen,diedor

GemeindeaufGrundderGowährleistungsklauselentangensind.Erhatabernich
erwähnt,dassdieMohrheitnachdemVoranschlagfür1932ausdenErtragsantolennicht92Millionenerwartete,wiesieeingegangensind ,sondernnurmit
öinemBetragvon85Millionenrechnete.Wennmandie13Millionenplus,die
sichhierergeben ,vondemEinnahmenrückgangvom24MillioneninAbzug
bringt,bleibtnochimmereinEinnahmenrückgangvonrund11Millionen.Nichtdie19MillionenEntgangaufGrundderGewährleistungsklauselsolltenalso
dieMehrheitenttäuschen,sondernsiemüssteinWirklichkeitenttäuschtsein,überdenerschreckendenRückgangderGemeindeeinnahmen.DievomReferenten
erwähnteSteigerungderWertzuwachsabgabeundderImmobiliargebührenistja
nuroineZu-fallserscheinung.Sichtmandavonab,soergibtsich ,dassdieLan¬des -undGemoindeabgabentrotzderimJhre1932vorgenommenenErhöhungdor
Wohnbausteuerumrund10Millionengesunkensind.DaraussolltedieMohrheit
dieLehrezichen ,dassdasBreitnerscheSteuersystomvonGrundaufverfohltar anist .DieMehrheitwolltenicht/glauben,dassdieöffentlicheVerwaltungder
GomeindonichtbessorlebendarfalsdieBürgerderStadtsolbst.Sicwolltonichtdaranglauben,dass,wonnderEinzelnesichEinschränkungenauferle-¬
gonmuss ,dieGemeindodassolbotunmuss ,sie wolltenichtdaranglauben,der

dassf /mehralsbedenklich,alswirtschaftsrumnöserkannteAufbauderBreitnerSteuerndieSteuerquellenzumVersiegenbringenmuss.DieseBreitner
Steuern ,dieohneRüksichtaufdenErtrageingehobenwerden,sindzumgross
TeilMittelfürWie,ihrerFeindseligkeitgegendasPrivateigentumauflegale
WegAusdruckzugeben.Daist dieFürsorgeabgabe,derenRückgangnahezu
8MillionenSbeträgt .WieunsozialdieseSteuerwirkt,sichtmanambesten
daran,dasssiegeradedensozialgewissenhaftenundanständigdenkendenUn¬
ternehmer ,derin einerZeitderDepressionArbeiterundAngestelltenichta
dieLuftsetzenwill ,besondersharttrafft .DieseAbgabeverhindertdieNeu-¬
einstellungvonArbeitskräften.SiebegünstigtdenAbbau,siezüchtetgerade:
zu die Arbeitslosigkeit . Ebensowiedie Hausgehilfinnenabgabo,dio inihrom
ganzonAufbauunsozialist, . :dieunendlichvielUnhoilangerichtethat
unddaher verschwindenmüsste .Auchalle übrigen Steuern übenschoninfolge
eines unsinnigenAurbaueseine durchausungünstigeWirkung .DieWertuuwachs -¬
steuerist nichtnurimAupbauverfehit ,sie ist ,wasdasSteuerobjektselbst
anlangt ,vomGrundauferlogen. WennmanschoneineLandesimmobiliargebührein¬
hebenwill ,soll manes nichtaufdiesemverlogenenWegtun .Manbegründetdie-¬
se Abgabenurdamit ,dassmanGrundspekulationenverhindernwill .Auchwirsind
keineFreundevonSpekulationen.AberdamüsstemandenAufbauderSteuerän¬
dern,manmüsstedieBesitzesdauerzurGrundlagenehmen.Esist grotesk ,dass
Sis/geradederWertzuwachsakgabe,demvonInnenso verhasstenPrivatbesitz
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und den Aenderungen in den Besitzverhältnissen zu verdanken haben ,dass der
GebarungsabgangimJhr 1932nichtnochgrössergewordenist .

Wir haben uns schon im J,hre 1932 gegen die Erhöhung der
Wohnbausteuer gewendet .Diese Erhöhung brachte Ihnen wohl gegenüber demVor - ¬

anschlag eine Mehreinnahme von 7 Millionen S,aber sie hat ihre üblen

Wirkungen ,sodass die Erhöhungnur eine vorübergehendesein wird .EineUnzahl
von grossen Wohnungenuhd Geschäftslokalen stehen nicht wegendes zuhohen
Mietzinses ,sondernwegenderzuhohenWohnbausteuerleer .Auchhierhaben
Sie durendenganzunric tigen Aufbaueiner Steuer das Steuerabjekter - ¬
schlagen .Soergibtder RechnungsabschlussdesJahres1932 ,dassalleSteuerr
einer gründlichenRevisionunterzogenwerdenmüssen .AuchdieAusgaben
müssneiner gründlichenNeuregelungunterzogenwerden .die einzigrichtige
Lehre aus demRechnungsabschlussist ,dass mandas Budgeteiner Stadt ,
wie Wien,nicht nach parteipolitischen Momentenaufzäumendarf .Es sindzwar
im Vorjahr auch Ersparungengemachtworden ,manhat es aber ängstlich ver¬
mieden ,dort zu sparen ,woes vielleicht sachlich gerechtfertigtergewesen
wäre ,woes aber der Mehrheitaus parteipolitischen Gründenunangenehmwar .
Es genügtder Hinweisauf die verstecktenundoffenenSubventionenundauf
dieWohnhausbauten .

Wirgebengernezu ,dass der Rechnungsabschlussrechnungsmässig
ein richtiges Gebarungsbildgibt .Da wir aber Ihrer gesamtenGebarungnie¬
mals unsere Zustimmunggegen können ,werdenwir auch denRechnungsab¬
schluss für 1932nicht genehmigenundden Bericht des Rechnungshofesund
des Kontrollamtes nicht zur Kenntnis nehmen .ZumSchluss erklärt der
Redner ,er wolle die Mehrheitnocheinmaleindringlich ermahnen ,diebis¬
herigenMethodenin ihrer Abgaben-undAusgabenwirtschaftaufzugeben. Wenn
es so weit kam ,dass die Bundesregierungaus einemNotstandherausgegen
die AutonömiederGemeindeStellungnehmenmusste ,so tragennichtwir ,
sondern Sie allein die Schuld .Bisher wurde der Mehrheit noch das Steuer

des Gemeindeschiffesbelassemundwurdenihr nur die Stewrngenommen.
AberohneSteuern werdenSie auchmit dembesten Steuer einerunheilvollen
Situation zusteuern ,( Lebhafter Beifall bei den Chr .Soz . ) .
gegen diStadtrat Dr . DANNEBERgbofasstsich in seinem Schlusswort zunächat
mitder BchauptungdesVorrednera ,dassdie FürsorgeabgabedemUnter¬

nehmer ohne Rüc ksicht auf den Ertrag seines Unternchmensauferlegt werde .
Dr .Zörnlaib vergass hinzuzufügen ,dass die Fürsorgeabgabe genau

so wie in Wichin allen Bundesländernder Republik Oesterreichs einge¬
hoben wird und dass es eine Zeit gegeben hat ,in der den Länderndie
Einhebung dieser Abgabe durch Bundesgesetzgebung sogar augdrücklich aufge¬

tragen wordenist .Die Einhebungeiner Steuer ghne Rücksicht aufden
Ertrag ist keine marxistische Absonderlichkoit ,Vor demKriege wardie
Belastung der Wiener Mieter ,sowohl der Wohnungen ,als auch derGeschäfts¬
lokale und Werkstätten durch die damalige Gebäudesteuer weit grösser als
heute der Ertrag aller zwanzig Gemeindeabgaben .Im Rechnungsabschluss für .
1932sind die Gomeindeabgabennunddie Zuschlägezu donBundosgebühreninsges
gesamt mit 172 Mill ,Schilling ausgewiesen ,während die Belastung derWiener
WohnungenundGeschäftslokalemit der Abgabean denBtaat ,an dasLand
Niederösterreich und an die GemeindeWienim Jahre 1913 ,die Goldkronenur
mit S . Ulumgerechnet ,190 Mill .Schilling ausgemachthat .( Hört,hört ,bei
den Soz .Dem . ) .Die Bchautpung ,dass die FürsorgoabgabedieArbeitslosigkeit
züchte ,ist eine Uebertreibung ,denndie Frage ,ob ein UnternchmerArbeiter
beschäftigen kann ,hängt nicht von den 4 ProzentFürsorgeabgabe
sondern im Allgemeinen davon ,ob er Aufträge und Lieferungen hat oder
nicht .Auchdie vollständige Abschaffungder Fürsorgoabgabewürdewahr¬



IV .Blatt

scheinlichaufdenArbeitsmarktkeinenentscheidendenEinflussüben

DieselbeUebertreibugghat Dr .Zörnleibauchbei derHauspersonal¬
abgabebegangen.WennesnachdenAusweisenderKrankenkassenvorein
paar Jahrenin Wiennoch65 . 000Hausgehilfinnengegebenhat undheute
nur mehrungefähr50 . 000 ,so ist dieser Rückgangdaraufzurückzuführen,
dass es heute tausende Mittelstandsfamilien gibt ,deren Einkommenes
nicht mehr gestattet ,sich eine Hausgehilfin zu halten .In Wienbeginnt
die Steuer erst bei der zweitenHausgehilfin ,in Grazschonbeider
ersten .Die Abgabefür die zweite Hausgehilfinbeträgt in WienS50. - ¬
pro Jahr .Es kanndochfür Jemand ,der in der Lageist ,200. - Schilling
imMonatan LohnundVerpflegungfür eine zweiteHausgehilfinauszugeben,
nicht entscheidend sein ,ob er noch . 16Schilling Steuer für die zu

zahlenhat .Daskannmanvielleicht imRadioerzählen ,weildort
niemand widersprechen kann ( Heiterkeit und Zustimmungbei den Soz .Dem. ) .
Wennjemanddrei Hausgehilfinnenhat ,für die er einen Aufwandvonetwa
s . 006 .Jangu leisten hat ,wird er wohl350 . -Schilling Hauspersonal¬
abgabeleisten können .Vondaansteigt wohldie Progressionziemlich
stark ,aber der Haushalte in Wien ,die sich vier oder mehr Personen

Hauspersonalleisten können ,hat os imNovemberdesheurigenJahres
im Ganzen138 gegeben .Mandarf auch nicht vergessen ,dass eineVer¬.srt,it urtiiz 4 -
minderung der Einnahmen einer öffentlichen Körperschaft auch Arbeits¬
losigkeit bedeutet ,vielleicht Arbeitslosigkeit auf Gebieten ,diesozial

alsowichtigersind als andere .Esscheint ,cass manmitdenmasslosenUeber¬
treibungen bezüglichder Hauspersonalabgabedie Tatsachekaschierenwill ,
dassmanhier eineAktionzurEntlastungvoneinigenHundertderreichste
Familienmachenwill .( LebhafterBeifall bei denSoz .Dom. ) .DerAlarm,
derdavonderFürstenparteigekommenist ,zeigtja deutlich ,umwases
sichhandelt .

Dr .Zörnlaibhat auchdie Wertzuwachsabgabein ihremAufbau
für verfchlt erklärt .Manhat gesagt ,das sei eigentlich eineVermögens¬
steuer .Nun zeigt die amtliche Stdistik ,dass 70 Prozent dos Wertesder
WienerHäuserin der Vorkriegszoitmit Hypothekenbelastet waren ,undd :
Geschichte der folgenden Jahre zeigt ,dass diese Hypothekenin derInfla .

tionszeit mit einemLäib Brot zurückgezahltwordensind .Esrealisieren
infolgedessen Tausende solche Vorkriegshausbesitzer ,wenn sie heute ihr

Hausverkaufen ,ein Vermögen ,das ihnenin Wirklichkeitnur zueinem
Bruchteil gehört hat .Dasssie 6 Prozentdieses grossdnGewinnsauchan
die Gemeinde abliefern sollen ,ist in einer Zeit solcher Not mehrals
gerechtfertigt .( Beifall bei den Bcz .Dem . ) .Dass es unvermictbareObjekte
in Wien gibt ,ist leider wahr ,weil in der Krisonzeit viele Leute sich
frosse GeschäftslokaleundWohnungennicht mehrleisten können .Aberdas
ist nichteineFolgederWohnbausteuerundist eineErscheinung,dieman
in allen Städton dos Kontinents und auch in Amerika beobachten kann ,und
zwarin Ländern ,woes keinenMieterschutzgibt ,in einemvielgrösseren
Umfangals inWien .
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Manhörtjetzt somoftdasSchlagwortvonderRevisionaller
Gemeindesteuern ,aber nochTeiner ,der es ausgesprochenhat ,hatje
ein Wortdarübergesagt ,wasan die Stelle der heutigenGemeindesteuern
troten soll .F : Zuerklären ,dass manalle Stouernabschaffen
soll ,ist einsehrbilligerStandpunkt.BiszumJahre1933haben
allerdingsRegierungendiesenStandpunktnichteingenommen.Seitdem
Jahre 1933gibt es in der Weltauch eine Regierung ,die glaubt ,dass
manohneSteuerneineögfentlicheVerwaltungführenkann .Auchdie
Vundessteuernsind den Leutennicht sympathisch .DerBundhatam
1 .Juli des heurigenJahres die Einhebungseiner eigonendirckten
Steuern in Wienübernommch .Manhat ein Halleluja angestimmt ,als ob
damitdie RettungdesGewerbesvollzogennwäre .Undnunbeklagtsich
der Gewerbegenossenschaftsverbandin einer Eingabean dieFinanz¬
landesdircktiondarüber ,dass der Bunddie Steuernvielbrutaler
eirhebt ,alsdsderMagistratgetanhat .(LebhafteHört ,Hört-Rufebei
don Soz .Dem . ) .Wennmanvon der Abschaffungder Gemeindesteuernredet
undnicht so naiv ist zu glauben ,dass eine VerwaltungohneSteuern
existieren kann ,mussmansagen ,wasnn die Stelle dicserGemeinde¬
steuern treten soll .Es gibt Kapitalisten ,die rücksichtslosaussproche
es sollen wieder Massensteuern an die Stelle dieser spezialisierten
Steuerntreten .Auchdie OppositionimWienerGemeinderatwirdFarbe
bekonnenmüssen.

Zudemin VerhandlungstehendenAntragbomerktStadtrat
DANNEBERGm,aucher bedauerees sehr ,dass der BeschlussdesGemeinde¬
rates ,in jedemJahr unbedingt100 . 000 . -Schilling für denEnkauf
vonWerkendereinheimischenmodernenKunstzuverwenden,nichtauf¬
rechtbleibenkann .DaaberderGemeindchaushaltum150Mill .Schilling
kleiner gewordenist ,müssenSparmassnahmennatürlich auf allen Go¬
bieten eintreten . Adie Schlussausführungen desGomeinderates
Dr .Zörnlaibsindverfehlt .Er hat gemeint ,die Bundesregierunghandle
heute aus einem Notstand heraus .Wer sagen will ,dass die Herabsetzung
für die Kinckonzernein Wienoder die HerabsetzungderHauspersonal¬
abgabeeine Notstandsangelegenheitist ,der hat seltsameBegriffevon
Notstand .Hinter diesen Dingen steckt etwas ganz anderes .Es ist ein
von einem neuen Machtstandpunkt aus unternommenner Angriff auf eine

nach sozialen Gesichtspunkten eingerichtete Steuerpolitik .
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Wenndie Regierungversucht,aussolchenGründenan die AutonomiederGe-¬
meindezutasten ,wäreesAufgabederOpposition,nichtvonSchuldzureden
sonderndie Autonomieder Gemeindezu verteidigen ,derenInteressendoch
auchSie imAugehabensollten . WennDr .ZörnlaibvonTotengräbernderAu- ¬
tonomiegesprochenhat ,müssteerdieseMahnungnacheineranderen,ihm
nahestehenden Seite richten und dort/hin sagen :die Konsulen mögenachtge - ¬
ben ,wassieheuteinOesterreichanrichten( Lebh.Beifallb .d .Mehrheit).

DerRechnungsabschlussfür 1932unddie dazugehörigenBe¬
richte werdengenchmigt .

Vizebgm.EmmerlingberichtetüberdieRechnungsabschlüsse
der städtischenUnternehmungenfür1932.

GR .Uebehhör( chr .soz . ) beschüftigt sich zunächstmitdem
RechnungsabschlussdesstädtischenGaswerkes.ErverweistaufdenKonsum¬
rückgangdes Jahres 1932 ,auf die Verminderungdes Koksverschleissessowie
darauf ,dasstrotz derhohenEinsparungenanLöhnendieAusgabenwesentlich
höherwareninfolgedesbedauerlichenAnsteigenaderLeistungenandie
fensionskasse. WasdasElektrizitätswerkebetrifft ,soist eszubegrüssen ,
dassmansichnunmehraufeineeinheitlicheAbschreibunggeeinigthat,
die beiden Gebäuden2 Prozent und bei den Maschinen10 Prozentbetragen
soll . Wenigerzubegrüssenist ,dasdieZillingdorferKohlenochimmerverä
wendetwird ,obwohlderBetriebdadurchargbelastetwird .AuchdasKraft-¬
werkinEbenfurthhätteschonlängstaufgegebenwerdenmüssen.BerRedner
wiederholtseineanlässlichderlezztvorgenommenenTariferhöhungengeäusser-¬tenBedenken,dassdieseErhöhungeninfolgedeszuerwartendenKonsum¬
rückgangesnichtdingewünschtenErfolgbringenwerden.ZumRechnungsab-¬
schlussderStrassenbahnenäusserstRednerdieBofürchtung,dassderneue
eingeführteZonentarifeineBesserungderFinanzlagederStrassenbahnennichbringen wer de und fordert die endlicheEinführungeinesvernünf¬tigenZánentarifs.SchliesslichverlangterdieRückgabederVorauszahlun¬
gentonelektrischemStrom( Lebh.Beifall . d.Chr. soz. ).

NachdemSchlusswortdesVizebgm.EmmerlingwerdendieRech¬
nungsabschlüssefürdiestädtischenUnternehmungenfürdasJhr1932

genehmigt .
G .RtinMoik( soz .dem. )stellt denAntragaufAufhebungdes

GemeinderatsbeschlussesvomNovember1927,betreffenddieGewährungvonAus-¬
hilfen an Fersonen ,die eine Unfallsentschädigungauf GrundderUnfalls -¬
fürsorgederGemeindeWienbeziehen.Eshandeltsichumeinejährlicham1.
DezemberandieUnfallsrentnerderGemeindeWiengewährteSonderleistung.
DieAufhebungdesBeschlussesist infolgederfinanziellenNotderGemeindenotwendiggeworden.

GR.Dr .Arnold(chr. soz. )erklärt ,dassseineParteigegenden
Antragstimmenwerde,weiles sichbeidiesenUnfallsrentnernumganzarme
Teufelhandle,diedurchdieNichtgewährungderSonderleistungschwergeschä¬
digtwerden .

InihremSchlusswortstellt dieReferentinfest ,dassessich
imeineGesamtersparnisvonrund17. 000SchillinghandleundvonderAuf¬
lebungdesGemeinderatsbeschlusses333Unfallsrentnerbetroffenworden.

Die Vorlage wirdangenommen .
Schlussder Sitzung21Uhr30 .

17 Bogenabfertigung21Uhrho.
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ErrichtungeineszentralenGemeindevermittlungsamtesinWien.
Ausbaudes zivilrechtlichen Güteverfahrens .

DieRechtshilfestelle der GemeindeWienfür Bedürftigehat
angeregt ,in Wien ein zentrales Gemeindevermittlungsamt zu errichten ,dasals
alleinige zivilrechtliche Gütestelle für das ganzeWienerGemeindegebietzu¬
ständigseinsoll .DieAufgabesolcherzivilrechtlicherGütestellenistes ,
den Rechtsfrieden in der Bevölkerung herzustellen und zu sichern undZivil - ¬
prozesse ,die ja immermit grossemZeitverlust undmit Aufregungenfürdie
Prozessparteien verbunden sind,möglichst zu verhindern .Dieses Güteverfahren

ist somit ein Teil der Fürsorge für die Bedürftigen .
Schon das Reichsgemeindegesetz vomJahre 1862 hat darumden

VergleichsversuchzwischenstreitendenParteiendurchVertrauensmännerdem
selbstständigen Wirkungsbereich der Gemeinden zugewiesen .Später ist auf die - ¬

ser Grundlagedie Einrichtung der Gemeindevermittlungsämtergeschaffenwor¬
den .Die Zuständigkeit dieser Aemterwar jedoch sehr gering ,weil nurStreitig -¬
keiten über Geldforderungenund bewegliche Sachen im Werte vonhöchstens
300Guldenvor die Vermittlungsämterkamen .ImJahre 1907ist danndiezivil -¬
rechtliche Zuständigkeit der Gemeindevermittlungsämter wesentlich erweitert
worden .Nunmehrkonntenvor diesenVermittlungsämternwirksameVergleicheüber
Geldforderungen und Ansprüche auf bewegliche Sachen ohne jede ziffermässige
Wertbegrenzung ,weiters in Streitigkeiten über die Bestimmung oder Berichti¬
gung von Grenzen unbeweglicher Güter oder über Grunddienstbarkeiten ,dann in

Streitigkeiten über die Dienstbarkeitder Wohnungundschliesslich inBesitz-¬
streitigkeiten abgeschlossen werden .Ueberdies sind damals die Gemeindever¬

mittlungsämterauchzur VornahmevonSühncwrsucheninEhrenbeleidigungssachen
für zuständig erklärt worden .

In Wiensind in denJahren1904bis 1907in allenBezirken
Gemeindevermittlungsämter eingerichtet worden ,deren Wirksamkeit allerdings

bisher nur bescheiden war .ZumTeil hat diese geringe WirksamkeitihrenGrund
darin ,dass die Gemeindevermittlungsämternur recht unzulänglicheäusserliche
Machtmittelhaben,weildie Farteien einer Ladunggar nicht Folge leisten müs- ¬
sen,soferne sie anzeigen ,dass sie nicht erscheinen wollen oder nichterschei¬
nenkönnen .Ueberdiesist die AbnahmeeinesEidesnicht gestattot,esdürfen
keine Zeugen und Sachverständigen vorgeladen werden und dergleichen .Dazu
kemmtnoch ,dass die Gemeindevermittlungsämterbisher örtlich nur füreinen
Bezirk zuständig waren und dass in den Vermittlungsämtern keineFachjuristen
tätig waren. Esmagnämldchsein ,dassmancheParteien ,diedurchausdenWunsch
hatten ,ihre Streitsachegütlich auszutragen ,undselbstverständlichnichtan
demehrlichen ,gutenWillenderVertrauensmännerin denGemeindevermittlungs -¬
ämternzweifelten ,Sorgehatten,sie könntenbei einemvordemGemeindever-¬
mittlungsamtohnerechtskundigenBeistandabgeschlossenenVergleichirgend¬
wie beeinträchtigtwerden.

DerVorschlagderRechtshilfestellederGemeindeWienfür
Bedürftigewilldarum,dasseinzentralesGomeindevermittlungsamtfürdas
ganzeWienerGemeindegebieterrichtet werde ,dessenVertrauensmännerhaupt-¬
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sächlich berufstätige Juristen sein sollen .Dieses neue zentralo Vermittlungs - ¬
amtsoll für alle StreitigkeitenmitAusnahmevonEhrenbeleidigungssachen
zuständigsein,abernurdann ,wenneiner der Streittoilo bedürftigist und
diese Bedürftigkeit durch Vorlage eines Armenrochtszeugnisses nachweist .

Der WienerMagistrat hat den Vorschlag derRechtshilfestelle
derGemeindeWienfür Pedürftigeüberprüftundsichihmangeschlossen.Der
Gomeinderatsausschussfür allgemeineVerwaltungsangelegenheitenundderWie- ¬
ner Stadtsonathabendaraufhinbeschlossen,einsolchesVermittlungsamtzum
Vergleichsversuch zwischen streitenden Parteien ,dessen Sprengel sich auf das

ganze Gemeindegebiet erstreckt,also ein Zentralvermittlungsamt ,in Wienzu
errichten .DieZuständigkeitsoll nachdemVorschlagederRechtshilfestello
der GemeindeWienfür Bedürftige geregelt werden .In demVermittlungsamtsol - ¬
len 18 Vertrauensmännertätig sein,von denenmindestens12 berufstätigeJu- ¬
risten sein sollen .DasVermittlungsamtwird seine Tätigkeit in Sonatenzu
drei Mitgliedernausüben,vondenenzwei Juristen seinmüssen.

Die Gemeindevermittlungsämterin den einzelnen Bezirkenblei
ben neben demzentralen Vermittlungsamtbestchen und werdenihre Tätigkeit
wiebisherweiterausüben.

In seiner gestrigen Sitzung hat nun der Gemeinderat derStadt

WiondenAntragüberdieSchaffungeineszontralenGemeindevermittlungsamtes,
wieihn der Stadtsenatvorgelegthatte,beschlossen.

StädtischeEhrengabenfürHebammen.
DerGemeinderatderStadtWienhat in seinerSitzungamFrei¬

tag beschlossen,achtHebammenanlässlichihrer mindestonsviezigjährigenBe-¬
rufstätigkeitEhrengabenvonjo einhundertSchillingzubewilligen . Essind
dies die FrauenKatharinaChwatal ,MarieSommerauer,EleonoreLibal ,Karoline
Ragas,RosalieGaupmann,FranziskaBaburek,BerthaMunkundTheresiaPils .

Ausgestaltungder elektrischenStrassen-¬
beleuchtung .

In der nächstenZeit wirddie GottfriedKollergasseaufder
LandstrassemitolektrischerBeleuchtungeingerichtet .DerMagistrathatdie
AufträgezurDurchführungdernotwendigenInstallationsarbeitenbereitsvor-¬gebon .

— — —
BezirksvertretungFünfhaus.

DieBezirksvertretungFünfhaustritt amDonnerstag,den7 .
Drzember,um18Uhrzu einer Plenarsitzungzusammen.
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NeueWienerStrassennamen .
DerGemeinderatsausschussfürallgemeineVerwaltungs¬

angelegenheiten hat in seiner letzten Sitzung beschlossen ,einen WegamFlöt¬
zersteig in Hietzing nach dem Porträtmaler Friedrich Lieder ( 1780 - 1859 )und
eine bisher noch unbenannteGasse bei der HohenWarte in Döbling nachdem
DichterKlabund( AlfredHentschke ,( 1891- 1928)zubenennen.

- — — - ¬

SchutzderWassermesservorFrosteinwirkungen .
Die Magistrats - Abteilung34 a( Wasserversorgung ) teilt

mit :Nachdemgeltenden Wasserversorgungsgesetzgeht die BehebungvonSchä¬
denanWassermessern,dienichtaufmangelhaftesMaterialoderaufdienor¬
maleAbnützungzurückzuführensind ,zu Lastendes Wasserabnehmers .Solche
Schäden ,die oft eine vollständige Zerstörungder Wassermesserzur Folgeha¬
ben,werdenhäufigdurchFrost vorursacht . Eswerdendaheranlässlich deskom¬
mendenWintersalle Wasserabnehmer ,die vorunerwünschtenKostenundunlieb¬
samenStörungenin der Wasserversorgungbewahrtwerdenwollen ,aufgefordert
die WassermesserundLeitungsanlagenausreichendundrechtzeitigvorFrost¬
einwirkungenzu schützen .DerSchutzhat stets derart zu erfolgen ,dassdie
ZugänglichkeitundAblescmöglichkeitdesWassermessersgewahrtbleibt .Die
grössteGefahrfür dasEinfrierenbestehtbeiZugluft ;dieseist daherdurch
SchliessonderTore ,FensterundsonstigenOoffnungenzuverhindern .

MictzinszuschüssederGemeindeWien.
Der vomGemeinderatder Stadt WieneingesetzteBeirat ,

demdie Entscheidungüber die GewährungvonZuschüssenzuHauptmietzinsen
zustcht ,dic das Sechstausendfachedes Friedenszinsesübersteigen ,hielt kürz-¬
lüchseineeinundneunzigsteSitzungab .In dieserSitzungwurdendieAnsuchen
von .150Parteion in 82 HäusernbehandeltundMietzinazuschüsseimBetrage
vonmonatlich . 325Schilling bewilligt .Insgesamthat der Beirat bisherden
Ansuchenvon51 . 206Parteien in . 3UhHäusernstattgegebenundzusammenMo¬
natsbeiträgein derHöhevonrund312. 700Schillinggenchmigt.
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28goldeneHochzoitenin einerWoche.
In dor vorigen Wochewurden bei der Gomeinde nicht wonigerals

28 goldeneHochzeitenvonWienerEhopaarenangemeldet .In Vertretungdes
Bürgermeisters besuchte amtsführender Stadtrat Honayalle Jubelpaare in
ihren Wohnungen ,beglückwünschte sie und überreichte ihnen dieEhrengaben
der Stadt Wien .Interessant ist eine vomMagistratausgearbeiteteStatistik
über die Kinderzahl der Ehejubilare .Den 28 Ehepaaren wurden 113 Kinder ge¬

boren ; 82sind nochamLeben ,die zusammen83 Kinderhaben .Nurzwei"goldene "
Hochzeitspaare hatten überhaupt keine Kinder ,eines erreichte mit elf Kin¬
dern die Höchstzahl .Insgesamt hatten sich heuer 327 " goldene "undzwölf
" diamantene" WienerHochzeitspaare beim Magistrat gemeldet .Sie wurdenalle
vomamtsführendenStadtrat Honaybesucht ,der ihnen auch die Ehrengabender
Gemeinde- 50Schillingin einergeschmackvollausgeführtenLederkassette
undein in GoldrahrongefasstesDiplom-überreichte .

Folgende 28 goldene Hochzeitspaare wurdenin der Vorwochevon
der Gemeindegochrt :

Moriz und Johanna Adler ,Josef und Katharina Birkelbauer ,Johann
undLoopoldineFederbauer ,Carl undErnestine Fuchs ,MoritzundJulieGer¬
zabek ,FranzundChristineGrabherr ,AmandundFyanziskaGrimme ,Aloisund
AlbineHawranek,AntonundRosinaHellinger ,HeinrichundJosefaHolzgruber,
KarlundMariaAnnaHrozek ,LeopoldundTheresiaJarolim ,WenzelundBerta
Karasek,JuliusundJosefaKatauczek,AugustundJosefaKerner .Joachimund
Maria Krasucki ,Karl und Maria Mayer ,Josef und AgnesMoritz .Oswaldund
EllaMuck,JosefundMargarethePalzer ,GeorgundMariaReisinger ,Johann
lund MariaRöhal ,Antonund Rosalia Suchy ,Wilhelmund AnnaSchossig ,Anton
undMariaStöger ,SamuelundMarieSträuhsler .JohannundRosaliaTroltsch
undSeligund .LibeWeissberg.
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DerVeranschlagder GemeindeWienfür1934 .
Beginnder BudgetverhandlungenimRathaus.

Der WienerStadtsenat gebannheute in gemeinsamerSitzung
mit demstädtischen Finanzausschussdie Beratungüber denVoranschlagder
BundeshauptstadtWienfür dasJahr1934 .DieVerhandlungenleiteteStadt-¬
rat Dr .Dannebergmit einemeingehendenBericht ein ,in demerausführte :

Wiesehr sich die Finanzlage der Gemeindedurch dieNot¬
verordnungender Regierungveränderthat ,Sieht manaus der Tatsache ,dass
das Budget,wennes ohneRücksichtauf die Eingriffe des Bundesaufge-¬
stellt wird ,einen Abgang von nur 23 ' 8Millionen Schilling ausweist ,einen
Ahgang,der7 Prozent des Gesamterfordernissesausmacht .Berücksichtigtman
ferner ,dassdie imheurigenJahrAzabeschlossenenPersonalkürzunge
imAusmassevon ' 2Prezent ,diebekanntlichnurbisEndeDezemberdesheu¬
rigenJahresterminiertsindauchfür dasnächsteJahrGeltunghaben /wer-¬
den,so sinkt das Defizit auf 17 ' 8Millionen Schilling in einem
Budget ,in demnochdervolleErtragderWohnbausteuerfürWohnhausbauten
ausgegebenwürde .DieGemeindekönntealso ,wenndieEingriffedesBundes
nichtwären ,fürdasnächsteJahrglattwegeinausbalanziertesBudgetvor-¬legenohneirgendwelcheSteuer -uddrTariferhöhungenvornehmenzumüssen.
DurchdieNotverordnungen,diederGemeindezumTeilEinnahmenentzogen,
zumTeil Lasten auferlegt haben,erhöht sich der AbgangimGemeindebudget
von2318auf108,376. 000Schilling,alsoaufeinenenormenBetrag ,für
dessen Bedeckungso weit wie möglichVorsorgegetroffen werdenmuss . Wiein
denBedeckungsvorschlägenangeführtwird ,ist geplantdieBedeckungdakinzu
suchen,dassimnächstenJahredieInangrdffnahmeneuerWohnhausbautenun¬
terbleibt “dasseineAngleichungderBezügederstädtischenAngestellten
undPeniionistenandiederBundesangestelltenerfolgen ,dassSparmassnahmen
durch Pensionierungen . . . durchgeführtwerdensollen und dass eineAbfuhr
derstädtischenGas -undElektrizitätswerkeandieHoheitsverwaltungim
Betragevon25Millionenerfolgensoll ,diehereingebrachtwerdensoll170teils durchTariferhöhungen,durchVerwendungeinesToilsderAb-¬
schreibungenfür Investitionszwecke.AuchdannbleibtnocheinRestbetrag
von 35 ' 2Millionen S offen ,für don,soweit nicht noch Rücklagenvorhanden
sind ein BedeckungdurchKroditoperationengesuhtwerdensoll .DerVoran¬
schlag ,wieer sichunterBerücksichtigungderNotverordnungendarstellt
weist ain Dofizit auf ,das ungefährso hochist wiederLastonbeitrag,den
derBundfürdieJahre1933und193hderGemeindemitje , 36MillionenS
auferlegt hat .Durchdie vorgesehenenMassnahmenwärees also möglicheine
Dockungfür alle VerkustezufindenmitAusnahmeder36MillionenS ,dieal
LastenbeitragderGemeindeandenBundhinzugekommensind .Jüngstwarin
einer Zeitung eine Mitteilung des Finanzministers zu lesen ,die er einer Or¬

ganisationvonGemeindeangestelltengemachthat ,die Bundesregierunghabe
wohlein gewissesInteressedaran ,dassdie BezügederGemeindeangestellten
an die der Bundesangestelltenangeglichenwerdendie Bundesregierunghabedas
abernichtvonderGemeindeverlangt .Dashat auchniemandbehauptet .Aberes
ist bekannt ,dass die Massnahmen: ! gegen die GemeindeschonvondemfrüherenFinanzministerdamitbegründetwürden,dassesder
Gemeindenochimmersehrgutgehe ,dasie auslaufendenMittelnWohnhäuser
baueundnochimmerMittelfinde ,umihreAngestelltenbesserzuzahlenals
der Bund .Nun ist es tatsächlich eine Konsequenz der ungeheuren Geldent¬

ziehungen ,dassdie GemeindekeineneuenWchnhäuserfür 1934bauenunddie722
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BezügederGemeindeahgestelltenandiederBundesangestelltenangleichen
muss . Niemandwird den Beweiserbirngen können ,dasses molichwäre,ein
aktives Gemeindebudget aufzustellen,wenn man die Personalkosten der Ge - ¬

meindeunverändertäässtundsie nichtandiedesBundesangleicht ,weil
sn grosse Beträge auf anderemWegenicht eingespart werdenkönnen .Der
Sachaufwandist ja schonseit1931schrittweisevoneinemJhrzumande-¬
ren reduziert worden ,in manchenPunktenviel zu sehr .DieSparmassnahmen
auf diesenGebiete ,die anderenFaktorenerwünschterscheinenmögen ,haber
sehrnachteiligeFolgen .EineReduktienderGehälterderGemeindeangestll-¬
ten bedeuteteine sehr starke Einschränkungin der Lebenshaltungzehntau-¬
senderMenschenundhatdamitihreRückwirkungaufGewerbeundHandelin
derganzenStadt .UndwenndieGemeindenichtmehrin derLageistInvesti¬
tienen zu machen ,hat das natürlich seine Folgenfür Industrie undGewerbe
vorallemfürdasB,ugewerbe,mitallemwasdamitzusammenhängt. EsistgarkeinZweifel ,dassdiesesehrstarkeEinschränkungderInvestitions-¬
tätigkeitderGemeindedieArbeitslosigkeitinEinnleidervermehrenwird,und,zwe Pn it ErWährenddie Gemeindebisheralles/getanhat umdie Arbeitslosigkeitin

Wien relativ niedrig zu halten .Die gesamten Investitdonen machenfür
dasnächsteJhr nur12 ' 5MillionenS aus ,zudenenallerdingsnoch
arbeitschaffendeAusgabenfür Gemeindeerhaltungen,Materialienetc .von
insgesamt34MillionenSkommen,sodassimganzenimmerhindoch16 ' 5Mil¬
lionen S aus diesemBudgetdemArbeitsmarktunmittelbarzugutekommen,al - ¬
lerdingsvielweniger ,als wasimVerhältnisvonderGemeindeinfrüheren
Jahrenaufgewendetwerdenkonnte.Eswirdwiederholtbehauptet,derBund
habein der Lge,inder er selbst sich befinde ,nichtandersverfahren
können,erhabesichvonderBelastungbefreienmüssen ,wiesie durchden
Steuerrückgang anf Grundder Gewährleistungsklausel für ihneingetreten
ist under habeüberdiesvonder Gemeindeeinen Kostenbeitragfürsein
eigenes Budgetverlangenmüssenumdas Gleichgewichtim Bundesbudgetber¬
stellenzukönnen. DerBund,derja dereigentlicheHerrderSteuergesetzge-¬
bungist ,hat ,seitdemvomJahre1930angefangeninfolgederKriseein
RückganginseineneigenenEinnahmeneingetretenist ,immerwiederdafür
gesergt,dassdieseEinnahmenrückgängewettgemachtwerdendurchSteuerer¬
höhungen,durchEinführungneuerSteuern,durchZoll -undTarifregulierungeundsoweiter .Sokommtes ,dassderBundseineEinnahmenin derKrise
keineswegsverringerthat
M .

Dazukommtnech ,dasser
die36MillionenSeinfachderGemeindeweggenommenhatumauchnochauf
dieseWeise,fürdiedurchdieFrisegesenktenSteuereingängeeinenErsatz% Karde ezuhaben. kann derBund 1 ,Sõine Budgetsfür 1933und1934seienausgeglichen .Daser dadurcheinDefizitbeiderGemeindein demselbenBe-¬
trageerzeugt,bleibtdabeiausserBetracht.ErüberlässteinfachdieSorge
fürdieDeckungdesDefizitsderGemeinde.Dasist gewisskeinevomge-¬samtösterreichischenStandpunktzweckmässigeFinanzpolitik .DerBundhat
esabernichtdabeibewandenlassen ,fürseineigenesBudgetderGemeinde
Einnahmenzuentziehen,erhatauchdieeigenenSteuernderGemeindeattak-¬
kiert . SoergibtsichbeiderNahrungs- oderGenussmittelabgabeallein
einEntgangvor “ 6MillionenS .AndereSteuerfragensindwiebekannt,derzeitnochinSchwebe.FüreinensolchenEntganganSteuernmusssichdie
GemeindeeinenErsatzanEinnahmenschaffen,wenndieAusgabeneinschränkungnichteinenUmfangannehmensoll ,derdieganzeExistenzderGemeindever-¬723
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waltungbedroht .Die Gesamteinnahmender Gemeindeaus den eigenenAbgaben
undaus denZuschlägenzu denBundesteuernsind mit 133 ' 5MillionenS
veranschlagt ,wovonaber ' 6MillionenS für die Nahrungs -oderGenuss-¬
mittelabgabe und Mindereinnahmenan Lustbarkeitsabgabe derBundestheater
undder Ravagabzuziehensind ,sodass an Einnahmennur 128 ' 5MillionenS
übrigbleiben ,gegenübereinemHöchststandaneigenenSteuereinnahmender
Gemeindevon210MillionenS ,wieer nochvoreinigenJahrenzuverzeich¬
nenwar. Esist jetzt beliebt ,diesenausserordentlichenEinnahmenrückgang
als eine Konsequenzder falschenPolitik der Gemeindehinzustellen .
In Wirklichkeitist er nur eine Konsequenzder Wirtschaftskrise ,eineKon-¬
sequenz ,die deshalbvoll in Erscheinungtritt ,weil es die Gemeindeunterlassenhat ,gleichdemBundesSteuererhöhungenvorzunchmen,diedenRück¬
gangandererSteuernwettmachensollen .Würdemaneine Rechnungdarüber
aufstellen ,wasvondenneuenSteuern ,diederBundseit 1931gemachthat ,
vonder WienerBevölkerungallein aufgebracht werdenmuss ,würdemanzuei
Summekommen,diesichwahrscheinlichvonderGesamtsummederWienerGe-¬
meindeeinnahmennicht wesentlichunterscheidet . Esist also nicht so ,dass
infolgeeinerfalschenFinanzpolitikderGemeindeWiendieWienerBevöl-¬
kerungausgeblucetist ,sondernvielmehrso ,dassdie Gemeindenichtin
dieLagegekommenist ,ihreSteuernaufdienötigeHöhezubringen,sondern
dassderBunddasfür sichselbstbesorgtunddieseSteuererhöhungenden
Steuerträgerndadurcherträglichermacht ,dasser derGemeindeSteuernweg-¬
nimmt .Dafindet . B .der Bundauf einmal die Kinosteuer der Gemeindeuner¬WienerDassträglich . er von den/Kinos ' 2Millionen S Warenumsatzsteuereinhebt
davonsprichter nicht,ebensowenigdavon ,dasser ihneneineWochenschauauf
genötigt hat ,die demkleinsten KinoimJahr 2000Schilling Auslagenver-¬
ursacht ,dasist beinahesoviel ,wiedieLustbarkeitsabgabefürdiesekleinatenKinosausmachz.

Bsædtrat Danneberg bespricht sodann die einzelnen Steuern
und kommtin diesem Zusammenhanginsbesondere auf die Biersteuer zuspre¬

chen. EsgibtbekanntlichzweiBiersteuern,eineimAusmassvon6Schilling
undeinevon ' 80Schilling .Dieseletztereist für1934miteinemErtrag
von S 2,280 . 000veranschlagt .Auf Grund des letzten Abgabenteilungsgesetzes
mussdie GemeindeWienaberandie anderenLänder diese "Bier¬
steuer mit einemgarantierten Mindestertragvon ' 5MillionenSabliefern .ungefähr
Dasheisst,dieGemeindezahltandieLänder/dasdreifachedessen ,wassiei 5vond
einnimmt .der Bundeine ihn salbst troffende Garantieklauselgegenüber
der GemeindeWienaufgehobenhat ,indemer erklärte,einesolcheGarantio¬
klauselsei unterdenvölligverändertenVerhältnissennichtaufrechtzu¬
erhalten ,soll sdieseGaranticklauselhinsichtlichderBiersteuor ,dieuns
so ausserordentlichbelastet ,weiterGeltunghaben . Eserscheintunsnot¬
wendig ,diese Bestimmungebensowiedie anderenBestimmungendieWien
einen Lastenausgleichzugunstender anderenLänderauferlegen ,abzuschaffen ,
weil die Verhältnissefür Wienganzanderegewordensind .

St . R.Dr .Danrebergerinnert sodanndaran ,dassderLasten¬
ausgleich ,derWienauferlegtist ,imBudgetnichtunterzubringenseiund
daherauf eine Kreditoperationverwiesenwerde .Vomvolkswirtschaftlichen
Standpunkt aus ist es sicher nicht richtig,unter normalenVerhältnissen
eineKreditoperationzuempfehlen,umein Budgetdefizitzudecken .DieAb-¬or ds
Hermalität ,die heute Gemeindebudget entstanden ist ,ist darauf zurück¬

zuführen ,dassderBunddenBogenüberspannthat . Wirhaltenes aberfürnötig
in dieser Fragenocheinmalan denBundheranzutreten ,unddneForderungauf¬
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zustellen ,dass der Bund,wenner den Betrag von 36 Millionen S nicht durch
eigeneSteuernhereinbringenwill ,diese Last sowiedas sogenannteBundes-¬
präzipuumauf alle Länderverhältnismässig umlegeundnicht Wienallein
damitbelaste .

Wir haben noch eine dritte Forderung zu stellen .Da die Ge¬

meindeinfolgederungeheurenEinengungihrer Mittelnichtimstandeist ,
Investitionsarbeitenin Wienin einemausreichendenUmfangeselbst zube¬
sergenmusssie imInteresse der WienerBevölkerung ,des ganzenWienerGe- ¬
werbesundder WienerArbeitslosen verlangen ,dass der BundbeidenInvesti
tionen ,die ihmdurch den Erlös der Trefferanleihe ermoglichtsind,möglichs
viel auf WienerBodenvollziehen .Es wärevöllig verfehlt ,wennderErlös
dieserAnleihe ,derzumüberwältigendenTeilin Wienaufgebrachtworden
ist ,ganzin die anderenLänderabfliesse ,undwennnicht ein sehrnamhafter
Teil davonzu Invesitionen auf WienerBodenverwendetwerdenwürde .

„ Wonndie
Gemeindeunter so ungeheuerschwierigenVerhältnissenein solchesBudget
überhaupt noch erstellen konnte ,dies zum guten Teil der Tatsache zuver¬

dankent,dass andersals beranderenöffentlichenKörperschaftender
SchuldendienstimBudgetderGemeindesogutwiegarkeineRollespielt .
DerSchuldendienstderGemeindeimeigenenWirkungskreismachtnichtmehrals rund1 Millionaus .DieseTatsachebewirktes ,dass dasGemeindebudget
so elastisch seinkonnte .

ZumSchlusseberührtSt . . Dr.Dannebergdie Frage,obesni
zweckmässigwäre ,dieBeratungdesBudgetshinauszuschieben,dabekanntlich
die Regierung einige Veränderungen von Steuern wünscht und einige Steuer - ¬

fraganin Schwebesind .Dazuerklärte er ,manhabesich deit demMonate
MärzdiesesJahresdarangewöhntin einemSchwebezustandzulebenundman
weissvoneiner Wochezur anderennicht ,waszu schwebenbeginnt .Eswäre
gewisswünschenswert ,wennmanmit einemstabilisierten Zustandrechnen
könnte ,weil sich die unheilvollenFolgeneines solchenSchwebezustandesin
der ganzenöffentlichenVerwaltungzeigen . Wirsind ,sagt Dr .Danneberg,
meinerMeinungnachverpflichtet ,zuderselbenZeit ,zuderdieGemeinde
auchsonst an die Beratungihres Voranschlagesherangegangenist ,dieseBe
ratungdurchzuführen .Fürdie Kreditfähigkeitder Gemeindeist esjedenfall
das Zweckmässigste,das Budget rechtzeitig der Verabschiedungzuzuführen ,
damitdieganzeBevölkerungweiss ,aufwelcherGrundlagedieGemeindeihreVerwaltungzu führengedenkt.

St . . Dr.Dannebergunterbreitet schliesslich folgendedrei
Entschliessungen :

„ DieBundesregierungwirdaufgefondert,denBetragven72MillionenSchilling,derihrfürdieHerstellungdesGleichgewichtesim
Bundeshaushaltfür die Jahre 1933und1934fehlt ,durch Massnahmenim
eigenenWirkungskreisaufzubringen.Solltesie denWegwählen ,einenBeitraganderergöffentlich -rechtlicherKörperschaftenzu verlangen,wiediesim
Jahre1924durchdie EinführungdesBundespräzipuumsvonje 10Millienen
Schilling bei der Abgabenteilunggeschehenist ,so wird dieBundesregie-¬
rung aufgefordert ,den Beitrag sowie das bisherige Bundespräzipuumauf
alle Länderverhältnismässig umzulegenundnicht Wienallein damitzubelasten . "

" Die Bundesregirung wird aufgefordert,ehhstens dafürzu
sorgon ,dassder Lastanausgelich ,der Wienunterheutenicht mehrbestehenden
Voraussetzungenbei der letzten Abgabenteilungim Jahre 1931zugunstenderanderenLänderundGemeindenauferlogtwordenist ,aufgehobenwirdundinsbesonderedemunhaltbarenZustandein Endebereitet wird ,dassderEr¬
trag der WienerBiersteuer von ' 80Schilling pro Hekteliter ,die nurmehr2,280 . 000Schilling einbringt ,mit demgarantierten Batrag von6,500 . 000
Schilling an die anderenLänderabgeliefert ,werdenmuss" .725
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" DieBundesregierungwird aufgefordert ,in Anbetrachtder
Tatsacho ,dassdergrössteTeilderTrefferanleihein Wiengezeichnet
worden ist ,und in Anbetracht der Tatsacho ,dass die Kräfte der Gemeinde
infolge der finanziellen Massnahmendes Bundes für nennenswerteInvesti¬
tienen nicht ausreichen ,einen grossen Teil des Erlöses aus der Trefferan¬
leihe auf Wiener Bodenzu verwenden ,damit das Wiener Baugewerbevordem
Ruinzu bewahrenundaucheine Belebunganderer Industriezweigeherbei¬zuführen .

StadtratKunschakerklärt ,dasssichdervorliegendeVoran-¬
schlag nicht nur in seiner Konstruktion von den früherenVoranschlägen
unterscheidet,sondern auch in der Tatsazhe,was seine Ziffern besagen .
Es ist ein Elendsvoranschlag,der uns befürchten lässt ,dass das Jahr 1934
für die WienerBevölkerungund für das Wirtschaftsleben von Wieneinsehr
ungünstiges werdenwörd,wenndie Dingedie Entwicklungnehmen ,wie sie der
Voranschlagdarstellt .DerVoranschlagist aberaucheinVoranschlagder
Unaufrichtigkeit.Dasleitet sichschondarausab ,dassderReferentoffenba
davonausgegangenist ,dieDingenichtsodarzustellen,wiesiewirklichsir
der Referent hat bei der Erstellung des Voranschlages politische Tenden¬
zenverfolgt,wassichschondarausergibt ,dassimVoranschlagaufdieMass
nahmen der Bundesregierung keine Rücksicht genommen worden ist . Wirfinden
an dieser TendenzkeinenGeschmackundschongar nicht an derGarnierung
dieserTendenz.SiehabeneinenVoranschlagaufgestellt,vondemSiewissen,
dasser nichtwahrist ,weilSieaufdie gegebenenTatsachenabsulutkeine
Rücksichtgenemmenhaben .So nimmt . B .der Voranschlagauf die vomGemeind.
rat beschlossenenKürzungender PensionenundGehälter derAngestellten
keineRücksicht.BeidenBezügenderFunktionäresinddieungekürztenBezüg
fürdreinichtamtsführendeStadträteeingesetzt,obwohlesnurzweigibt
undobwohlderenBezügebei der letzten Gehaltsregulierungum15Prozent
gekürztwordensind .SchonindiesemBelangegibtderVoranschlageinganz
falschesBild ;SiehabendaaufKostendesAnsehensdernichtamtsführendenStadträte eine stille Reserveeingebaut .Ebensoverhält es sich mit denBe- ¬
zügender Gemeinderäte .Die Zahl der Gemeinderatsmitgliederist bekanntlich
um15geringergeworden ,aberauchdasist imVoranschlagunberücksichtigt
geblieben .Darausersieht man,dassan allen Eckenund EndendesVoranschlag
starkepolitischeTendenzenvorhandensind,undichmussschonsagen ,dass
sichdarinderderzeitigeFinanzreferentsehrungünstigvomfrüherenFinar
referentenunterscheidet. St.R .Danneberghat sichgegendenVorwurfge-¬wendet,dassdie FinanzpolitikderGemeindedasWirtschaftslebenderStadt
ruiniert hat unddasssie eine unsinnigeist .TrotzdieserseinerBemerkung
behaupteich ,dasses unverkennbarist ,dassnebenderWirtschaftskrisein
einemsehr grossen Umfangedie Steuerpolitik der GemeinedeWienzusehr
schwerenSchädigungendes WienerWirtschaftslebensgeführt hat -Wirhaben
schonwiederholtfür dieseBehauptungkonkreteFälle aufgezeigt .DasAbwan¬
dern der wenigenreichenLeuteundder Industrie vonWienist aufdie
FinanzjolitikderGemeindeWienzurückzuführen.Wirhabenschonwiederholt
daraufaufmerksamgemacht,dassdieWienerSteuerpolitikdengeändertenVer-¬hältnissenangepasstwerdersoll .KeinSydtemkannaufdieDauerbestehen.
SieaberhaltenstarranjedemeinzelnenDetailIhresSteuersystemsfest,wasdazugeführthat ,dassdiesesSystemheuteunerträglichist . Wirhaben
schenbeiderBgratungdesRechnungsabschlussesaufeineRevisionvonGe¬
meindeabgabenhingewiesen ;Sie aber habendiesen Gedankenschroffzurück¬
gewiesen,stattunsereMeinungenundAnträgeunteranderenGesichtspunkten
zubeurteilen.Dasführtdazu ,dasssichinallenBevölkerungskreisendie726
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Tandenzgeltendmacht ,nachMassnahmenzurufen ,die eineSchwächungder
Autonomieder Gemeinde darstellen .Ein solches Beginnenkannniemanden
recht sein ,demes mit der Autonomieder Gemeinde ernst ist .Ich binder
Meinung ,dass sich dr Finanzreferent entschliessen müsste ,das ganzeSystem
einer Prüfung zu unterziehen,weil dies für die Autonomieder Gemeindeund
für die Finanzen der Stadt Wienvon allergrösstem Vorteil wäre .Ichkann
immerwiedernursagen ,dasses eineunleugbaresachlicheundpolitischeNet
wendigkeitwäre,aneineRevisionderGemeindeahgabenzuschreitenundalles
auszumerzen,wasdenheutigenVerhältnissennichtmehrentspricht .Daist

. B.die Hauspersonalabgabe; sieist einePrämiefür die Entlassungzunächs
der männlichenHausgehilfenunddannfür die allgemeineReduzierungder
ZahlderHausgehilfinnenüberhaupt.AberauchbeidieserAbgabehaltenSie
an remSystemfest,setzen Sie allen unserenAnträgenein starresNein

entgegen .
St . R.DanneberghatdreiEntschliessungenvorgelegt;ichmuss

schonjetzt seine Hoffnungzerstören ,dass die drei Anträgeeinhelligbe¬
schlossenwerden .DieseAnträgesind nachpolitischen undnachsachlichen
Gesichtspunktenzubeurteilen.BeidersachlichenBeurteilungmüssenwir
feststellen ,dass wir dieser Anträgenicht bedürfen,weilwir schonseit

WochenunserenStandpunktderBundesregierunggegenüberinunmittelbaren
Verkehrvertreten .DasPräsidiumunseresKlubshat schonwirderholtbei
derRegierungvorgesprochenundichpersönlichhabeinsbesondereinder
letztenZeitwiederheltdeBundeskanzlerundMinisternunserenStandpunkt
klargelegt . Wirwerdenselbstverständlichauchin Hinkunftdiesenunseren
Standpunktbeibehaltenundwerdenals VertreterderWienerBevölkerungvon
derRegierungverlangen,inhervorragendemMasseaufdasWienerWirt-¬
schaftslebenRücksichtzunehmen.Tatsacheist ,dassauchdieBundesregierung
ernstlichbemühtist,inihreInvestitionspolitikdasGebietderGemeinde
Wieneinzubeziehen. Wirsindunsauchals Oppositionin diesemHaussehr
wohlbewusst ,dasswiranderVerpflichtung,diewirderWienerBevölkerung
gegenüberhaben ,nichtachtlosvorübergehendürfen .Beiderpolitischen
Beurteilungmussichfeststellen ,dassesunsunmöglichist,aneinerAktion
gegeneineRegierungteilzunehmen,die unsparteipolitischnahesteht. Wir
sind hier imHauseeine Minderheit ,die auf die GestaltungderGemeindever¬
waltungkeinenEinflussnehmenkann .SclangedieserZustandandauert,
könnenSie vonunsnicht verlangen ,dasswirunsbei der Abstimmungüber
die drei Entschliessungenmit Ihnen koalieren . Wirwerdenuns daheran
der Abstimmungüberdiesedrei Entschliessungennichtbeteiligen ,Behal-¬
ten unsabervor,unserenStandpunktunmittelbarimVerkehrmitderRegie-¬
rungzuvertreten .FürdenVoranschlagzustimmen,sindwirseöbstverständ-¬
lich nicht in derLage.
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St . RtinDr .Motzko erklärt ,der Voranschlag gebe keine Ver¬
gleichsmöglichkeit,erseiundurchsichtig.DieZiffernentsprechennichtden
Tatsachen,sieentfernensichimmermehrvomBodendr Wirklichkeit ,weilder vorliegendeVoranschlagebenauf die gegebenenTatsachenkeineRück¬
sicht nimmt .Die Rednerinbespricht die Wohnbaupolitikder Gemeinde ,wobei
sie erklärt ,dass die FormundGestaltungdes WienerWohnbausystemssich
nicht als tragbar erwiesen hat .Der Fehler ,den die Gemeindeverwaltungbegange
hat,war der ,dass Wohnungsbauund Wohnungsfürsorgeineinanderverschmol¬
zen wurden .Die weiteren Ausführungender Rednerin beschäftigen sich mitder
" ohnbausteuer insbesondere für die in der Inneren Stadt befindlichen Ge¬
schäftslokale .Dort beträgt die Wohnbausteuer70 ProzentdesHauptmietzin¬
ses oder 35 Prozentdes Friedensmietzinses .Dassind Verhältnisse ,diedie
Wirtschaft ruinieren müssen ,weshalbunter allen UmständeneineRevision
derWohnbausteuerverlangtwerdenmuss.DerVoranschlagzeigt ,dassSienicht
dieAbsichthaben,vonIhremSystemabzugehen,aberdieZeitunddieVer¬
hältnisse werdenSie zwingen ,den Wegeiner vernünftigenGebarunggehen
zumüssen .

In seinemSchlussworterklärtSt . . Dr.Dannebergbezüglich
desVorwurfesder UnaufrichtigkeitdesVoranschlages,dassdieserVorwurf
eine masslose Uebertreibung ist .Für diesechorrible Behauptung stützt sich
Stadtrat Kunschakauf die Tatsacheeiner Unrichtigkeiteiner Ziffer .Bei
derAngabederBezügedernichtsamtsführendenStadträteist tatsächlichein
bedauerlicherIrrtumentstandenundderBetragvon12. 500Schillingredu¬
ziert sichauf8,330Schilling .Aufdie KürzungenderPensionenundGehälter
konntein diesemVoranschlagnichtRücksichtgenommenwerden,weildiese
Gehaltsregulierungenmit31 .Dezember1933terminiertsind .DerVoranschlag
mussteaberrechtzeitigaufgestelltunddenGemeindeinstanzenvorgelegt
werden ;würdemanauf den Abschlussder zwiskhender Verwaltungund demPer - ¬
sonalschwebendenVerhandlungenwarten,hättemanmindestenseinBudgetpro¬
visoriumfür Jännerwerlangenmüssen ,wasderKreditfähigkeitderGemeinde
nicht vonNutzengewesenwäre . DieForm ,wieder Voranschlagerstellt wor¬
denist,ist die Korrektheitselbst .Völligunerfindlichist es,wiejemand
dieUebersichtlichkeitdesVoranschlagesbezweifelnkann .FrauSt .. Dr.Motzkomussdie Einleitungnichtgelesenhaben ,dennsic ist dasEntscheidende
Es ist keinepolitische Tendenz ,aufzuzeigen,umwases sichhandelt . Es
ist ja fürdis gesamte Wiener Bevölkerung von Interesse ,zu
wissen ,warumdie einschneidendenSparmassnahmenvorgenommenwerdenmüssen.
Esist hiergesagtworden,dasswirandengegebenenVerhältnissenachtlos
vorübergehen .Demist auchnicht so .WirhabenbekanntlichimSommereine
Realsteuerreformgeplant .Dasssie nichtzustandegekommenist,istnicht
unsereSchuld ;dieRegierunghatsie einfachabgelehnt. Wirhabenjetztwiederder RegierungVorschlägevorgelegt,umihre Meinungzuhören .

Esgehtnicht an zu behaupten ,dassdas WienerSteuer¬
systemvonderWienerBevölkerungeinhelligverurteiltwird.JedeWahlseit
1919 hat gezeigt ,dass das Wiener Volk sich mit einer wachsendenMehrheitzu
diesemSystembekenntundauchWahlen,dienjetztvorgenommenwürden,würden
kein anderes Ergebnis zeitigen . St . R.Dr .Dannebergäussert sich sddannzuden
vonder St . RtinMotzkovorgebrachtenZweifeln ,ob die einzelnen Steuernrich - ¬
tig präliminiertseien . WasdieWohnbausteuerbetriffft ,sohatdietechnische
DurcharbeitungbezüglichdesWohnbausteuerzuschlages,dieeinhinhalbJahre
gedauerthat ,dazugeführt ,dassdiePräliminierungimJhrel933nichtganz
richtigwar .Dadie Arbeitennunmehrabgeschlossensind,sindZweigelander
PräliminierungwohlnichtamPlatz .Vonden6 MillionenSEinnahmen,dieman
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bei der Nahrungs -oder Genussmittelabgabeangenommenhat ,sind infolgeder
Massnahmender Regierung ' 6Millionen Wabzurechnen .Die Bräliminierung der
FürsorgeabgabepasstsichmiteinemgeringenAbschlagdemErfolgvon1933
an .Das Gleiche gilt von der Fremdenzimmerabgabe. nuSt . . Dr .Dannebergäussert sein Bedauerndarüber ,dass die christlichsoziale Partei sichent¬
schlessenhabe ,bei denvonihmvorgelegtenEntschliessungen ,derensach .

StimmenenthaltunglicheRichtigkeitauchSt. . Kunschakzugebenmusste, zu
üben ,daes sichhierumgrossevonParteipolitikvölligunabhängigeIn¬
teressenderGemeindeWienhandelt .

EswirdhieraufbeschlossenindieSpezialdebatteeinzugehen
DieAnsätzederVerwätungsgruppeII werdengerehmigt.
Die von Stadtrat Dr .Dannebergunterbreiteten Entschliessunge

werdenbeiStimmenenthaltungderChristlichsczialenangenommen.
St . . Speiserreferdert sodann über den Voranschlag derVer¬

waltungsgrippe . Erverweist darauf ,dass in demPersonalaufwand ,dermit
S161,05. 050veranschlagtist ,diemit31 .Dezember1 .J .befristeteKür¬
zungderBezügeum ' 2Prozentnichtberücksichtigtist .DieseKürzungwürde
jährlichrundS6,000. 000einbringen.DajedochzurBedeckungdesBebarungs-¬
abgangsauchbeimPersonalabgangErsparungendurchAngleichungder
AktivbezügeundderPensionenandieBezügederBundesangstellteninder
HöhevonS20,000. 000vorgenommenwerdenmüssen,sindüberdie ' 2prozenti¬
geKürzunghimausnoch14,000,000S einzusparen .Ueberdie zurErzielung
diesesBetragesnotwendigenSparmassaahmensinddieVerhandlungenmitden
Angestelltenorganisationennochnichtabgeschlossen.VondenfürdasJahr
1933fürdenPersonalaufwandveranschlagten181,000. 000Swurdenbereits20,000 . 000Seingespart . " DerStandder Aktivenhat
sichgegenuberdemVorjahrum428Personenvermindert .Dajedochheuerum
rund 200Sadsonarbeitermehrbeschäftigt waren ,ist beimständigenPersonal
tatsächlich eine Verminderungumrund630Personeneingetreten .DerStandder
Penidonsparteienhat sich umrund300erhöht .BeindenstädtischenUnter¬
nehmungenwarenam . August193322. 148Persenenbeschä tigt ,derStandder
FensionistenbeddenstädtischenUnternehmungenbeträgt . 713. DieGemeinde
WienundihreUnternehmumgenbeschäftigtenam. Augustd .J .insgesamt46. 388
Personenundzahlbean20. 889PersonenRuhe-oderVersorgungsgenüsse,sodass
insgesamtrund67. 300PersonenvonderGemeindeGehalteoderPensionenbe-¬zichen .

St. . Kunschakbemängelt,dassFehlenvonPetailauswdisungen
zumBudgetundverlangtAufklärungübereinzelnePostendesVoranschlages
der GruppeI insbesondereüberdie SteigerungderAusgabenfür die DienstkleiderderMagistratsangestellten .

St . RtinDr .MetzkohältdamvomPersonalreferentenangekündig-¬
teweitereKürzungderPersonalbezügenichtfürdenrichtigenWeg,umErspa¬
rungenamRersonaletatvorzunehmen.DiebessereLösungwäreeinvernünftigernachsozialonGesichtspunktenvorgenommenerAbbau .DerAbbau,wieihndio
Gemeindevornimmt,erscheintunsallerdingsnichtzweckentsprechend.VorallemwehrttsichedieGemeindedagegen,dassnachdemApbauderFreiwilligen
diePensionsreifonabgebautwerden.SoweitessichumsehrtüchtigeBeamte
handolt ,könntenja auchhier direkteAusnahmengemachtworden .Fernermüsste
sich die Gemeindeauchmit demProblemdes Doppelverdienertumsauseinander-¬
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setzen .Sehrbedenklichist die Herabminderungder Lehrerzahl ,wodurch
derErfolgderSchulreformin Fragegestellt wird .DieRednerinverkangt

sodann Aufklärung über einzelne Posten und bezeichnet die imBudget

nochimmerenthaltenePostfür die Gmeindewacheals höchstüberflüssig.
St . . Speisererwidertder St . RtinDr .Motzko ,dassdieGemeind

sich bei demAbbauimallgemeinenohnehinan denGrundsatzhalte ,die
DienstälterenvordonDienstjüngerenabzubauen.Allerdingskannsichdie
Gomeindenichtentschliessen ,diegenerelleVerfügungeinerPensionierung
derBensionsreifenBoamtenzutreffen ,dasichunterdenpensionsreifenBo-¬
amtensehr tüchtige Bgamteunddazunochin einemverhältnissmässignicht
hohenLebensalterbefinden .DieSMeigerungder PostfürDienstkleider
gegenüber im Vorjahr erklärt sich daraus ,dass das Vorjahr ein Sparjahr

fürEigentumsstückewar ,inødemdiein diesemJahrfälligenNeuanschaffungen
nicht vorgenommenwurden .EineSteigerungder Geldausgabenaus diesemTitel
im vorliegenden Budgetist daherselbstverständlich .

DieAnsätzederGruppeI werdenhieraufgenehmigt.
StadtratHonayberichtetüberdenVoranschlagderVerwaltung

gruppefürWohlfahrtswesen.DieBruttoausgabenbetragen 97 ' 1Millione .
. Hierist vorallemdie starkeSteigerungderSpitalsverpfkegskostenbe-¬

merkenswert ,diegegenüher1933von ' 5auf11 ’ 9MillionenSgestiegen
sind .FürErhaltungsbeiträgesind14' 5MillionenS ,fürPflegegelderan
inder ' 5MillionenS ,fürSäuglingswäsche320. 000SundfürVerpflegs-¬
kostenin fremdenKrankenanstalten11 ' 9MillionenSpräliminiert .DieJu-¬
gendfürsorgeanstaltenerfordernimJhre1934rund ' 6MillionenS ,die
Versorgungshzuser,indenen8100Menschenverpflegtwerden,' 7MillionenS,
dieeigenenKramkenanstaltenrund6MillionenS ,diebeidenIrrenanstalten,indenenmehrals5000Geisteskrankeuntergebrachtsind ,erfordern' 7Mil-¬
lionen. StadtratHonayberichtetsodannübereinigeSparmassnahmen,
dieimWohlfahrtswesenimJahre1934unbedingtdurchgeführtwerdenmüssen,wobeijedochainegenerelleHerabsetzungderlaufendenUnterstützungen

nichterfolgenwird . EserfolgtauchkeineVerschlechterungderVerpfle¬
gungindeneinzelnenstädtischenAnstaltenebensowiediePfleglings-¬entschädigunganunverändertaufrechtbleiben .

SodannwnudedieVerhandlungunterbrochen .DieDobatteüberdenVoranschlagwirdmorgen,Mittwoch,fortgosetzt.
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DieLichtpreisrabatteimGast -undSchankgewerbe.
Heureerschienenals VertreterderGenossenschaftderGast¬

wirteVorsteherHolzmann,Vorsteher-StellvertreterSchaffhaubt ,Kammer¬
rat Stegbauer ,ferner für das Gremium der Kaffeehausbesitzer Vorsteher

Egkher sowie die Vorsteher - Stellvertreter Aldor und Demerer ,ferner für
dasGremiumderHoteliersVorsteherScheiflingerundfür dieGenossenschaft
derKaffeeschänkerVorsteherTschoklundPräsidialmitgliedGaron,schliess-¬
lich SyndikusDr .ZedekimRathaus ,ummit VizebürgermeisterEmmerling
undStadtrat Dr .Dannabergdie Frage der Rabatte beimStrombezugzube- ¬
sprechen .Nach einer längeren Erörterung der Lage im Gast -undSchank¬
gewerheund der Auswirkungender letzten Strompreiserhöhungmit dervölli - ¬
gen Aufhebungder Rabatte kammanzu demErgebnis ,dass in Erwartungeiner
SteigerungdesKonsumsdie Wiederherstellungder RabattsätzeimaltenAus-¬

masse von den jeweils geltenden Strompreisen erfolgt .Bezüglich desStromes
für Reklamzweckebleibendie alten Rabatteunverändertaufrecht .

. - ¬
DerVoranschlagWiensfür1934.

DerWienerStadtsenat setzte heute in gemeinsamerSitzung
mit dem städtischen Finanzausschuss die Beratung über den Voranschlag der

BundeshauptstadtWienundüber die Wirtschaftspläneder städtischenUn¬
ternehmungenfür dasJahr 1934fort .

InderSpezialdebatteüberdasKapitelWohlfahrtswesenführt
StadträtinDr .Motzkoaus ,dasshier Abstrichevorgenommenwordensind ,die
sehr bedauerlichsind .Aufallen Gebietenzeigensich sehr füllbareEin¬
schränlungen ,obwohles dringendnotwendigwäre ,den Fürsorgeetat dentat - ¬
sichenBedürfnissenanzupassen .EineDarstellungdesRechtsverhältnisses
zwischenGemeindeWienunddemBürgerspitalsfondswäresehrwünschenswert .
Auchin der Wohlfahrtspflegezeigt es sich ,daesSie Ihrenkulturkämpferi¬
wchenGeistnicht aufgebenwollen ,wassich schonausderSubventionierung
desVerbandesder freiwilligenJugendfürsorgemit60 . 000Schillingergibt ;
der Caritasverbanddagegengoht leer aus .

St . . Kunschakteilt mit ,dass ihmvomReichsbundderKriegs-¬
epferOesterreichsdieBeschwerdezugekommenist ,derReichsbundseimit
seinemAnsuchenumBewilligungeinos SammeltagesvomMagistratabgewiesen
wordon ,ebrohl der sozialdemokratische Inyalidenverband alljährlich in
denTheatornundKinoseineSammlungveranstalte ,undersuchtumAufklärung.

In seinem Schlusswort beantwortet St . . Honaydie anihn
gestelltenAnfragenundsagtdiegewünschteDarstellungüberdieVerpflich-¬
tungender Gemeindean denBürgerspitalsfondszu ,woraufdas KapitelWohl¬
fahrtswesengenehmigtwird.

Ueberdie VerwaltungsgruppeWohnungswesenberichtetSt . R.
Webor .Derfür die Inangriffnahmefür NeubautenvorgeseheneBetragvon
28,000 . 000Schilling mus ste leider gestrichen werden,sodass im Jahre 1934

damitgerechnetwerdenmuss ,dassNeubautennichtin Angriffgenommenwerden
können .DieAbrochnungder fertiggestellten Wohnhausanlagengehtzufrieden-¬
stellend vor sich .Insgesamt wurden mit Inanspruchnahme der Bundeswohnbau - ¬
förderung . 604Wohnungenerrichtet .FürmehrereBauten ,deronAusführung
durchdenGemeinderatbeschlossenwurde ,wurdenBundeszuschüssenichtge-¬
währt .Da auch die Gemeindeaus ihren Mitteln nicht in der Lage ist ,dieso
Bautenin Angriffzunohmon,müssendieseObjektenotgedrungnunausgeführt
bleiben .Zur Gebarungder städtischen Wohnhäuserverwaltungist zubemerken,
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dass sich der Besitz an Wohnungenumdie im Bau befindlichen . 164
vermehrenwirdunddamitdie enormeZahlvon69 . 564Wohnungenund . 661
Geschäftslokalenerreicht .VergebenwurdenimlaufendenJahr . 990Woh-¬
nungen .Damit wurde - einschliesslich des Tausches - der Wohnbodarfvon

. 235Parteienmit24 . OloKöpfenbefriedigt .DerMietzinseingangistzu-¬
friedenstellend .FürErhaltungskostenanstädtischenWohnhäusernsindwie
imVorjahre' 9MillionenSchillingvorgesehen.DerReservefürgrössere
Instandsetzungenwerden3,346 . 000Schillingzugeführt .DieKleingartenför- ¬
derungwirdsichimnächstenJahrkediglichaufdiefachlicheBeratung
undUeberwachnungundaufdieSchädlingsbekämpfung ,fürdieeinBatragvon5000Schillingeingesetztist ,beschränkenmüssen.

Schliesslichbemerkeichnoch ,dassdurchdieEinschränkungderBautätigkeitsichnatürlichauchdieAgendendesWohnungsamtesvermin-¬
dern .DaNoubautenimkommendenJahrvoraussichtlichnichtinAngriff
genommenwerdenkönnen,musstedasWohnungsamtdieVormerkungvonWohnungs:suchendeneinstellen ,zumalbeimWohnungsamteam31. Oktober. J .noch
immer. 912Vohnungssuchendeundmehrals 100. 000TauschwerberinVormer-¬
kungstehenunddurchdiegerichtlichenDelogierungenunddergåeichen
chenhinununterbrocheneinenichtunbeträchtlicheZahldringslichsterFallezuwächst. Esist schonjetzt,daseit Wochenalle Bautenbesiedeltsinc
ungomeinschwer,diedringlichenFällezuversorgenundeswirdgewiss
keineleichteAufgabesein ,dienochzurVerfügungstehendenWohnungen
zweckentsprechendzuvergeben.DieSchrumpfungdesBudgetsistdoppelt
schmerzlich,einmalweildieWohnunggnotnochnichtbehobenist undweil
dieBesoitigungderElendsquartiere,dienurdurchdieöffentlicheBautä.
tigkeiterfolgenkann,leiderauflangeSichtvortagtwerdonmuss,voraller
aber,woildadurchdieArbeitimBaugowerbeinerschreckendem ,jakatastro¬phalemUmfangeingeengtwird .

St. . KunschaktadeltdieHaltungderGemeindegegenüberdon
Siedlungsgenossenschaften ;aufdiesemGobietkommendiewahnsinniggton
Lingevor .DiesezweifellosungerechteBehandlungderSiedlungsgonossen-¬schaftenmussdringendstbehobenwerden.

St. . Dr.MotzkobringtnochmalsdiewirtschaftlicheLageder
GeschäftslokaleinderInnerenStadtzurSpracheundorklärt,dassderZins
unddie Wehnbausteuerzusammenhouteschon35ProzentdesFriedenszinses
ausmachen.WährendimaltenFpiedenszinsschonalleUmlagenenthaltenwaren,
mussderGeschäftsmanndieseheutenebenZinsundWohnbausteuernochsopa¬
rattragonunddiesineinerZoit,inderderGeschäftsumfanginkatastropha¬lemMass 'zurückgeht.

NachdomSchlusswortdesRoferentenwirddasKapitelWohnungs
wesongenehmigt,woraufSt. . RichterüberdieVorwaltungsgruppefürtech-¬nischeAngelegenheitenberichtet .In dieserVerwaltungsgruppeorgibtsich
trotzgrössterSparsamkeitinfolgeunabweislichnotwendiggewordenenArbei¬
ten eineSteigerungderNottoausgabengegenüber1933um ' 4Millicnen
Schilling.DieAusgabenfürStrassenerhaltungundStrassenbausindmit' 34
MillionenSchillingveranschlagt .FürdieFortsetzungdrElektrifizierung
derolcktrischenBeleuchtungsollen260. 000Schillingausgegebenwerden.EineBeitragsleistungfürdenNeubauderReichsbrückeistimVoranschlag
derGemeindenichtenthalten ,weildiesegrosseAusgabedieStrassonbahn¬
unternehmungtrifft .

St .Rtin .Dr .Motzkobezeichnetes als absolutnichtnotwendig,
dassindieserVorwaltungsgruppeinsbesondereimKanalisationsbotriebeine
weitestgehendeKommunalisierungplatzgegriffenhat .Diesgehteinzigundallein aufKostenderPrivatwirtschaft .
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Der Referent erkkärt im Schlusswort unter anderem ,dass
von,einerSchädigungder PriwatwortschaftkeineRedesein kann .Die
vonFrauStadträtinDr .MotzkogerügteKommunalisierunghatsichgäänzend

bewährt .
DieAnsätzederVerwaltungsgruppefürtechnischeAngele-¬

genheitenwerdendaraufhingenehmigt.
St . R .Linder leitet die Verhandlungen über das Kapitel

Ernührungs-undWirtschaftswesenein ,indemerberichtet ,dassauchindie-¬
ser Verwaltungsgruppedie grösste Sparsamkeitbeobachtetwordenist .Die
usgabenbetragenrund23MillionenSchilling ,die Einnahmenrund14Mil-¬

lienenSchilling .Fürdie weitereAusgestaltungderFeuerwehrsollenfast
7 Millionen Schilling ausgegeben werden .Bei den Lageräusern wird imnächs :

JahreineBesserungderwirtschaftlichenSituationerwartet.
St . . Kunschakbemängelt den überaus schlechten Bauzustand

einzelner Amtshäuserund verlangt deren Renovierung ,woraufdieAnsätze
der VerwaltungsgruppeErnährungs - undWirtschaftswesengenehmigtwerden.

DasKapitelAllgemeineVerwaltungsangelegenheitenwirdohneDebattegenehmigt.
Vizebgm .Emmerlingberichtet sodannüberdieWirtschaftsplän

derstädtischenUnternehmungen.DasGaswerkrechnetmiteinemGebarungs-¬
überschuss von ' 7Millienen Schilling ,das Elektrizitätswerk mit einemGe- ¬

barungsüberschussvon10 ' 57MillionenSchilling ,dieLeichenbestattungmit
einemUeberschussvon150. 000Schilling ,dasBrauhausmiteinemUeberschuss
von 50 . 000Schilling und die Gewista mit einem Ueberschuss von80 . 000
Schilling .BeidenStrassenbahnenist ein Gebarungsabgangvon28 ' 8Millioner
Schillingveranschlagt.DieStrassenbahnenrechnenmiteinerEinnahmezus
derPersenalbeförderungvon103MillionenSchilling .

St. . Kunschakbemerkt ,dassdie jetzt angeschlageneErläu¬
terung für den Kurzstreckentarif vollkommenunverständlich ist .Damitkann
kein Menschetwasanfangen.

DieWirtschsftsplänederstädtischenUnternehmungenwerden
genehmigt,ebensedas Kapitel FinanzenundBedeckung .

Damitist die BeratungüberdenVoranschlagderBundes¬
hauptstadtWienundüberdie Wirtschaftspläneder städtischenUnternehmun¬
genfürdasJahr1934imWienerStadtsenatundimstädtischenFinanzaus-¬schussabgeschlessen.
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DieBevölkerungsbewegungin WienimSeptember1933.
Wie die Magistratsabteilung für Statistik mitteilt,kamen

heuer im Septemberin Wien . 085Säuglinge lebend zur Welt .VondenLebend¬
geburten waren 583 Knaben und 502 Mädchen,849 eheliche und 236uneheliche
Kinder .In dr Wohnung der Mutter wurden 141 ,in Anstalten 944Kinder

geboren .Im Berichtsmonate erfolgten in Wien 29Totgeburten .
Ueber die Säuglingssterblichkeit wird berichtet ,dass im

vergangenenSeptemberin Wien54 Säuglingestarben .Vonden imBerichtsmo¬
nate verstorbenen Säuglingen waren 25 Knaben und 29 Mädchen,30eheliche
und24 unehelicheKinder ;33 Säuglingeatarben im erstenLebensmonat,21
imzweitenbis zwölftenLebensmonat .

Im September des heurigen Jahres starben von derWiener
Wohnbevölkerung . 644Personen .Von den Verstorbenen waren 84emännlichen
und 804 weiblichen Geschlechtes .Als hauptsächlicho Todesursachen sind
in 3chFällenKrebs ,in 282FällenorganischeHerzkrankheiten,in 153Fälle
Tuberkuloseder Atmungsorganeund in 110Fällen Lungen - undRippenfell¬
entzündung angegeben worden ;84 Anzeigen haben als TodesursachenGehirn¬
schlag ,71 Anzeigen Arterienverkalkung ,Al Anzeigen Altersschwäche und
14 AnzeigenepidemischeKrankheitenbezeichnet .65 Verstorbenestamen
in einemAlter bis zu fünf Jahren ,14 in einemAlter vonfünf biszehn
Jahren ,9 in einemAlter vonzohnbis fünfzehnJahren ,2c in einemAlter
von fünfzehn bis zwanzig Jahren ,81 in einem Alter von zwanzig bis drois¬
sig Jahren ,108in einemAlter vondreissig bis vierzig Jahren ,179in
einemAlter von vierzig bis fünfzig Jahren und 282 in einemAlter vonfünf¬
zig bis sochzig Jahren ;886 Verstorbene warenmehrals sechzig Jahrealt .
In der Wohnungstarben685,inAnstalten 959Personen .ImBerichtsmonato
begingenin Wien103PersonenSelbstmord,153Personenverübten einenSelbst

mordversuch. NachdomBerichtderMagistrats-AbteilungfürStatistiksind
heuer im Soptember 23 . 251Personen nach Wienzugewandert und13 . 005
PersonenvonWienabgewandert .Bei BerücksichtigungderWanderungsbewogung
undderBovölkerungsbewegungergibtsich imBorichtsmonateeineZunahme
der WienerBevölkerungum . 687Personen .

100Jahro"Verschwonder".
Aus Anlass der vor 1o0 Jahren - am 2 .Dezembor1833 -er¬

folgten Beendigungvon RaimundsZaubermärchen„ DerVerschwonder "hatdie
DirektionderstädtischenSammlungenin derzwoitenApteilungdesHis-¬
torischenMusoumseinekleineAusstellungzusammengestollt ,die inzeit¬
genössischemMaterial die EntstehungsgeschichteunddieErstaufführung
des WerkesdemBeschauer in Wort und Bild vor Augenführt .

Die Direktion der städtischen Sammlungenerlaubt sichdie
geehrtoRedaktionzuderamkommendenSamstagum11Uhrstattfindenden
Pressobesichtigung ( Rathaus ,Eingang Lichtenfelsgasse ,Feststiege 1 )höf¬
lichsteinzuladen.
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